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Anlage 1 


Entwurf eines Tabaksteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Einleitung 

§ 1 

Die Tabakbesteuerung umfaßt: 

1. die Tabaksteuer, 

2. die Tabakersatzsteuer. 

Diese Steuern sind Verbrauchsteuern im Sinne 
der Reichsabgabenordnung. 


ERSTER TEIL 
Tabaksteuer 
ABSCHNITT I 

Steuergegenstand und Geltungsbereich 

§ 2 

(1) Der Tabaksteuer unterliegen Tabak- 
waren, die Im Zollgebiet hergestellt oder aus 
dem Zollausland oder aus den Zollausschlüs- 
sen eingeführt werden. Die Bestimmungen 
für die badischen Zollausschlüsse trifft der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung. In den Freihäfen ist der Ver- 
brauch von unversteuerten Tabakwaren ein- 
schließlich Rohtabak, der zum Rauchgenuß 
dient, und von Tabakwaren, für die die 
Tabaksteuer nach §78 des Gesetzes bei der 
Ausfuhr vergütet worden Ist, verboten. Der 
Bundesminister der Finanzen kann durch 

•Rechtsverordnung Ausnahmen zulassen, so- 
weit dafür ein wirtschaftliches Bedürfnis be- 
steht, z. B. für den Verbrauch von Tabak- 
waren als Schiffsbedarf. 

(2) Tabakwaren sind: 

1. Tabakerzeugnisse, 

2. tabakähnliche Waren, 

3. Zigarettenpapier. 


ABSCHNITT II 
T abakerzeugnisse 
UNTERABSCHNITT 1 
Im Zollgebiet hergestellte Tabakerzeugnisse 

1. Steuersätze 
§ 3 

(1) Tabakerzeugnisse dürfen nur zu Klein- 
verkaufspreisen In den Verkehr gebracht 
werden, für die nachstehend ein Steuersatz 
bestimmt ist. 

Die Steuer beträgt: 

A. für Zigarren im Kleinverkaufspreis 



das Stück 

für 1000 Stück 

1. 

zu 10 Pf 

25,00 DM 

2. 

zu 12 Pf 

30,00 DM 

3. 

zu 15 Pf 

37,50 DM 

4. 

zu 17 Pf 

42,50 DM 

5. 

zu 20 Pf 

50,00 DM 

6. 

zu 22 Pf 

55,00 DM 

7. 

zu 25 Pf 

62,50 DM 

8. 

zu 30 Pf 

75,00 DM 

9. 

zu 35 Pf 

87,50 DM 

10. 

zu 40 Pf 

100,00 DM 

11. 

zu 50 Pf 

125,00 DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 10 Pf das Stück 
und der Steuerbetrag um je 25 DM für 1000 
Stück; 

B. für Zigaretten im Kleinverkaufspreis 

a) Zigaretten mit mindestens 50 vom Hun- 
dert Inlandstabak 

das Stück für 1000 Stück 


1. 

zu 

7 V 2 

Pf 

41 

DM 

b) 

andere Zigaretten 



2. 

zu 

7 V 2 

Pf 

42 

DM 

3. 

zu 

8 V 3 

Pf 

48 

DM 

4. 

zu 

10 

Pf 

57 

DM 

5. 

zu 

12‘/2 

Pf 

71 

DM 

6. 

zu 

15 

Pf 

85 

DM 
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In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 Pf das Stück und 
der Steuerbetrag um je 28 DM für 1000 
Stück; 

C. für feingesclinittenen Rauchtabak (Fein- 
schnitt) im Kleinverkaufspreis 

a) Feinschnitt mit mindestens 50 vom 
Hundert Inlandstabak 



das Kilogramm 

für ein Kilogramm 

1. 

zu 26 DM 

9,40 DM 

2. 

zu 30 DM 

12,40 DM 

3. 

zu 35 DM 

15,20 DM 

b) Kau-Felnschnitt 



das Kilogramm 

für ein Kilogramm 

4. 

zu 35 DM 

7,00 DM 

c) anderer Feinschnitt 



das Kilogramm 

für ein Kilogramm 

5 . 

zu 45 DM 

21,40 DM 

6. 

zu 50 DM 

23,80 DM 

7. 

zu 60 DM 

28,60 DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 10 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 4,80 DM 
für ein Kilogramm; 

D. für anderen Rauchtabak als Feinsdinitt 
(Pfeifentabak) im Kleinverkaufspreis 

a) Pfeifentabak ausschließlich aus Tabak- 
rippen 

das Kilogramm für ein Kilogramm 

1. zu 5,00 DM 1,35 DM 

b) Pfeifentabak mit mindestens 50 vom 
Hundert Tabakrippen 

das Kilogramm für ein Kilogramm 

2. zu 12,00 DM 3,00 DM 

c) Strangtabak 

das Kilogramm für ein Kilogramm 

3. zu 12,00 DM 2,20 DM 

4. zu 15,00 DM 3,40 DM 

5. zu 20,00 DM 4,60 DM 

d) anderer Pfeifentabak 

das Kilogramm für ein Kilogramm 

6. zu 15,00 DM 4,50 DM 

7. zu 20,00 DM 6,00 DM 

8. zu 25,00 DM 7,50 DM 

9. zu 30,00 DM 9,00 DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 1,50 DM 
für ein Kilogramm; 

E. für Kautabak im Kleinverkaufspreis 

a) Kautabak ausschließlich aus Tabakrippen 

das Kilogramm für ein Kilogramm 

1. zu 10 DM 1,00 DM 

b) anderer Kautabak 

das Stück für 1000 Stück 

2. zu 35 Pf 22 DM 

3. zu 40 Pf 26 DM 

In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 Pf das Stück und 
der Steuerbetrag um je 4 DM für 1000 Stück; 

F. für Schnupftabak im Kleinverkaufspreis 

das Kilogramm für ein Kilogramm 


1. 

zu 

8 

DM 

0,96 

DM 

2. 

zu 

9 

DM 

1,08 

DM 

3. 

zu 

10 

DM 

1,20 

DM 

4. 

zu 

11 

DM 

1,32 

DM 

5. 

zu 

12 

DM 

1,44 

DM 

6. 

zu 

14 

DM 

1,68 

DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 2 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 0,24 DM 
für ein Kilogramm. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung In Zweifelsfällen 
bestimmen, in welcher Abteilung des Ab- 
satzes 1 ein Tabakerzeugnis zu versteuern Ist. 

§ 4 

(1) In der Steuerklasse 1 des § 3 Absatz 1 
Abteilung B dürfen Zigaretten nur von 
Zigarettenherstellungsbetrieben versteuert 
werden, die Zigaretten mit Beimischung von 
mindestens 30 vom Hundert Inlandstabak in 
der Zeit vom 1. August 1949 bis zum 31. 
Juli 1950 hergestellt haben. Betriebe, die 
solche Zigaretten bereits vor 1945 hergestellt 
haben, dürfen in der Steuerklasse 1 monat- 
lich nicht mehr als 30 Millionen Stück, die 
anderen Betriebe monatlich nur soviel ver- 
steuern, wie sie im Monatsdurchschnitt des 
Rechnungsjahres 1949 zum Kleinverkaufs- 
preis von 8V2 Pf je Stück versteuert haben, 
jedoch monatlich nicht mehr als 30 Millionen 
Stück. Der Bundesminister der Finanzen 
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kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechtsverord- 
nung auch anderen Betrieben gestatten, der- 
artige Zigaretten in der Steuerklasse 1 zu 
versteuern. Er hat dabei die Höchstmenge 
an Zigaretten, die der Betrieb in der Steuer- 
klasse 1 monatlich versteuern darf, in An- 
passung an die Vorschrift des Satzes 2 dieses 
Absatzes festzulegen. 

(2) In der Steuerklasse 2 des § 3 Absatz 1 
Abteilung B dürfen Zigaretten nur von Ziga- 
rettenherstellern versteuert werden, die als 
solche im Kalenderjahr 1951 zollamtlich an- 
gemeldet waren und Zigaretten versteuert 
haben. Jeder berechtigte Betrieb darf im 
Monat nur bis zu 15 Millionen Zigaretten in 
dieser Steuerklasse versteuern. 

(3) In der Steuerklasse 1 des § 3 Absatz 1 
Abteilung C darf feingeschnittener Raudi- 
tabak (Feinschnitt) nur von Feinschnitther- 
stellern versteuert werden, die als solche im 
Kalenderjahr 1951 zollamtlich angemeldet 
waren und Feinschnitt versteuert haben. Je- 
der berechtigte Betrieb darf in dieser Steuer- 
klasse im Monat 50 vom Hundert der Menge 
Feinschnitt versteuern, die er im Durchschnitt 
der Monate Juli 1950 bis Juni 1951 versteuert 
hat, jedoch mindestens 100 kg und höchstens 
500 kg. Bei Betrieben mit Sitz in der ehemals 
französisch besetzten Zone tritt an die Stelle 
des Durchschnitts der Monate Juli 1950 bis 
Juni 1951 der Monatsdurchschnitt der Ka- 
lenderjahre 1949 oder 1950, wenn der Be- 
triebsinhaber es binnen Monatsfrist nach In- 
krafttreten des Gesetzes beantragt. 

2. Entstehung der Steuerschuld, 
Steuerschuldner 

§ 3 

(1) Die Steuerschuld entsteht dadurch, daß 
Tabakerzeugnisse aus dem Herstellungsbe- 
trieb entfernt oder zum Verbrauch in dem 
Betrieb entnommen werden, und zwar im 
Zeitpunkt der Entfernung oder der Ent- 
nahme der Tabakerzeugnisse. 

(2) Die Steuerschuld entsteht mit Beginn 
der Herstellung, wenn Tabakerzeugnisse in 
einem nicht zollamtlich angemeldeten Her- 
stellungsbetrieb (§ 89 Absatz 2) zur Abgabe 
an andere Personen oder unter Verletzung 
weiterer tabaksteuerrechtlicher Vorschriften 
für den Eigenbedarf hergestellt werden. 

(3) Steuerschuldner ist der Inhaber des 
Herstellungsbetriebes (Hersteller), auch wenn 
der Betrieb nicht zollamtlich angemeldet ist. 


(4) Werden unversteuerte Tabakerzeug- 
nisse an andere Herstellungsbetriebe oder 
unversteuerte Zigarren von einer an eine 
andere Betriebsstätte desselben Herstellungs- 
betriebes abgegeben, so fällt die nach Ab- 
satz 1 entstandene Steuerschuld des Herstel- 
lers mit der Aufnahme der Tabakerzeugnisse 
in den Betrieb des Empfängers oder in die 
andere Betriebsstätte und mit der Anschrei- 
bung in den zollamtlichen Betriebsbüchern 
weg. Entsprechendes gilt, wenn Tabakerzeug- 
nisse unter amtlicher Aufsicht ausgeführt 
werden. Der Ausfuhr steht die Aufnahme in 
ein öffentliches Zollager oder ein Zolleigen- 
lager gleich. Der Bundesminister der Finan- 
zen trifft durch Rechtsverordnung die Be- 
stimmungen über die Voraussetzungen, unter 
welchen Tabakerzeugnisse unversteuert ver- 
sandt werden dürfen, und über das anzu- 
wendende Verfahren. 

(5) Wenn Tabakmehl an einen Erlaubnis- 
scheininhaber abgegeben wird, geht die 
Steuerschuld des Abgebenden bei ordnungs- 
mäßiger Weitergabe auf den Erlaubnisschein- 
inhaber über, sobald dieser das Tabakmehl 
in Besitz genommen hat. 

3. Verpackung 

§ 6 

(1) Tabakerzeugnisse dürfen nur in voll- 
ständig geschlossenen, verkaufsfertigen Klein- 
verkaufspackungen aus dem Herstellungsbe- 
trieb entfernt oder zum Verbrauch im Her- 
stellungsbetrieb entnommen werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung 

1. Art, Größe und Bezeichnung der Klein- 
verkaufspackungen bestimmen, 

2. Ausnahmen vom Verpackungszwang (Ab- 
satz 1) zulassen, soweit das bei der Einfuhr 
ausländischer Tabakerzeugnisse oder aus 
sonstigen wirtschaftlichen Gründen, insbe- 
sondere bei Kautabak, erforderlich ist, 

3. Vorschriften über die Lagerung und Wie- 
derverwendung geleerter Umschließungen 
erlassen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann dabei 
auch bestimmen, daß in einzelnen besonders 
gelagerten Fällen Ausnahmen im Verwal- 
tungswege gemacht werden können. 

(3) Bei Feinschnitt der Steuerklassen 1 bis 3 
des § 3 Absatz 1 Abteilung C dürfen weder 


4 



auf noch in den Kleinverkaufspackungen 
Hinweise irgendwelcher Art über die Eig- 
nung des Inhalts zu einem anderen Rauch- 
genuß als dem aus der Pfeife vorhanden sein. 
Derartige Hinweise dürfen auch in die Fir- 
menbezeichnung oder in Rechnungen, Preis- 
verzeichnissen, Ankündigungen oder der- 
gleichen nicht aufgenommen werden. 

4. Steuerberechnung 

a) Grundlagen der Steuerberechnung 

§ 7 

Grundlagen der Steuerberechnung sind die 
Menge (§ 8) und der Kleinverkaufspreis (§ 9) 
der Tabakerzeugnisse. 

b) Menge 

§ 8 

(1) Menge im Sinne des § 7 ist der Inhalt 
der einzelnen Kleinverkaufspackung (§ 6). 
Er bemißt sich bei Zigarren, Zigaretten und 
Kautabak (§ 3 Absatz 1 Abteilungen A, B 
und E unter b) nach der Stückzahl, sonst 
nach dem Eigengewicht der Tabakerzeug- 
nisse. 

(2) Für Zigarren, Zigaretten und Kauta- 
bak aller oder einzelner Steuerklassen kann 
der Bundesminister der Finanzen für das Ge- 
wicht oder die Länge des Tabakstranges oder 
für beides Höchstgrenzen für ein Stück 
durch Rechtsverordnung festsetzen. Ist bei 
einem Tabakerzeugnis die festgesetzte Höchst- 
grenze überscltrltten, so gilt der über- 
schießende Teil des Erzeugnisses für die 
Steuerberechnung als besonderes Stück, 

(3) Liegt bei Verletzung der Bestimmun- 
gen über die Packunssgröße (§ 6 Absatz 2 
Ziffer 1) der Inhalt einer Packung unter der 
kleinsten zulässigen Packungsgröße, so be- 
rechnet sich die Steuer nach dem für diese 
Packungsgröße vorgeschriebenen Inhalt. Liegt 
der Inhalt einer Packung zwischen zwei auf- 
einanderfolgenden zulässigen Packungsgrößen, 
so berechnet sich die Steuer nach dem vorge- 
schriebenen Inhalt der größeren. Über- 
sdareitet der Inhalt einer Packung die höchste 
zulässige Packungsgröße, so gilt der über- 
schießende Teil des Inhalts für die Steuerbe- 
rechnung als besondere Packung. 

(4) Werden bei Ausnahmen vom Ver- 
packungszwang (§ 6 Absatz 2 Ziffer 2) oder 
vorschriftwidrig Tabakerzeugnisse ohne die 
bestimmungsgemäße Verpackung aus einem 


Herstellungsbetrieb entfernt oder zum Ver- 
brauch im Herstellungsbetrieb entnommen, 
so gilt Absatz 3 sinngemäß. 

c) Kleinverkaufspreis 

§ 9 

(1) Kleinverkaufspreis (§§ 3 und 7) ist 
der Preis, zu dem die Tabakerzeugnisse im 
Handel an Verbraucher abgegeben werden. 
In diesen Preis müssen die Abgaben, denen 
die Tabakerzeugnisse unterliegen, die Kosten 
der in § 6 vorgeschriebenen Verpackung und 
die Kosten, die außerdem von dem Ver- 
braucher mit getragen werden sollen, einge- 
rechnet sein. 

(2) Der Kleinverkaufspreis von Tabaker- 
zeugnissen, die Markenwaren sind, muß ein- 
heitlich für alle Abnehmer bestimmt werden. 

(3) Tabakerzeugnisse einer Sorte darf der 
Hersteller nicht zu versdiledenen Kleinver- 
kaufspreisen versteuert an einen Tabak- 
warcnkleinhandelsbetrleb abgeben. 

(4) Werden Tabakerzeugnisse im Zusam- 
menhang mit einer anderen Leistung für ein 
einheitliches Entgelt abgegeben, so gilt dieses 
als Kleinverkaufspreis, 

(5) Bei Abgabe von Sortimentspackungen 
(Packungen mit Tabakerzeugnissen gleicher 
Gattung, aber verschiedener Kleinverkaufs- 
preise) an einen Tabakwarenhändler hat der 
Hersteller den Kleinverkaufspreis so zu be- 
stimmen, daß er nicht unter dem Durch- 
schnitt der Kleinverkaufspreise liegt, zu 
denen die einzelnen in der Sortiments- 
packung enthaltenen Sorten für sich verpackt 
bei der Abgabe an diesen Tabakwarenhändler 
mindestens versteuert werden. Werden ein- 
zelne Sorten der Sortimentspackung nicht für 
sich verpackt an den Tabakwarenhändler ab- 
gegeben, so sind diese Sorten bei der Berech- 
nung des Durchschnittspreises mit dem 
Kleinverkaufspreis zu berücksichtigen, zu 
dem sie bei Abgabe an andere Tabakwaren- 
händler mindestens versteuert werden. 

(6) Erhalten einzelne Verbraucher beim 

Erwerb von Tabakerzeugnissen Vergünsti- 
gungen, wie Preisabzüge (z. B. Rabatte), 
Ausnahmepreise und dergleichen, so gilt als 
Klelnverkaufsprcis der Preis, zu dem die 
Tabakerzeugnisse im Handel gegen volles 
Entgelt ln die Hand der Verbraucher über- 
gehen würden. Das gleiche gilt, wenn Her- 
steller oder Tabakwarenhändler (§ 24) 

Tabakerzeugnisse unentgeltlich abgeben. 
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selbst verbrauchen oder sonst zu betriebs- 
fremden Zwecken verwenden. 

(7) Bei der Bestimmung des Kleinverkaufs- 
preises für Tabakerzeugnisse ist der Her- 
steller verpflichtet, die Steuerklassen des § 3 
Absatz 1 Abteilungen A bis F einzuhalten. 
Ist ein danach unzulässiger Kleinverkaufspreis 
bestimmt worden, so wird der Steuerberech- 
nung der nächsthöhere im § 3 vorgesehene 
Kleinverkaufspreis zugrunde gelegt. 

(8) Werden Tabakerzeugnisse in Gast- 
stätten oder im Aufträge eines Tabakwaren- 
händlers bei geschlossenen Veranstaltungen, 
z. B. Festspielen, sportlichen Wettkämpfen, 
verkauft, so rechnet der übliche Bedienungs- 
zuschlag nidit zum Kleinverkaufspreis, wenn 
der Zuschlag ganz dem Bedienenden zufließt. 

5. Steuerentrichtung 

a) Versteuerung 

§ 10 

(1) Die Steuer ist durch Verwendung von 
Steuerzeichen zu entrichten, bevor die 
Tabakerzeugnisse aus dem Herstellungsbe- 
trieb entfernt oder zum Verbrauch im Her- 
stellungsbetrieb entnommen werden. Die 
Verwendung umfaßt das Entwerten und das 
Anbringen der Steuerzeichen an den Klein- 
verkaufspackungen der Tabakerzeugnisse 
(Versteuerung). 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung Ausnahmen von 
Absatz 1 zulassen, soweit das aus wirtsdiaft- 
lidien Gründen erforderlich ist; er kann da- 
bei bestimmen, daß in einzelnen besonders 
gelagerten Fällen Ausnahmen im Verwal- 
tungswege gemacht werden können. 

(3) Wenn die Verwendung von Steuer- 
zeichen unterbleiben darf (Absatz 2), oder 
wenn den Vorschriften des Absatzes 1 nicht 
genügt ist, wird die Steuerschuld mit ihrer 
Entstehung fällig. Das gleiche gilt, wenn 
Tabakerzeugnisse nicht zutreffend versteuert 
sind, für den nicht getilgten Teil der Steuer- 
schuld. 

b) Steuerzeichen 

§ 11 

(1) Die Vorschriften über Form und Geld- 
wert (Steuerwert), über Bezug, Verwendung, 
Umtausch und Ersatz der Steuerzeichen er- 
läßt der Bundesminister der Finanzen durch 


Rechtsverordnung. Für den Umtausch und 
den Ersatz von Steuerzeichen sind ange- 
messene Gebühren zu entrichten, die der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung festsetzt. Er kann Ausnahmen 
zulassen. 

(2) Die Steuerzeichen für Zigarren dürfen 
kein Merkmal tragen, aus dem der Ver- 
braucher den Hersteller oder die Zigarren- 
marke erkennen kann. 

(3) Steuerzeichen, die nicht bestimmungs- 
gemäß bezogen oder nicht bestimmungsge- 
mäß verwandt worden sind, gelten als nidit 
verwandt. 

c) Bezahlung der Steuerzeichen, Stundung 
und Zahlungsaufschub 

§ 12 

Der Steuerwert der in der ersten Hälfte 
eines Monats entnommenen Steuerzeichen ist 
bis zum 12. des nächsten Monats, der Steuer- 
wert der in der zweiten Hälfte eines Monats 
entnommenen Steuerzeichen bis zum 27. des 
nächsten Monats bei der Zollstelle einzuzah- 
len. Stundung und Aufschub der Zahlung 
(§§ 127 und 129 Reichsabgabenordnung) sind 
unzulässig. Das gleiche gilt für die Zahlung 
der Steuer in den Fällen des § 10 Absatz 3. 
Die Vorschrift des § 101 Reichsabgabenord- 
nung bleibt unberührt. 


UNTERABSCHNITT 2 

Eingeführte Tabakerzeugnisse 
§ 13 

Für Tabakerzeugnisse, die eingeführt wer- 
den, gelten die Vorschriften des Unter- 
abschnitts 1 sinngemäß mit den Abweichungen 
und Ergänzungen der §§ 14 bis 16. 

§ 14 

(1) Für die Entstehung der Steuerschuld, für 
den Zeitpunkt, in dem die Steuerschuld ent- 
steht, für die Person des Steuerschuldners, für 
die persönliche und die dingliche Haftung, 
für die Steuerbefreiung in den Fällen des § 69 
Zollgesetz und für das Steuerverfahren gelten 
die entsprechenden Vorschriften des Zoll- 
rcchts. 
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(2) Gehen unter Steuerbefreiung ausge- 
führte Tabakerzeugnisse wieder ein (Rück- 
waren), so entsteht die Tabaksteuerschuld 
mit der Abfertigung zum zollrechtlich freien 
Verkehr. Die Steuerschuld fällt weg, wenn 
der Hersteller die von ihm ausgeführten 
Tabakerzeugnisse unter amtlicher Über- 
wachung in seinen Betrieb zurücknimmt. ' 

§ 13 

(1) Der Steuerschuldner (§ 14) hat den 
Kleinverkaufspreis, der der Versteuerung 
eingeführter Tabakerzeugnisse zugrunde zu 
le^en ist, bei der Zollabfertigung nach § 9 
Absatz 1 zu bestimmen. Dabei muß er von 
dem Erwerbspreis der Tabakerzeugnisse aus- 
gehen und auch die entstandenen Beförde- 
rungs-, Versicherungs-, Kommissions- und 
Verpackungskosten berücksichtigen. Der Er- 
Vv^erbspreis und die weiteren in Satz 2 be- 
zeichneten Kosten sind der Zollstelle an 
Hand von Belegen (Rechnungen usw.) nach- 
zuweisen. Wird dieser Nachweis nicht er- 
bracht, so tritt an die Stelle des Erwerbs- 
preises zuzüglich der in Satz 2 bezeichneten 
Kosten der Preis, den ein Wiederverkäufer 
für den Erwerb der Tabakerzeugnisse am 
Ort und zur Zeit der Zollabfertigung auf- 
bringen müßte. 

(2) Der Steuerschuldner (§ 14) muß den 
Vorschriften über den Verpackungszwang 
und über die Steuerentrichtung bis zu dem 
Zeitpunkt genügen, in dem die Zollstelle ihm 
die eingeführten Tabakerzeugnisse zum zoll- 
rechtlich freien Verkehr überläßt. 

§ 16 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
zur Vereinfachung der Verwaltung durch 
Reditsverordnung 

1. für Tabakerzeugnisse, die nicht zum Han- 
del eingeführt werden, in einer Gesamt- 
summe ermäßigte Eingangsabgaben, die 
die Belastung der inländischen Tabak- 
erzeugnisse nicht unterschreiten dürfen, 
festsetzen, 

2. für Tabakerzeugnisse, die unter Hinter- 
ziehung oder Gefährdung der Abgaben 
(§^ 396 und 402 Reichsabgabenordnung) 
eingeführt werden, Durchschnittspreise, 
nach denen die Steuer zu berechnen ist, 
festsetzen. 


ABSCHNITT III 

Tabakähnliche Waren 
§ 17 

(1) Tabakähnliche Waren sind ohne Ver- 
wendung von Tabak hergestellte Erzeug- 
nisse, die als Ersatz für Tabakerzeugnisse 
dienen sollen. 

(2) Die Herstellung und das Inverkehr- 
bringen von tabakähnlichen Waren unter- 
liegen den Beschränkungen in den §§ 41, 43 
und 44. 

(3) Für die steuerliche Behandlung der 
tabakähnlichen Waren gilt Abschnitt II 
sinngemäß. 

ABSCHNITT IV 
Zigarettenpapier 

1. Steuersatz 
§ 18 

Die Steuer beträgt 4,80 DM für 1000 Stück 
Zigarettenhüllen (Hülsen, Blättdien). 

2. Steuerliche Behandlung 
§ 19 

Für die steuerliche Behandlung des Zigaret- 
tenpapiers gilt Abschnitt II sinngemäß mit 
den Abweichungen und Ergänzungen der 
§§ 20 bis 22. 

§ 20 

Eine Steuerschuld entsteht nicht, wenn das 
Zigarettenpapier zur Herstellung von 
Zigaretten verwandt wird. 

§ 21 

Die Steuer berechnet sich bei Zigaretten- 
hüllen nach dem Inhalt der einzelnen Klein- 
verkaufspackungen, bei Zigarettcnpapler in 
anderen Formen als Zigarettenhüllen, nämlidi 
in Bogen, Bobinen und dergleichen, nach der 
Zahl der Zigarettenhüllen, die aus dem 
Zigarettenpapier hergestellt werden können. 
Dabei gelten je 25 qcm als steuerbare Einzel- 
hülle. 

§ 22 

Großhändler mit Zigarettenpapier in 
anderen Formen als Zigarettenhüllen werden 
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steuerlich als Hersteller behandelt. Das Lager 
der Großhändler entspricht dem Herstellungs- 
betrieb. 

3. Verkehrsbeschränkungen 
§ 23 

(1) Zigarettenpapier, das zum unmittel- 
baren Gebrauch durch den Raucher bestimmt 
ist, darf nur In Form von Zigaretten- 
hüllen (Hülsen oder Blättchen) abgegeben 
oder eingeführt werden. 

(2) Zigarettenpapier In anderen Formen 
als Zigarettenhüllen darf nur zur Herstellung 
von Zigarettenhüllen oder Zigaretten ver- 
wandt oder in das Zollausland oder In die 
Zollausschlüsse ausgeführt werden. 

(3) Zigarettenpapier der im Absatz 2 be- 
zelchneten Art darf nur beziehen oder ein- 
führen, wer als Hersteller von Zigaretten 
oder von Zigarettenhüllen oder als Groß- 
händler Im Sinne des § 22 bei der Zollstelle 
angemeldet ist. Die Bezugsberechtigten 
dürfen das Zigarettenpapier nur an andere 
Bezugsberechtigte abgeben oder in das Zoll- 
ausland oder in die Zollausschlüsse ausführen. 


ABSCHNITT V 

T abakwarenhandel 

1. Tabakwarenhändler 
§ 24 

(1) Tabakwarenhändler Ist Jeder, der mit 
Tabakwaren (§ 2) Handel treibt. 

(2) Großhandel im Sinne dieses Gesetzes 
ist die gewerbsmäßige Abgabe von Tabak- 
waren ausschließlich oder neben dem Klein- 
handel (Absatz 3) an Wiederverkäufer. 

(3) Als Großhandel gilt es nicht, wenn 

1. Tabakwaren neben der Abgabe an Ver- 
braucher nur gelegentlich an Wiederver- 
käufer abgegeben werden, 

2. Rohtabakhändler an Tabak Warenklein- 
händler Rohtabak zur unmittelbaren Ab- 
gabe an Verbraucher abgeben (§ 73). 

(4) Kleinhandel Im Sinne dieses Gesetzes 
Ist die gewerbsmäßige Abgabe von Tabak- 
waren unmittelbar an Verbraucher. Die ent- 
geltliche Abgabe an den Verbraucher durch 
staatlidie Betriebe oder Gemeindebetriebe, 


durch Vereinigungen, Gesellschaften und An- 
stalten gilt auch dann als Kleinhandel, wenn 
ihre Tätigkeit nicht auf Erzielung eines Ge- 
winns gerichtet ist. Hersteller gelten nicht als 
Kleinhändler, wenn sie nur gelegentlich 
Tabakwaren unmittelbar an Verbraucher ab- 
geben. 

(5) Die Abgabe von Tabakwaren aus 
selbsttätigen Verkaufsvorrichtungen (Auto- 
maten) ist nur zulässig, wenn die selbsttätigen 
Verkaufsvorrichtungen Im räumlichen Zu- 
sammenhang mit der Betriebsstätte eines 
Tabakwarenkleinhändlers aufges teilt werden. 

(6) Der Hausierhandel, der Handel im 
Umherzlehen und der Straßenhandel mit 
Tabakwaren sind nur mit Genehmigung des 
Bundesministers der Finanzen oder der von 
Ihm bestimmten Stelle zulässig. 

2. Sicherungsvorschriften 
für die Tabakwaren 

a) Verbringen in den Handelsbetrieb 
§ 25 

Tabakwaren, die nicht bestimmungsgemäß 
verpackt, bezeichnet oder versteuert sind, 
dürfen in Räume, die dem Handel dienen, 
nicht eingebracht und in ihnen nicht auf- 
bewahrt werden. 

b) Anzeige von Mängeln 
§ 26 

Der Tabakwarenhändler hat beim Emp- 
fang von Tabakwaren unverzüglich zu 
prüfen, ob die Waren bestimmungsgemäß 
verpackt, bezeichnet und versteuert sind. 
Mängel, die er hierbei feststellt, hat er binnen 
einer Woche nach dem Empfang der Waren 
der Zollstelle anzuzeigen. Die Anzeige darf 
unterbleiben, wenn der Lieferer den Mangel 
innerhalb der Anzeigefrist beseitigt hat. 

c) Behandlung bis zur Abgabe 
an den Verbraucher 

S 27 

Die Kleinverkaufspackungen versteuerter 
Tabakwaren sind solange verschlossen zu 
halten, bis sie an den Verbraucher abgegeben 
oder für den Stückverkauf, soweit dieser zu- 
gelassen ist (§ 30), geöffnet werden. Bis zu 
diesem Zeitpunkt müssen auch die für die 
Packungen verwandten Steuerzeichen unver- 
sehrt bleiben. Der Bundesminister der 
Finanzen kann durch Rechtsverordnung Aus- 
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nahmen zulassen, soweit hierfür ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis besteht; er kann dabei 
bestimmen, daß in einzelnen besonders ge- 
lagerten Fällen Ausnahmen im Verwaltungs- 
wege gemacht werden können. 

d) Verbot des Verkaufs unter 
Steuerzeidienpreis 

§ 28 

Es ist unzulässig, an den Verbraucher 
Tabakerzeugnisse im Kleinhandel unter dem 
Kleinverkaufspreis abzugeben, der auf dem 
Steuerzeichen angegeben ist, oder dem Ver- 
braudier Rabatt zu gewähren. Als Rabatt im 
Sinne dieser Vorschrift gelten auch Gewinn- 
ausschüttungen oder dergleichen bei Ver- 
braucherorganisationen sowie Wertscheine, 
Gutscheine usw., die Tabakerzeugnissen 
beigepackt oder bei deren Abgabe an Ver- 
braudicr zugegeben werden. 

Von dem Verbot des Verkaufs von Tabak- 
erzeugnissen unter Steuerzeichenpreis (§ 28) 
sind ausgenommen: 

1. ein Preisnachlaß bis zu 3 vom Hundert bei 
der Abgabe von Zigarren in ganzen Kisten, 
wenn bar bezahlt wird und wenn der Preis- 
nachlaß handelsüblich ist, 

2. Preisermäßigungen, die im Falle der Ge- 
schäftsaufgabe oder des Konkurses zur 
Räumung der Bestände erforderlich werden 
oder die sich im Falle eingetretener Minde- 
rung in der Beschaffenheit der Tabak- 
erzeugnisse als notwendig erweisen, wenn 
das Hauptzollamt die Genehmigung er- 
teilt hat. 

3. Abgabe von Tabakwaren 
ohne Umschließung 

§ 30 

(1) Zigarren, Kau- und Schnupftabak 
dürfen stückweise oder lose an den Ver- 
braucher abgegeben werden (Stückverkauf). 
Der Stückverkauf von Zigarren ist weder aus 
einer Sortimentspackung im Sinne des § 9 
Absatz 5 noch aus einer Packung gestattet, 
bei der zwar nicht die Kleinverkaufspreise, 
wohl aber die Formate, Gewichte, Farben 
oder Aufmachungen der einzelnen Zigarren 
verschieden sind. Unzulässig ist ferner der 
Stückverkauf aus einer Luxuspackung, bei der 
das Steuerzeichen an der äußeren Papp- oder 
Papierhülle angebracht ist. 

(2) Bei anderen Tabakerzeugnissen Ist der 
Stüdiverkauf nur nach Maßgabe von Vor- 


schriften zulässig, die der Bundesmirdster der 
Finanzen durch Rechtsverordnung erlassen 
kann. 

(3) Beim Stückverkauf müssen die Erzeug- 
nisse vor den Augen des Abnehmers unmittel- 
bar aus der zugehörigen, mit Steuerzeichen 
versehenen Kleinverkaufspackung entnommen 
werden. Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung Ausnahmen 
von dieser Vorschrift zulassen, soweit dafür 
ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht. 

(4) Ganz oder teilweise geleerte Kleinver- 
kaufspackungen dürfen nicht nachgefüllt 
werden. 

(5) Tabakwarenhändlern, die neben dem 
Kleinhandel auch Großhandel betreiben, ist 
der Stückverkauf nur in besonderen von den 
Lagerräumen völlig getrennten Verkaufs- 
räumen gestattet. 

(6) Herstellern von Tabakerzeugnissen, die 
zugleich Kleinhandel mit solchen Erzeugnissen 
betreiben, Ist der Stückverkauf nur mit Ge- 
nehmigung des Flauptzollamts gestattet. 

(7) Der Bundcsminlster der Finanzen kann 
für den Stückverkauf weitere Slcherungsmaß- 
nahmen durch Rechtsverordnung vorschrcl- 
ben, soweit das zur Sicherung des Steuerauf- 
kommens erforderlich ist. 

4. Nachträgliche Erhöhung des 
Kleinverkaufspreises 

§ 31 

(1) Bei der Abgabe von Tabakerzeugnissen 
und tabakähnlichen Waren im Kleinhandel 
darf das Entgelt den Kleinverkaufspreis nicht 
überschreiten, der auf dem für die Erzeugnisse 
verwandten Steuerzeichen angegeben ist. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 schließt nicht 
aus, daß vor der Abgabe im Kleinhandel der 
versteuerte Kleinverkaufspreis erhöht wird. 
Eine solche Preiserhöhung Ist jedoch nur zu- 
lässig, wenn der Unterschied zwischen dem 
Steuerwert des verwandten Steuerzeichens und 
dem Steuerbetrag, der nach den §§ 3 und 7 
bis 9 für den erhöhten Preis zutrifft, nachent- 
richtet wird (Steuerzuschlag). Die Steuer- 
zuschlagschuld entsteht und wird fällig im 
Zeitpunkt der Preiserhöhung, und zwar für 
alle Erzeugnisse der gleichen Sorte, die sich In 
den Räumen des Betriebs befinden. Steuer- 
schuldner ist der Betriebsinhaber. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 muß der er- 
höhte Preis einer im § 3 Absatz 1 vorgesehe- 
nen Steuerklasse entsprechen. Bei Preis- 
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erhöhung für die Erzeugnisse einer im Stück- 
verkauf (§ 30) angebrochenen Packung ist der 
Steuerzuschlag für die volle Packung zu ent- 
richten. 

(4) Zur Entrichtung des Steuerzuschlags 
(Absätze 2 und 3) sind Zuschlagsteuerzeichen 
spätestens im Zeitpunkt der Preiserhöhung zu 
verwenden. Auf die Zuschlagversteuerung 
sind die §§ 10 bis 12 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß 
für versteuerte Tabakerzeugnisse und tabak- 
ähnliche Waren, die nicht mit Steuerzeichen 
versehen sind (§10 Absatz 2), sowie für un- 
versteuerte Tabakerzeugnisse und tabakähn- 
liche Waren. 

(6) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
gelten sinngemäß auch für den Großhandel, 

5. Verkehrsbeschränkungen 
§ 32 

Kleinhandel mit Tabakwaren darf nicht in 
Räumen vertrieben werden, in denen Tabak, 
Tabakersatzstoffe oder Zigarettenpapier ver- 
arbeitet werden oder zur Herstellung von 
Tabakwaren geeignete Einrichtungen oder 
Werkzeuge vorhanden sind. Betreibt ein 
Tabakwarenherstcller Kleinhandel mitTabak- 
waren, so muß die Verkaufsstätte von den 
Herstellungsräumen getrennt sein. Der Bun- 
desminister der Finanzen kann durch Rechts- 
verordnung Ausnahmen von diesen Vorschrif- 
ten zulassen, soweit das aus wirtschaftlichen 
Gründen erforderlich ist; er kann dabei be- 
stimmen, daß in einzelnen besonders gelager- 
ten Fällen Ausnahmen im Verwaltungswege 
gemacht werden können. 

§ 33 

In den Kleinhandelsbetrieb dürfen leere 
Umschließungen für Tabakwaren nicht ver- 
bracht und in ihm dürfen geleerte Umschlie- 
ßungen nicht aufbewahrt werden. Der Bun- 
desminister der Finanzen kann durch Rechts- 
verordnung Ausnahmen zulassen, soweit das 
aus wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist; 
er kann dabei bestimmen, daß in einzelnen 
besonders gelagerten Fällen Ausnahmen im 
Verwaltungswege gemacht werden können. 

§ 34 

Das Ausspielen von Tabakerzeugnissen und 
tabakähnlichen Waren ist verboten. 


ZWEITER TEIL 

T abakersatzsteuer 

ABSCHNITT I 
Besteuerung 

1. Steuergegenstand 
§ 35 

Der Tabakersatzsteuer unterliegen Stoffe, 
die bei der Herstellung von Tabakerzeug- 
nissen und tabakähnlichen Waren als Ersatz 
für Tabak dienen (Tabakersatzstoffe). 

2. Steuersatz 
§ 36 

(1) Die Steuer für Tabakersatzstoffe be- 
trägt 200 DM für einen Doppelzentner Rein- 
gewicht. 

(2) Für Tabakersatzstoffc, die noch nicht 
verarbeitungsreif sind, wird die^ Steuer nach 
dem Gewicht in verarbeitungsreifem Zustand 
berechnet. 

3. Entstehung der Steuerschuld, 
Steuerschuldner 

§ 37 

(1) Die Steuerschuld entsteht, sobald Ta- 
bakersatzstoffe zur Verarbeitung entnommen 
werden. 

(2) Steuerschuldner ist der Inhaber des 
Herstellungsbetriebes. 

4. Steuererklärung 
§ 38 

(1) Binnen einer Woche nach dem Ablauf 
jedes Kalendervierteljahres hat der Steuer- 
schuldner die Tabakersatzstoffe, für die in 
dem Vierteljahr eine Steuerschuld entstanden 
ist (§ 37), der Zollstelle zur Steuerfestsetzung 
schriftlich anzumelden und dabei den Steuer- 
betrag zu errechnen. Auf Antrag kann die 
Anmeldung für^ längere Zeitabschnitte zuge- 
lassen werden. 

(2) Ein Steuerbescheid wird nicht erteilt, 
wenn die Steuerschuld den Angaben des 
Schuldners entsprechend festgesetzt wird. 

5. Fälligkeit 

§ 39 

Der Steuerschuldner hat die von ihm er- 
rechnete Steuer bis zum 18. des auf den An- 
meldungszeitraum (§ 38) folgenden Monats zu 


10 



entrichten. Wird ein Steuerbescheid erteilt, hat 
er die Steuer binnen einer Woche nach dessen 
Zustellung zu entrichten. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

6. Sonderfälle der Besteuerung 
§ 40 

(1) Für Tabakersatzstoffe, die vorschrifts- 
widrig aus dem Herstellungsbetrieb entfernt 
werden (§ 42), hat der Betriebsinhaber die 
Steuer zu entrichten. Die Steuerschuld entsteht 
und wird fällig mit der Entfernung. 

(2) In Fällen des Absatzes 1 hat der 
Steuerschuldner außerdem die Tabaksteuer 
nach § 62 (Tabaksteuerausgleich), und zwar 
nach dem Steuersatz für inländischen Roh- 
tabak, zu entrichten. Das gleidie gilt für Fehl- 
mengen an Tabakersatzstoffen, die sich bei 
Bestandsaufnahmen im Herstellungsbetrieb 
ergeben, soweit für die Fehlmengen die Ta- 
bakersatzsteuer nach § 196 Reichsabgaben- 
ordnung zu entrichten ist. Die Tabaksteuer- 
schuld (Sätze 1 und 2) entsteht zugleich mit 
der entsprechenden Tabakersatzsteuerschuld. 

ABSCHNITT II 

Verkchrsbeschränkungen 

1. Verwendung von Tabak- 
ersatzstoffen 

§ 41 

(1) Bei der Herstellung von Zigarren ist die 
Verwendung von Tabakersatzstoffen ver- 
boten. Bei der Herstellung von anderen 
Tabakerzeugnissen und von anderen tabak- 
ähnlichen Waren dürfen nur zugelassene 
Tabakersatzstoffe verwandt werden; der 
Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, 
die Zulassung durch Rechtsverordnung auszu- 
sprechen und hierbei Mindestmengen festzu- 
setzen. 

(2) Die Verwendung von zugelassenen 
Tabakersatzstoffen bedarf außerdem der Ge- 
nehmigung durch das Hauptzollamt. Die 
Genehrnigung ist widerruflich und unter der 
Bedingung zu erteilen, daß im Betrieb die 
vom Bundesminister der Finanzen festgesetz- 
ten Mindestmengen verwandt werden. Die 
Genehmigung ist zu widerrufen, 

1. wenn Umstände vorliegen, die die Anwen- 
dung von besonderen Aufsichtsmaßnahmen 
gemäß § 197 Reichsabgabenordnung recht- 
fertigen, 


2. wenn im letzten Rechnungsjahre die Min- 
destmenge nicht erreicht worden ist. 

In den Fällen der Ziffer 2 kann das Haupt- 
zollamt Ausnahmen zulassen. 

2. Abgabe durch Hersteller 

§ 42 

Tabakersatzstoffe dürfen nur mit Geneh- 
migung des Hauptzollamts aus dem Her- 
stellungsbetrieb entfernt werden. 

3. Kennzeichnung 

§ 43 

(1) Erzeugnisse, die ganz oder zum Teil 
aus zugelassenen Tabakersatzstoffen bestehen, 
sind zu kennzeichnen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen trifft 
die näheren Bestimmungen durch Rechtsver- 
ordnung; er kann dabei Ausnahmen zulassen, 
soweit das aus wirtschaftlichen Gründen er- 
forderlich ist. 

4. Verkehrsverbot 

§ 44 

Zigarren, die ganz oder zum Teil aus 
Tabakersatzstoffen bestehen, und andere 
Tabakerzeugnisse und tabakähnliche Waren, 
bei deren Herstellung nichtzugelassene Tabak- 
ersatzstoffe verwandt worden sind, dürfen 
nicht in den Verkehr gebracht werden. 

ABSCHNITT III 

Erzeugnisse, die zur Linderung von 
Asthmabeschwerden wie Tabakerzeugnisse 
verwandt werden sollen 

§ 45 

Die Herstellung und das Inverkehrbringen 
von Erzeugnissen, die zur Linderung von 
Asthmabeschwerden wie Tabakerzeugnisse 
verwandt werden sollen, bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesministers der Finanzen. 
Hersteller solcher Erzeugnisse unterliegen 
nach näherer Bestimmung des Bundesministers 
der Finanzen der Steueraufsicht. Der Bundes- 
minister der Finanzen regelt die steuerliche 
Behandlung der Erzeugnisse durch Rechts- 
verordnung entsprechend den Vorschriften 
dieses Gesetzes; er kann dabei von einzelnen 
Vorschriften abweichen und die Erzeugnisse 
sowie ihre Rohstoffe von den Steuern, die 
nach diesem Gesetz zu erheben wären, ganz 
oder teilweise befreien. 
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DRITTER lEIL 

Verkehr mit Rohtabak 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Vorsdiriften 

1. Rohtabak 
§ 46 

(1) Als Rohtabak gelten: 

1. Tabakblätter, Tabakrippen (Tabakstengel), 

2. Tabakabfälle, wenn sie nicht die Form von 
Feinschnitt, Pfeifentabak oder Schnupf- 
tabak (§ 3 Absatz 1 Abteilungen C, D und 
F) haben, 

3. Karotten (Mangotes) zur Herstellung von 
Schnupftabak, 

4. Abfälle und Strünke im Sinne des § 60, 

5. Zigarreneinlage, die ausschließlich aus ent- 
rippten Tabakblättern oder aus einem Ge- 
menge von solchen Blättern und bearbeite- 
ten Tabakrippen besteht. 

(2) Tabak von mehlähnlidier Beschaffen- 
heit (Tabakstaub, Tabakmehl) ist steuerlich 
auch dann wie Schnupftabak zu behandeln, 
wenn er mineralische oder sandige Beimengun- 
gen enthält. 

2. Rohtabakhändler 
§ 47 

(1) Rohtabakhändler im Sinne des Gesetzes 
ist, wer für eigene Rechnung mit Rohtabak 
(§ 46 Absatz 1) Handel treibt. 

(2) Als Rohtabakhändler gelten auch 

1. Makler, Kommissionäre, Agenten und der- 
gleichen, soweit die Ansichtsmuster von 
Rohtabak mit sich führen oder soweit 
solche an sie versandt werden, 

2. Tabakpflanzer (§ 53), die selbstgebauten 
Rohtabak bearbeiten oder von anderen 
Tabakpflanzern Rohtabak hinzukaufen. 

(3) Als Rohtabakhändler gelten nicht: 

1. Hersteller von Tabakerzeugnissen, die nur 
gelegentlich einzelne Mengen von Roh- 
tabak an andere Hersteller oder an Roh- 
tabakhändler abgeben, 

2. Tabakwarenkleinhändler, die Rohtabak 
von Rohtabakhändlern beziehen, um ihn 


unverändert an Verbraucher im Klein- 
handel abzugeben (§ 73). 

(4) Rohtabakhändler dürfen nur mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
oder der von ihm bestimmten Stelle mit 
Tabakmehl (Puder) handeln, das zum Mat- 
tieren von Zigarren verwandt werden soll. 
Sie werden dann steuerlich insoweit als Her- 
steller behandelt. 

3. Verkehrsbeschränkungen 

a) Grundsatz 

§ 48 

(1) Im Zollgebiet darf Rohtabak nur unter 
amtlicher Überwachung gewonnen, behan- 
delt, bearbeitet, versandt, gelagert und ver- 
arbeitet werden. Die näheren Vorschriften 
erläßt der Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung. 

(2) Für Rohtabak, der im amtlich nicht 
überwachten Verkehr angetroffen wird, gel- 
ten die §§ 200 und 200 a Reichsabgabenord- 
nung entsprechend. 

b) Bezug und Abgabe von Rohtabak 

§ 49 

(1) Der Bezug von Rohtabak ist nur Per- 
sonen erlaubt, die als Rohtabakhändler (§ 47) 
oder als Hersteller von Tabakerzeugnissen 
(§ 5 Absatz 3) bei der Zollstelle angemeldet 
sind oder denen eine Genehmigung nach § 74 
erteilt worden ist. 

(2) Die Bezugsberechtigten (Absatz 1) dür- 
fen Rohtabak nur aus dem Zollausland oder 
den Zollausschlüssen oder von anderen Be- 
zugsberechtigten oder von inländischen Ta- 
bakpflanzern, die bei der Zollstelle angemel- 
det sind, beziehen. Die Bezugsberechtigten 
dürfen Rohtabak nur an andere Bezugsbe- 
rechtigte abgeben oder in das Zollausland 
oder in die Zollausschlüsse ausführen. 

(3) Tabakpflanzer (§ 53) dürfen im Inland 
gewonnenen Rohtabak nur an Bezugsberech- 
tigte (Absatz 1) abgeben oder in das Zoll- 
ausland oder in die Zollausschlüsse ausführen. 

c) Lagerung durch Rohtabakhändler 

§ 50 

(1) Rohtabakhändler dürfen ausländischen 
Rohtabak nur in einer Öffentlichen Zoll- 
niederlage oder in einem Zolleigenlager, in- 
ländischen Rohtabak nur in einer öffentlichen 
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Niederlage für inrändischen Rohtabak (Ta- 
bakniederlage) oder in einem unter Zollmit- 
versdiluß stehenden Lager für inländischen 
Rohtabak (Tabaklager unter Zollmitver- 
schluß) lagern. 

(2) Rohtabakhändlern, die wiederholt we- 
gen Zuwiderhandlung gegen dieses Gesetz 
oder die zu diesem erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen bestraft worden sind, kann 
auferlegt werden, ihre Vorräte an Rohtabak 
nur in einer öffentlichen Zoll- oder Tabak- 
niederlage zu lagern oder auf Ihre Kosten 
unter ständige Steueraufsicht zu stellen. 

d) Lagerung durch Hersteller von Tabak- 
erzeugnissen 

§ 51 

(1) Hersteller von Tabakerzeugnissen dür- 
fen Rohtabak wie Rohtabakhändler lagern 
(§ 50). Außerdem dürfen sie verzollten 
ausländischen und verarbeltungsrcifen Inlän- 
dischen Rohtabak in den angemeldeten Räu- 
men des Hcrstcllungsbetriebes lagern. 

(2) Hersteller von Tabakerzeugnissen, die 
zugleich Rohtabakhändler sind, dürfen in den 
Räumen des Herstellungsbetriebes nur die 
Vorräte an Rohtabak lagern, die zur Ver- 
arbeitung im eigenen Betrieb bestimmt sind. 

e) Ausnahmen 
§ 52 

Der Bundesminister der Finanzen kann Aus- 
nahmen von den Verkehrsbeschränkungen 
durch Reditsverordnung zulassen, soweit das 
aus wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist; 
er kann dabei bestimmen, daß in einzelnen 
besonders gelagerten Fällen Ausnahmen im 
Verwaltungswege gemacht werden können. 


ABSCHNITT II 

Vorschriften für den erwerbsmäßig 
angebauten inländischen Tabak 

1. Anmeldung der Tabakpflan- 
zungen und der Trocken- und 
Aufbewahrungsräume 

§ 53 

(1) Grundstücke, die mit Tabak bepflanzt 
sind, hat der Besitzer der Grundstücke (Ta- 
bakpflanzer) nach näherer Bestimmung des 


Bundesministers der Finanzen bei der Zoll- 
stelle und In Orten ohne Zollstelle bei der 
Gemeindebehörde anzumelden. In der An- 
meldung ist anzugeben, wo der Tabak nach 
der Ernte getrocknet und aufbewahrt wer- 
den soll. 

(2) Der Tabakpflanzer hat die mit Tabak 
bepflanzten Grundstücke zu kennzeichnen 
und für die Erhaltung der Kennzeichnung zu 
sorgen. Der Bundesminister der Finanzen Ist 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Bestim- 
mungen über die Kennzeichnung zu treffen. 

2. Festsetzung der Tabaksoll- 
menge 

§ 54 

Die Rohtabakmenge, die der Tabakpflan- 
zer von seinen angemeldeten Grundstücken 
voraussichtlich ernten wird (Tabaksollm.enge), 
ist vor dem Beginn der Ernte von einem 
Beamten der Bundeszollverwaltung nach An- 
hören eines von ihm ernannten und auf die 
Belange der Verwaltung verpflichteten und 
eines von der Gemeindebehörde ernannten 
Sachverständigen festzusetzen und dem Ta- 
bakpflanzer bekanntzugeben. Der Tabak- 
pflanzer kann gegen die Festsetzung der Ta- 
baksollmenge Einsprucli einlegen. Über den 
Einspruch entscheidet das Flauptzollamt end- 
gültig. Der Bundesminister der Finanzen re- 
gelt das Verfahren durch Rechtsverordnung. 

§ 55 

Der Tabakpflanzer hat alle Umstände, die 
nach der Festsetzung der Tabaksollmenge die 
Menge des Ernteertrages von der amtlichen 
Verwiegung (§ 56) vermindern, der Zollstelle 
unverzüglicli schriftlich anzuzeigen. Die Ta- 
baksollmenge ist gegebenenfalls neu festzu- 
setzen. Für das Verfahren gilt § 54 entspre- 
chend. 

3. Feststellung der Menge des 
gewonnenen Rohtabaks 

§ 56 

Der Tabakpflanzer hat den gewonnenen 
Rohtabak der Zollstelle zur amtlichen Ver- 
wiegung an Orten und Tagen anzumelden 
und vorzuführen, die das Hauptzollamt oder 
die von Ihm bestimmte Stelle im Benehmen 
mit den örtlichen Verbänden der Tabakpflan- 
zer festsetzt. Die Verwiegungstage sind so 
festzusetzen, daß der Rohtabak in der Zeit 
zwlsdaen dem Ende der Trocknung und dem 
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Beginn der Gärung, spätestens aber am 31. 
März des Jahres verwegen wird, das auf die 
Ernte folgt. Das Hauptzollamt kann die Ver- 
wiegung auch zu einem späteren Zeitpunkt 
zulassen, soweit dafür ein Bedürfnis besteht. 

4. Räumung der Rohtabak- 

bestände 

§ 57 

Der Tabakpflanzer hat die amtlich ver- 
wegenen Rohtabakmengen in unmittelbarem 
Anschluß an die Verwiegung zu räumen, in- 
dem er den Tabak 

1. an Bezugsberechtigte abliefert oder 

2. in das Zollausland oder in die Zollaus- 
schlüsse ausführt oder 

3. für eigene Rechnung in eine Tabaknieder- 
lage oder in ein Tabaklager unter Zoll- 
mitverschluß einlagert. 

Das Hauptzollamt kann auf Antrag eine 
angemessene Frist für die Räumung ge- 
währen. 

5. Nachweis der Räumung 

§ 58 

(1) Der Tabakpflanzer hat der Zollstelle 
die Räumung der amtlich verwogenen Roh- 
tabakmenge (§ 57) nachzuweisen. Der Nach- 
weis ist spätestens bis zum 1. August des auf 
das Erntejahr folgenden Jahres zu erbringen 
und wenn die Räumungsfrist in Fällen des 
§ 57 Satz 2 erst nach dem 1. August endet, 
binnen zehn Tagen nach Ablauf dieser Frist. 

(2) Das Hauptzollamt kann Rohtabakbe- 
stände, deren Räumung nicht rechtzeitig 
nachgewiesen ist, auf Kosten des Tabakpflan- 
zers räumen lassen. 

6. Übergang der Verpflich- 
tungen des T a b a k p f 1 a n z e r s 

§ 59 

Beim Wechsel Im Besitz des mit Tabak 
bepflanzten Grundstücks nach dessen Anmel- 
dung (§ 53) und vor vollendeter Ernte gehen 
die Verpflichtungen des Tabakpflanzers aus 
den §§ 56 bis 58 auf den neuen Besitzer über. 
Das gleiche gilt beim Wechsel im Besitz des 
gewonnenen Rohtabaks. Vor der amtlichen 


Verwiegung darf der gewonnene Rohtabak 
nur nach Genehmigung des Hauptzollamts 
abgegeben werden (§ 49 Absatz 3). Das 
Hauptzollamt kann auch in anderen Fällen 
zulassen, daß der Tabakpflanzer die Ihm ob- 
liegenden Verpflichtungen auf Rohtabak- 
händler, Hersteller von Tabakerzeugnissen 
oder Tabakpflanzer überträgt. 

7. Vorschriften für die Tabak- 
pflanzungen 

§ 60 

(1) Die Pflanzung ist In gradlinigen Reihen 
anzulegen. Die Reihen müssen gleiche oder 
gleichmäßig wiederkehrende Abstände von- 
einander, die Pflanzen innerhalb der Reihen 
gleichen Abstand haben. 

(2) Tabak darf nicht mit anderen Boden- 
gewächsen gemischt gebaut werden. Wenn 
aber In einer Tabakpflanzung die Pflanzen 
auf einer zusammenhängenden, mindestens 
4 qm großen Fläche ganz ausgefallen sind, Ist 
der Nachbau anderer Gewächse auf dieser 
Fläche zulässig. 

(3) Bevor die Tabaksollmenge amtlich fest- 
gesetzt und über den etwa dagegen erhobe- 
nen Einspruch entschieden worden ist (§ 54), 
dürfen Tabakblätter, ausgenommen Grum- 
pen und Sandblätter, nicht eingeerntet wer- 
den. Der Pflanzer hat der Zollstelle das be- 
absichtigte Einernten von Grumpen und 
Sandblättern spätestens am Tage vor dem 
Beginn anzuzeigen. 

(4) Das Umpflügen eines mit Tabak be- 
pflanzten Grundstückes oder Grundstück- 
teiles und die sonstige Vernichtung einer Ta- 
bakpflanzung ist der Zollstelle vorher anzu- 
zeigen. 

(5) Alle vor der Ernte entstehenden Ab- 
fälle (Spindeln, Geize, mißratene Pflanzen 
und dergleichen) sind auf dem mit Tabak be- 
pflanzten Grundstück sofort zu vernichten. 

(6) Nach Beendigung der Ernte (Abblat- 
ten) müssen die Tabakstrünke auf dem 
Grundstück für die Gewinnung von Roh- 
tabak untauglich gemacht werden. 

(7) Das Hauptzollamt kann das Einernten 
von Abfällen (Absatz 5) und von Tabak- 
strünken (Absatz 6) zur Rohtabakgewinnung 
und Erzielen einer Nachernte genehmigen. 
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ABSCHNITT III 

Besteuerung von Rohtabak 
(T abaksteuerausgleich) 

1. Gegenstand 

§ 61 

(1) Für Rohtabak, der 

1. vorschriftswidrig nicht unter amtliche 
Überwachung gestellt wird oder 

2 . vorschriftswidrig aus der amtlichen Über- 
wachung entfernt wird oder ohne vor- 
herige Anmeldung oder ohne amtliche 
Überwachung vernichtet, vergällt oder aus- 
gelaugt wird oder 

3. bei der Versendung, ohne nachweislich un- 
tergegangen zu sein, das Bestimmungsziel 
nicht erreicht oder 

4. zur amtlichen Verwiegung nicht vorgeführt 
wird (§ 56) oder nicht als geräumt nach- 
gewiesen wird (§ 58), 

ist die Tabaksteuer zu entrichten, und zwar 
nach den §§ 62 bis 64 (Tabaksteuerausgleidi). 
Das gilt auch für die Mindermenge an Roh- 
tabak, die gegenüber der Tabaksollmenge 
(§ 54) nicht zur amtlichen Verwiegung vor- 
geführt wird, sofern nicht dargetan wird, 
daß die Mindermenge auf Umstände zurück- 
zuführen ist, die eine Steuerschuld in der 
Person des Steuerschuldners nicht begründen. 

(2) In diesen Fällen gilt der Rohtabak als 
Tabakerzeugnis im Sinne des ^ 2 Absatz 2 
Ziffer 1. 

2. Steuersatz 

§ 62 

(1) Der Tabaksteuerausgleich beträgt für 
einen Doppelzentner Rohtabak 3000 DM. 
Wenn der Steuerschuldner (§ 64) die inlän- 
dische Herkunft des Rohtabaks nachweist, 
ermäßigt sich der Steuersatz auf 900 DM. 

(2) Der Tabaksteuerausgleich wird für ver- 
arbeitungsreifen Rohtabak nach dem Rein- 
gewicht, für nicht verarbeitungsreifen Roh- 
tabak nach dem um 20 vom Hundert ge- 
kürzten Reingewicht berechnet. 

3. Entstehung und Fälligkeit 
der Steuerschuld 

S 63 

Die Tabaksteuerausgleichschuld entsteht 
und wird zugleich fällig 


1. in den Fällen des § 61 Absatz 1 Satz 1 
Ziffern 1 bis 3 mit dem Übergang des 
Rohtabaks in den amtlich nicht überwach- 
ten Verkehr, 

2. in den Fällen des § 61 Absatz 1 Satz 1 
Ziffer 4 

a) wenn der Rohtabak nicht zur amtlichen 
Verwiegung vorgeführt wird, mit Ab- 
lauf des letzten Verwiegungstages(§ 56), 

b) wenn der Rohtabak nicht als geräumt 
nachgewiesen wird, mit Ablauf der 
Frist für den Nachweis der Räumung 
(§ 58), 

3. In den Fällen des § 61 Absatz 1 Satz 2 
mit Ablauf des letzten Verwiegungstages 
(S 56). 

4. Steuerschuldner 
und H a f t u n g s s c h u 1 d n e r 

§ 64 

(1) Steuerschuldner Ist, 

1. wenn über Rohtabak, der aus dem Zoll- 
ausland oder einem Zollausschluß ein- 
geführt wird, erstmalig vorschriftswidrig 
so verfügt wird, als wäre er im zollrecht- 
lich freien Verkehr, der Zollschuldner, 

2. wenn Rohtabak, der In einer öffentlichen 
Zoll- oder Tabakniederlage lagert, in den 
amtlich nidit überwachten Verkehr über- 
geführt wird, der Niederleger, 

3. wenn Rohtabak, der in einem Zolleigen- 
lager oder In einem Tabaklager unter Zoll- 
niitverschiuß lagert. In den amtlich nicht 
überwachten Verkehr übergeführt wird, 
der Lagerinhaber, 

4. wenn Rohtabak nicht zur amtlichen Ver- 
wiegung vorgeführt oder nicht als geräumt 
nachgewiesen wird, der Tabakpflanzer, 

5. in anderen als den unter 1 bis 4 aufgeführ- 
ten Fällen derjenige, dem die Verpflich- 
tung obliegt, den Rohtabak in der amt- 
lichen Überwadiung zu erhalten oder un- 
ter diese Überwachung zu stellen. 

(2) Wenn ausländischer Rohtabak mit 
Zollbegleitschein befördert wird, haftet der 
Zollbegleitscheinnehmer auch für den Tabak- 
steuerausgleich. 

5. Besteuerung von Fehlmengen 
§ 65 

Ergeben sich bei Bestandsaufnahmen an 
Rohtabak Fehlmengen, so ist § 196 Reichs- 
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abgabenordnung sinngemäß anzuwenden. 
Den Tabaksteuerausgleich für die Fehlmenge 
hat zu entrichten, wer nach § 64 Steuer- 
schuldner wäre, wenn der Übergang des Roh- 
tabaks in den amtlich nicht überwachten Ver- 
kehr festgestellt worden wäre. 

6. Beginn und Erlöschen 
der Haftung des Rohtabaks 

§ 66 

Der Rohtabak haftet (§ 121 Reichsabgaben- 
ordnung) für den Tabaksteuerausgleich, so- 
weit er aus dem Zollausland oder den Zoll- 
aussdilüssen eingeführt wird, vom Über- 
schreiten der Zollgrenze, soweit er im Zoll- 
gebiet gewonnen wird, vom Abernten der 
Tabakblätter an. Die Haftung erlischt, so- 
bald der Rohtabak zu Tabakerzeugnissen ver- 
arbeitet worden ist oder sonst bestimmungs- 
gemäß aus der amtlichen Überwachung aus- 
scheidet. 

ABSCHNITT IV 
Sonderfälle 

1. Anbau von Tabak 
zu Lehrzwecken 

§ 67 

Tabak, der in botanischen und anderen 
Gärten zu Lehrzwecken angebaut wird, be- 
darf keiner Anmeldung nach § 53, wenn nicht 
mehr als 30 qm Grundfläche mit Tabak be- 
pflanzt werden. Bebauung größerer Flächen 
gilt als erwerbsmäßiger Anbau. Der Bundes- 
minister der Finanzen kann für den Tabak- 
anbau zu Forschungszwecken in einzelnen 
Fällen Abweichungen von den Vorschriften 
dieses Gesetzes im Verwaltungswege zu- 
lassen. 

2. Anbau von Tabak 
für den eigenen Hausbedarf 

§ 68 

(1) Tabakpflanzer, die für den Bedarf des 
eigenen Haushalts Tabak auf einer Grund- 
fläche von nicht mehr als 50 qm anbauen 
und nicht mehr als 200 Pflanzen setzen, sind 
Tabakkleinpflanzer. 

(2) Wer erwerbsmäßig Tabak anbaut oder 
am Erwerbsanbau eines Dritten beteiligt ist. 


kann nicht Kleinpflanzer sein. Als Beteili- 
gung gilt auch die Zugehörigkeit zum Haus- 
halt eines Erwerbspflanzers. 

§ 69 

Der Tabakpflanzer hat die mit Tabak be- 
pflanzten Grundstücke bis zum 30. Juni nach 
näherer Bestimmung des Bundesministers der 
Finanzen bei der Zollstelle und in Orten ohne 
Zollstelle bei der Gemeindebehörde anzumel- 
den. Er hat dabei zu erklären, daß der Ernte- 
ertrag ausschließlich für den eigenen Haushalt 
verwandt werden soll. 

§ 70 

(1) Der Tabakkleinpflanzer hat seinen 
Ernteertrag als Pfeifentabak mit 1,75 DM für 
ein Kilogramm zu versteuern, für den Er- 
trag eines Erntejahres aber mindestens 8 DM 
zu entrichten. Die Zollstelle setzt den Ernte- 
ertrag auf Grund der Anmeldung des Tabak- 
kleinpflanzers fest. Mit dieser Festsetzung 
entsteht die Steuerschuld. 

(2) Die Steuer wird von der festgesetzten 
Rohtabakmenge unter Berücksichtigung eines 
Gewichtsabzugs von 20 vom Hundert berech- 
net und dem Pflanzer durch Steuerbescheid 
mitgeteilt. Er hat die Steuer binnen einer 
Woche nach Zustellung des Steuerbescheides 
zu entrichten. 

§ 71 

Der Tabakkleinpflanzer ist verpflichtet, den 
geernteten Tabak bis zum Verbrauch in sei- 
nem Gewahrsam zu halten. Er darf ihn nur 
für den eigenen Hausbedarf verwenden. 

S 72 

(1) Wenn Tabakkleinpflanzer den Anbau 
nidit anmelden oder Kleinpflanzertabak be- 
stimmungswidrig verwenden, ist der Tabak- 
steuerausgleich nach den §§ 61 ff. zu entrich- 
ten. Die nach § 70 gegebenenfalls entrich- 
tete Steuer Ist anzurechnen. 

(2) Wird versteuerter Kleinpflanzertabak 
wider den Willen des Tabakkleinpflanzers 
aus seinem Gewahrsam entfernt, so Ist der 
Steuerunterschied zwischen der gezahlten 
Steuer (§ 70) und dem Tabaksteuerausgleich 
zu entrichten. Steuerschuldner ist derjenige, 
der den Tabak aus dem Gewahrsam des Ta- 
bakkleinpflanzers entfernt. Die Steuerschuld 
entsteht und wird fällig mit der Entfernung. 
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3. Abgabe vonRohtabak 
an Verbraucher 

§ 73 

Als Tabakerzeugnis wird Rohtabak be- 
steuert, den Tabakwarenkleinhändler von 
Rohtabakhändlern beziehen, um ihn unver- 
ändert an Verbraucher im Kleinhandel abzu- 
geben. Die näheren Vorschriften erläßt der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung. 

4. Betriebe, die Rohtabak 
inLohnbearbeiten 

§ 74 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
beim Vorliegen eines wirtschaftlichen Bedürf- 
nisses auf Antrag in einzelnen Fällen zulassen, 
daß Betriebe, die nicht Rohtabakhändler sind, 
Rohtabak im Sinne des § 46 für Bezugsbe- 
rechtigte im Lohn bearbeiten, ohne dabei 
gewonnene verbrauchsfähige Tabakerzeug- 
nisse verkaufsfertig zuzurich:en. Diese Be- 
triebe sind wie Tabakwarenherstellungs- 
betriebe zu behandeln. 

VIERTER TEIL 

Gemeinsame Vorschriften 
ABSCHNITT I 
Steuererleichterungen 

1. Steuerbefreiung 
und Steuererstattung 

a) für Deputate 

§ 75 

Tabakerzeugnisse, die der Hersteller an Ar- 
beiter und Angestellte seines Herstellungs- 
betriebes in der herkömmlichen Weise oder 
auf Grund von Tarifverträgen ohne Entgelt 
zum eigenen Verbrauch abgibt, bleiben von 
der Tabaksteuer befreit; die näheren Vor- 
schriften trifft der Bundesminister der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung. Solche Tabak- 
erzeugnisse dürfen nicht an andere Personen 
gegen Entgelt abgegeben werden; wer die- 
sem Verbot zuwidcrhandelt, hat die Tabak- 
steuer für die verbotswidrig abgegebenen Er- 
zeugnisse zu entrichten. Die Tabaksteuer- 
schuld entsteht und wird fällig mit der ver- 
botswidrigen Abgabe. Für die Höhe und die 
Entrichtung der Tabaksteuer gelten die §§ 3, 
7, 8, § 9 Absatz 6 Satz 2 und § 12 Satz 2 
sinngemäß. 


b) in sonstigen Fällen 
§ 76 

Der Bundesminister der Finanzen kann 

durch Reditsverordnung bestimmen, daß von 

der Tabaksteuer und vom Verpackungszwang 

befreit sind; 

1. Tabakwaren, die Hersteller oder in ihrem 
Auftrag Angestellte innerhalb der Hcr- 
stellungsräume lediglich zu dem Zv/eck ver- 
brauchen, um sie zu prüfen, 

2. Muster von Tabakwaren (Reise-, Schau- 
muster und dergleichen), deren Verwen- 
dung zum Genuß durch besondere Vor- 
kehrungen, z. B. durch Aufkleben, unmög- 
lich gemacht ist, 

3. Tabakwaren, die im Herstellungsbetrieb 
unter amtlicher Aufsicht vernichtet oder 
vergällt werden, 

4. Rohtabak und Tabakwaren, die von Ta- 
bakwarenherstellern oder aus dem Aus- 
land an Hersteller von Masdiinen oder 
von Spezial-Meß- und -Prüfgeräten zum 
Ausprobleren der Maschinen und Geräte 
oder an wissenschaftliche Institute zu Un- 
tersuchungen abgegeben werden, wenn der 
Rohtabak und die Tabakwaren unter amt- 
licher Aufsicht in den abgebenden Betrieb 
zurückgebracht oder unter amtlicher Über- 
wachung in dem empfangenden Betrieb 
vernichtet werden, 

5. Tabakmehl (Puder), das Zigarrenhersteller 
zum Mattieren von Zigarren verwenden, 

6. Tabakmehl, das zur Schädlingsbekämpfung 
verwandt wird, 

7. Zigarettenhüllen, wenn sie an Betriebe ab- 
gegeben werden, in denen sie zu anderen 
Zwecken als zur Herstellung von Tabak- 
erzeugnissen, z. B. zu Schokoladenzigaret- 
ten oder zu Asthmazigaretten verwandt 
werden, und wenn entweder der Verwen- 
der die Erzeugnisse ausführt oder der Her- 
steller die Zigarettenhüllen derart kenn- 
zeichnet, daß ihre Bestimmung ohne wei- 
teres ersichtlich ist, 

8. Proben von Rohtabak oder Tabakwaren, 
die zu amtlichen Untersuchungen entnom- 
men werden, 

9. Proben inländisdien Rohtabaks, die der 
Tabakpflanzer vor der Räumung des Ta- 
baks (§ 57) als Muster zu Verkaufszwecken 
entnimmt. 



§ 77 

Die Tabaksteuer wird erstattet, wenn ver- 
steuerte Tabakwaren in den Herstellungsbe- 
trieb wieder aufgenommen werden oder 
wenn versteuerte Tabakwaren, die 2um Han- 
del eingeführt worden sind, wieder ausge- 
führt werden. Der Bundesminister der Fi- 
nan 2 en ist ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung die Vorausset 2 ungen 2u bestimmen und 
das Verfahren 2u regeln. 

2. Steuervergütung 
§ 78 

Der Bundesminister der Finan 2 en kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Tabakwarenhändlern bei der Ausfuhr ver- 
steuerter Tabaker2eugnisse die Tabaksteuer 
vergütet wird. Er regelt das dabei an 2 uwen- 
dende Verfahren. 


ABSCHNITT II 

Vergütung des Zolls bei der Ausfuhr 
von Tabakerzeugnissen 

§ 79 

(1) Werden Tabaker2eugnisse, die Im Zoll- 
gebiet gan 2 oder zum Teil aus ausländischem 
Rohtabak hergestellt worden sind, aus dem 
Herstellungsbetrieb unter Steueraufsicht aus- 
geführt, so wird eine' Vergütung gewährt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen ist 
ermächtigt, die Voraussetzungen, die Höhe 
der Vergütung und das dabei anzuwendende 
Verfahren durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen. 


ABSCHNITT III 

Steuererleichterung für kleinere Betriebe 

§ 80 

(1) Hersteller von Zigarren, Zigaretten, 
feingeschnittenem Rauchtabak (Feinschnitt), 
anderem Rauchtabak als Feinschnitt (Pfeifen- 
tabak) und von Zigarettenhüllen erhalten auf 
Antrag eine Steuererleichterung, die sich nach 
der tabaksteuerlichen Leistung bemißt, so- 
fern der Betrieb am 1. Januar 1951 betriebs- 
fertig war. Das gilt für Hersteller von Zi- 


garettenhüllen nur, wenn der Betriebsinha- 
ber sich ausschließlich mit der Herstellung 
von Zigarettenhüllen befaßt. Die Erleichte- 
rung wird für die in Satz 1 genannten Er- 
zeugnisse (erstattungsfähige Erzeugnisse) In 
der Form gewährt, daß dem Hersteller ein 
Steuerbetrag in Höhe der Steuererleichterung 
erstattet wird. 

(2) Mehrere Betriebe, die ganz oder teil- 
weise für Rechnung einer und derselben Per- 
son oder Gesellschaft oder eines und dessel- 
ben Gesellschafters geführt werden, sind als 
ein Herstellungsbetrieb im Sinne des Absat- 
zes 1 anzusehen. Neue Betriebe im Sinne des 
Absatzes 3 werden nur insoweit einbezogen, 
als durch die Einbeziehung die Steuererleich- 
terung nach § 83 gekürzt wird oder nach 
§ 84 wegfällt. Entsprechendes gilt für Be- 
triebe, die die Herstellung einer Gattung 
von erstattungsfähigen Tabakerzeugnissen 
neu aufnehmen. 

(3) Betriebe, die nach dem 1. Januar 1951 
entstehen, erhalten auf Antrag die Steuer- 
erleichterung, wenn sie zwei Jahre erstat- 
tungsfähige Tabakerzeugnisse hergestellt ha- 
ben. Entsprechendes gilt, wenn bestehende 
Betriebe die Herstellung einer Gattung von 
erstattungsfähigen Tabakerzeugnissen nach 
dem 1. Januar 1951 neu aufnehmen. 

(4) Die Steuererleichterung wird nicht ge- 
währt, wenn 

1. der Betrieb nicht ordnungsmäßig geführt 
wird oder 

2. der Betrieb nach dem 1. Januar 1951 durch 
Teilung eines Betriebes, dem Steuererleich- 
terung nicht Zustand, entstanden ist oder 

3. von dem Betrieb, für den Steuererleich- 
terung beantragt wird, mehr als 35 vom 
Hundert einer Gattung erstattungsfähiger 
Erzeugnisse, die im Vierteljahr hergestellt 
werden, an andere Hersteller unversteuert 
abgegeben werden oder 

4. ein Betrieb, der bei rechtzeitiger Zahlung 
der Tabaksteuer einen Anspruch auf Steuer- 
erleichterung nicht haben würde (§§ 84 
und 85), fällige Beträge nicht rechtzeitig 
entrichtet. 

(5) Wenn ein Betrieb auf einen anderen 
Inhaber übergeht, z. B. durch Verkauf oder 
Erbgang, hat der Rechtsnachfolger die Steuer- 
erleichterung erneut zu beantragen. 

(6) Die Steuererleichterung fällt mit Be- 
ginn des Vierteljahres weg, in dem die Vor- 
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äussetzungen für die Gewährung der Erleich- 
terung nicht mehr gegeben sind, in den Fäl- 
len des Absatzes 5 jedoch mit dem Zeitpunkt 
des Überganges. Beim Übergang im Laufe 
eines Vierteljahres wird die Steuererleichte- 
rung nach dem von dem bisherigen Inhaber 
und dem Rechtsnachfolger zusammen gezahl- 
ten Steuerwert berechnet und nach dem von 
jedem gezahlten Steuerwert aufgeteilt. Dem 
Rechtsnachfolger wird sein Anteil nur er- 
stattet, wenn auch in seiner Person die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Steuer- 
erleiditerung gegeben sind. 

(7) Der Anspruch auf die Steuererleichte- 
rung ist nicht abtretbar und nicht pfändbar. 

§ 81 

(1) Die Zahlung der Beträge, die auf Grund 
der Steuererlciditerung zu gewähren sind, 
wird vorläufig ausgesetzt, wenn gegen den 
Betriebsinhaber oder den gesetzlichen Vertre- 
ter ein Strafverfahren wegen vollendeter oder 
versuchter Steuerhinterziehung oder Steuer- 
hehlerei oder wegen Begünstigung einer Per- 
son, die solche Straftat begangen hat, ein- 
geleitet worden ist. 

(2) Die Steuererleichterung entfällt mit 
Beginn des Vierteljahres, in dem die Straftat 
begangen oder begonnen worden ist, wenn 
der Betriebsinhaber oder der gesetzliche Ver- 
treter wegen einer der in Absatz 1 genann- 
ten Straftaten rechtskräftig bestraft wor- 
den ist. 

§ 82 

(1) Die Steuererleichterung bemißt sich 
nach dem im Vierteljahr gezahlten Steuer- 
wert; sie beträgt: 

1. für Hersteller von Zigarren 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 7500 DM 15 v. H., 

b) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

31 500 DM 8 V.H., 

c) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

65 000 DM 3 V.H.; 

2. für Hersteller von Zigaretten 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 160 000 DM 10 v.H., 

b) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

475 000 DM 7 v. H., 


c) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 
1 400 000 DM 4 V.H.; 

3. für Hersteller von feingeschnit- 
tenem Rauchtabak (Fein- 
schnitt) 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 15 000 DM 10 v.H., 

b) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

75 000 DM 6 V. H., 

c) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

150 000 DM 2,5 V.H.; 

4. für Hersteller von anderem 

Rauchtabak als Feinschnitt 
(Pfeifentabak) 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 5 000 DM 16 v. H., 

b) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

25 000 DM 12 V.H., 

c) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

50 000 DM 6 V. H.; 

5. für Hersteller von Zigaretten- 
hüllen 

a) bis zum Steuerwertbetrag 

von 40 000 DM 9 v. H., 

b) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

60 000 DM 6 V. H., 

c) darüber hinaus bis zum 

Steuerwertbetrag von 

75 000 DM 3 V. H.. 

(2) Der Höchstbetrag der Steuererleichte- 
rung, der sich nach Absatz 1 Ziffern 1 bis 5 
ergibt, wird auch gewährt, wenn der im Vier- 
teljahr gezahlte Steuerwert die Grenzen des 
Absatzes 1 Ziffern 1 c bis 5 c überschreitet, 
aber unter den Grenzen des § 83 Absatz 1 
bleibt. 

§ 83 

(1) Übersteigt in einem Vierteljahr der 
gezahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigarren 

den Betrag von 120 000 DM, 

2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 2 650 000 DM, 
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3. bei Herstellern von fcln- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag von 250 000 DM, 

4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 90 000 DM, 

5. bei Herstellern von Ziga- 
rettenhüllen den Betrag von 120 000 DM, 

so wird der Betrag der Steuererleichterung, 
der sich aus § 82 ergibt, um 25 vom Hundert 
gekürzt. 

(2) Übersteigt In einem Vierteljahr der ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigarren 

den Betrag von 140 000 DM, 

2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 4 200 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag von 270 000 DM, 

4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 100 000 DM, 

5. bei Herstellern von Ziga- 
rettenhüllen den Betrag von 130 000 DM, 

so wird der Betrag der Steuererleichterung, 
der sich aus § 82 ergibt, um 50 vom Hundert 
gekürzt. 

(3) Die Kürzung tritt auch ein, wenn ein 
Betrieb durch säumige Zahlung der Tabak- 
steuer die Steuerwertgrenzen der Absätze 1 
und 2 unterschreitet, sie aber bei rechtzeiti- 
ger Zahlung überschritten hätte. 

§ 84 

Übersteigt In einem Vierteljahr der ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigar- 
ren den Betrag von 160 000 DM, 

2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 5 700 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag 

von 300 000 DM, 

4 . bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 110 000 DM, 


5. bei Herstellern von Zigaret- 
tenhüllen den Betrag von 150 000 DM, 

so wird die Steuererleichterung nicht ge- 
währt. 

§ 85 

(1) Stellt ein Hersteller mehrere Gattungen 
von erstattungsfähigen Erzeugnissen oder 
neben solchen auch andere Tabakerzeugnisse 
her, so wird ihm die Steuererleichterung nur 
gewährt, wenn der im Vierteljahr für alle 
von ihm hergestellten Tabakerzeugnisse ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Betrieben, die auch Zi- 

garetten herstellen, den Be- 
trag von 4 500 000 DM, 

2. bei Betrieben, die Zigar- 
ren und feingeschnittenen 
Rauchtabak (Feinschnitt) 
oder anderen Rauchtabak 
als Feinschnitt (Pfeifenta- 
bak) herstellen, den Betrag 
von 

3. bei Betrieben, die aus- 
schließlich feingeschnittenen 
Rauchtabak (Feinschnitt) 
und anderen Rauchtabak als 
Feinschnitt (Pfeifentabak) 
herstellen, 

a) wenn die Herstellung 
von feingeschnittenem 
Rauchtabak überwiegt, 
den Betrag von 

b) wenn die Herstellung von 
anderem Rauchtabak als 
Feinschnitt überwiegt, 
den Betrag von 

nicht übersteigt. Dabei darf man den unter Zif- 
fer 1 genannten Betrieben der im Vierteljahr 
für erstattungsfähige Erzeugnisse gezahlte 
Steuerwert den Betrag von 4 300 000 DM bei 
Zigaretten und den Betrag von zusammen 
160 000 DM bei Zigarren, feingeschnittenem 
Rauchtabak (Feinschnitt) und anderem 
Rauchtabak als Feinschnitt (Pfeifentabak), 
aber bei Zigarren den Betrag von 120 000 
DM und bei anderem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den Betrag von 35 000 
DM nicht übersteigen. Bei den unter Ziffer 2 
genannten Betrieben darf der im Vierteljahr 
für erstattungsfähige Erzeugnisse gezahlte 
Steuerwert den Betrag von 120 000 DM bei 
Zigarren, von 100 000 DM bei feingeschnit- 
tenem Rauchtabak (Feinschnitt) und von 


280 000 DM, 


270 000 DM, 


175 000 DM 
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40 000 DM bei anderem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) nicht übersteigen. Bei 
den unter Ziffer 3 a genannten Betrieben 
darf der im Vierteljahr für erstattungsfähige 
Erzeugnisse gezahlte Steuerwert den Betrag 
von 220 000 DM bei feingeschnittenem 
Rauchtabak und von 30 000 DM bei ande- 
rem Rauchtabak als Feinschnitt, bei den 
unter Ziffer 3 b genannten Betrieben den 
Betrag von 80 000 DM bei anderem Rauch- 
tabak als Feinschnitt und von 75 000 DM 
bei feingeschnittenem Rauchtabak nicht 
übersteigen. 

(2) Der Betrag der Steuererleichterung ist 
nach oben durch die Summe begrenzt, die 
sich aus dem Höchstbetrag für eine Gattung 
und aus dem halben Höchstbetrag für eine 
andere Gattung nach § 82 ergibt. Diese 
Summe ist für jeden Betrieb besonders zu 
bilden und zwar aus dem Höchstbetrag für 
die Gattung, für die der Hersteller In dem 
Vierteljahr den größten Steuerwert gezahlt 
hat, und aus dem halben Höchstbetrag für 
die Gattung, für die er den nächstniederen 
Betrag an Steuerwert entrichtet hat. Sind die 
gezahlten Steuerwerte gleich hodi, so ent- 
scheidet für die Bildung der Summe der 
höhere Kleinverkaufswert der einzelnen Gat- 
tung, für die die Steuerwertbeträge gezahlt 
worden sind. 

§ 86 

Hat im Vierteljahr ein Hersteller Tabak- 
erzeugnisse unversteuert an einen anderen 
Hersteller geliefert, so wird der Steuerwert 
der gelieferten Erzeugnisse, der sich nach den 
dem Empfänger In Rechnung gestellten 
Warenpreisen errechnet, dem vom Versen- 
der gezahlten Steuerwert bei der Ermittlung 
der Steuerwertgrenzen der §§ 83 bis 85 zu- 
gerechnet. 

§ 87 

Die Zollstelle hat den Betrag der Steuer- 
erleichterung, der sich aus den §§ 80 bis 86 
ergibt, nach Ablauf jedes Vierteljahres in 
einem besonderen Bescheid festzusetzen und 
dem Hersteller zu erstatten. Im Falle des 
§ 80 Absatz 2 Ist der Betrag der Steuer- 
erleichterung dem Betrieb zu erstatten, 
der den höchsten Steuerwert gezahlt hat. 

§ 88 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 


1. die Staffeln In den §§ 82 bis 84 sowie die 
Vomhundertsätze und Steuerwertbeträge 
in den §§ 82 bis 85 zur Anpassung an die 
Entwicklung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse Im Tabakgewerbe zu ändern, soweit 
dies der Erhaltung lebensfähiger mittel- 
ständischer Betriebe entspricht; er kann 
dabei die Vomhundertsätze und Steuer- 
wertbeträge um höchstens 25 vom Hun- 
dert erhöhen oder senken, 

2. weitere Bestimmungen über das Verfahren 
zur Durchführung der §§ 80 bis 87 zu er- 
lassen. 


ABSCHNITT IV 
Überwachungsvorschriften 

1. Steueraufsicht 

§ 89 

(1) Der Steueraufsicht unterliegen 

1. Hersteller von Tabak waren (§ 5 Absatz 3), 

2. Tabakwarenhändler und Rohtabakhänd- 
ler (§§ 24 und 27), 

3. Tabakpflanzer (§ 53), 

4. Tabakkleinpflanzer (§ 68), 

5. Inhaber von Betrieben, denen eine Geneh- 
migung nach § 74 erteilt ist, 

6. Personen und Unternehmen, die Maschinen 
zur Herstellung von Tabakwaren herstei- 
len, erwerben, besitzen oder verwahren. 

(2) Die in Absatz 1 Ziffern 1 bis 5 ge- 
nannten Personen und Unternehmen haben 
ihren Betrieb oder den Tabakanbau, die in 
Absatz 1 Ziffer 6 genannten Personen und 
Unternehmen die Herstellung, den Erwerb, 
den Besitz, die Verwahrung sowie die Ver- 
änderung des Standortes einer Maschine bei 
der Zollstelle anzumelden. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen erläßt die Durchführungs- 
vorschriften durch Rechtsverordnung. 

2. Betriebsleiter 

§ 90 

(1) Die Bestellung eines Betriebsleiters zur 
Erfüllung der steuerlichen Verpflichtungen 
des Betriebsinhabers (§ 190 Reichsabgaben- 
ordnung) wird erst wirksam, nachdem das 
Hauptzollamt zugestimmt hat. 
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(2) Ein Betriebsleiter zur Erfüllung der 
dem Betriebsinhaber obliegenden Verpflich- 
tungen ist auch dann zu bestellen, wenn der 
Betriebsinhaber den Betrieb nicht vollständig 
selbst leitet. Ein Betriebsleiter kann auch nur 
für bestimmte Aufgaben, z. B. für die Füh- 
rung der Betriebsbücher, bestellt werden. 

3. Durchsuchung 
§ 91 

Wenn hinreichender Verdacht besteht, daß 
Steuern der in § 1 aufgeführten Art hinter- 
zogen worden sind, ist die Durchsuchung 
von Betrieben und Räumen, die der Steuer- 
aufsicht unterliegen, sowie von anderen Räu- 
men zulässig (§ 437 Reichsabgabenordnung), 
soweit es sich nicht um Wohnungen handelt. 
Das Recht zur Nachschau (§ 193 Reichsab- 
gabenordnung) bleibt unberührt. 


ABSCHNITT V 
Besondere Strafvorschriften 

1. Unbefugter Verkehr mit 
Steuerzeichen 

§ 92 

Wer unbefugt Steuerzeichen sich verschafft, 
feilhält oder in Verkehr bringt, wird mit 
Geldstrafe bestraft. Der Höchstbetrag der 
Geldstrafe ist unbeschränkt. Neben der Geld- 
strafe kann auf Gefängnis bis zu zwei Jahren 
erkannt werden. Die Steuerzeichen sind ein- 
zuziehen. 

2. Zuwiderhandlungen gegen 

§ 28 

§ 93 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig dem 
Verbot des Verkaufs von Tabakerzeugnissen 
unter Steuerzeichenpreis (§ 28) zuwiderhan- 
delt, wird mit Geldstrafe oder Gefängnis bis 
zu zwei Jahren bestraft. 

(2) Die Strafverfolgung verjährt In fünf 
Jahren. Im übrigen gelten die §§ 416, 417 
und 419 Absatz 2 Reichsabgabenordnung 
entsprechend. Für das Strafverfahren gelten 
die Vorschriften des Zweiten Abschnitts des 
Dritten Teils der Reichsabgabenordnung. 


3. Zuwiderhandlungen gegen 
die §§ 41, 43 und 44 

§ 94 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig andere 
als die zugelassenen Tabakersatzstoffe bei der 
Herstellung von Tabakerzeugnissen oder 
tabakähnlichen Waren verwendet oder den 
Vorschriften der §§ 43 und 44 zuwiderhan- 
delt, wird, soweit nicht nach anderen Ge- 
setzen eine schwerere Strafe verwirkt Ist, mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Neben der Geldstrafe kann auf Ein- 
beziehung der Tabakerzeugnisse und der 
tabakähnlichen Waren erkannt werden. 
§ 401 Absatz 2, § 414 und § 415 Absatz 1 
Reichsabgabenordnung sind anzuwenden. 

(3) Für die Im Absatz 1 bezeichneten Zu- 
widerhandlungen gelten die §§ 416 und 417 
Reichsabgabenordnung entsprechend. 

(4) Die Strafverfolgung von Zuwiderhand- 
lungen im Sinne des Absatzes 1 verjährt in 
fünf Jahren; § 419 Absatz 2 Reichsabgaben- 
ordnung ist anzuwenden. Für das Strafver- 
fahren gelten die Vorschriften des Zweiten 
Abschnitts des Dritten Teils der Reichs- 
abgabenordnung. 

ABSCHNITT VI 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
§ 95 

Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, zur Durchführung des Tabaksteuer- 
gesetzes allgemeine Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen. 

ABSCHNITT VII 

Begriffsbestimmungen und Durdiführungs- 
vorschriften 

§ 96 

Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des Gesetzes Im einzelnen zu 
umschreiben, 

2. die zur Sicherung des Steueraufkommens 
erforderlichen Vorschriften zu erlassen, 

3. steuerstatistische Anschreibungen für Bun- 
deszwecke anzuordnen. 
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FÜNFTER TEIL 


Übergangs- und Sdilußvorsdiriften 

§ 97 

(1) Zur Erleichterung des Überganges von 
der bisherigen Zahlungsweise auf die Rege- 
lung des § 12 sind die fälligen Beträge in 
den ersten fünf Monaten nach Inkrafttreten 
des Gesetzes an folgenden Tagen zu ent- 
richten: 

im ersten Monat am 15. und 30., 
im zweiten und dritten Monat am 14. und 29., 
im vierten und fünften Monat am 13. und 28.. 

(2) Wenn im ersten Monat der 30. oder im 
zweiten und dritten Monat der 29. auf einen 
Sonntag fällt oder als Kalendertag fehlt, tritt 
an seine Stelle der vorhergehende Werktag. 

§ 98 

(1) Von den Tabaksteuerbeträgen, für die 
in der Zeit vom 31. Oktober 1951 bis 
30. Juni 1952 fortlaufender allgemeiner Voll- 
streckungsaufschub gewährt worden ist, 
haben die Steuerschuldner, die nach den bis- 
herigen Bestimmungen keine Steuererleich- 
terung erhielten, zu zahlen 

1. die Steuerbeträge für Zigaretten in Höhe 

von 60 vom Hundert, 

2. die Steuerbeträge für Zigarren und für 

Rauchtabak in Höhe von 50 vom Hun- 
dert. 

(2) Steuerschuldner, die Steuererleichterung 
nach § 75 c des bisherigen Tabaksteuerge- 
setzes erhielten, haben von den nach dem 
Absatz 1 Ziffern 1 und 2 geforderten Beträ- 
gen die Hälfte zu zahlen. 

(3) Alle übrigen Steuerbeträge einschließ- 
lich der nach dem 30. Juni 1952 aufgescho- 
benen Beträge werden erlassen. 

(4) Die Zahlungen nach den Absätzen 1 
und 2 sind vom 1. des vierten auf das In- 
krafttreten dieses Gesetzes folgenden Monats 
ab in 24 gleichen Monatsraten zu leisten. 

§ 99 

Der Inhaber eines Steuerlagers für Zigar- 
ren hat sein Lager innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zu räumen. Für 


die Zeit der Abwicklung gelten die bisherigen 
Vorschriften mit der Maßgabe, daß unver- 
steuerte Zigarren nicht mehr auf das Steuer- 
lager verbracht werden dürfen. 

§ 100 

Der Hersteller von Zigaretten hat den Roh- 
tabak, den er bis zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes in seinen Betrieb eingebracht hat, noch 
nach den bisherigen Vorschriften zur Tabak- 
materialsteuer anzumelden und zu ver- 
steuern. 

§ 101 

Bei der Herstellung von Zigarren ist ab- 
weichend von § 44 die steuerfreie Verwen- 
dung von Kunstumblatt nach den bisherigen 
Verwaltungsvorschriften des früheren Reichs- 
ministers der Finanzen weiterhin zugelassen. 
Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung die Verwen- 
dung von Kunstumblatt zu untersagen. 

§ 102 

Soweit auf Grund von § 3 Absatz 4 des 
Gesetzes über steuerliche Behandlung von 
Tabakerzeugnissen besonderer Eigenart vom 
21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 469) Rauch- 
tabakherstellern gestattet worden ist, bei 
Pfeifentabak der drei untersten Preisklassen 
einen Teil der Tabakrippen durch andere 
Tabake zu ersetzen, gelten die Genehmigun- 
gen bis zum Auf brauch der Tabakmengen 
weiter, für die die Begünstigung ausgespro- 
chen worden ist. 

§ 103 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, 

1. für versteuerte Tabakerzeugnisse, die sich 
beim Inkrafttreten des Gesetzes im Handel 
befinden, 

2. für Tabaksteuerzeichen, die beim Inkraft- 
treten des Gesetzes in Herstellungsbetrie- 
ben und in Steuerlagern für Zigarren noch 
nicht verwandt worden sind oder an 
Packungen von Tabakerzeugnissen sich be- 
finden, für die die Steuerschuld noch nicht 
entstanden ist, 

3. für Zigarettenrohtabak sowie für Zigaret- 
ten, die sich beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes noch im Herstellungsbetrieb be- 
finden, 
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als Übergangsregelung durch Rechtsverord- 
nung die Unterschiedsbeträge an Tabak- 
steuern, die sich auf der Senkung der Klein- 
verkaufspreise und der Steuersätze des § 3 
Absatz 1 Tabaksteuergesetz vom 4. April 
1939 in der beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gültigen Fassung und aus dem Wegfall 
der Tabakmaterialsteuer ergeben, ganz oder 
teilweise zu vergüten und das Verfahren hier- 
für zu bestimmen. Er kann dabei die Anwen- 
dung der Vorsdiriften der §§ 3, 8 und 28 
ausschließen oder beschränken. Die Vergü- 
tung wird nur gewährt, wenn sie im Einzel- 
falle mindestens 5 DM beträgt. Die Ver- 
gütungsbeträge sind auf volle Deutsche Mark 
nach unten abzurunden. 

§ 104 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes, die eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen oder zur Vornahme von Verwal- 
tungsakten enthalten, treten am Tage nach 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft. Die 
§§ 68, 70 bis 72 treten am 1. Juli 1953, der 
§ 69 am 1. Juni 1953 in Kraft. Im übrigen 
tritt das Gesetz am Montag der fünften Ka- 


lenderwoche in Kraft, die auf den Tag der 
Verkündung des Gesetzes folgt. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft 

1. das Tabaksteuergesetz vom 4. April 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 721) in der Fassung des 
Gesetzes über die Senkung der Tabak- 
steuer für Zigarren vom 2. August 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 351), des Gesetzes zur 
Änderung des Tabaksteuergesetzes vom 
28. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 401) 
und des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Tabaksteuergesetzes vom 7. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 489); 

2. das Gesetz über steuerliche Behandlung 
von Tabakerzeugnissen besonderer Eigen- 
art vom 21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469); 

3. das Gesetz über das Verbot des Verkaufs 
von Tabakerzeugnissen unter Steuerzei- 
chenpreis vom 21. September 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 653) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 15. August 1935 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 1095). 
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Begründung 


A. Allgemeines 
L 

Das Tabaksteueraufkommen der Bundes- 
republik wird dadurch stark beeinträditigt, 
daß in einem früher nie gekannten Ausmaß 
ausländische Zigaretten illegal im Bundes- 
gebiet vertrieben werden. Der Mißstand ist 
dadurch verursacht worden, daß der illegale 
Handel trotz des Risikos bei dem hohen 
Preis der inländischen Zigaretten ungeheu- 
ren Gewinn abwirft. 

Die Zigaretten werden teils über die Grenze 
gesdimuggelt, teils von Angehörigen der Be- 
satzungsmächte aus ihren Rationen abge- 
geben. Die Schätzungen des illegalen Absat- 
zes bewegen sich zwischen 4 und 6 Milliarden 
Stück im Jahr. Der Ausfall in Tabaksteuer, 
Tabakmaterialsteuer, Tabakzoll und Umsatz- 
steuer beträgt etwa 300 bis 400 Millionen 
DM im Jahr. Dazu kommt die demorali- 
sierende Wirkung, die ein illegaler Handel 
solchen Ausmaßes zur Folge hat. 

Um dem Übelstand abzuhelfen, sind die 
Grenzaufsicht und der Zollfahndungsdienst 
verstärkt worden. Außerdem werden laufend 
die Bekämpfungsmethoden vervollkommnet. 
Es sind auch erfreulidie Erfolge in der Be- 
kämpfung des Schmuggels zu verzeichnen. 
Dagegen hat es sidt als unmöglich erwiesen, 
den von den Angehörigen der Besatzungs- 
mächte betriebenen illegalen Absatz von aus- 
ländischen Zigaretten mit nachhaltigem Er- 
folg einzudämmen, weil der Absatz sich auf 
zahllose kleine und kleinste Absatzwege ver- 
teilt. Abhilfe ist nur dadurch möglich, daß die 
Rationen an Zigaretten, die den Angehöri- 
gen der Besatzungstruppen zugeteilt werden, 
auf deren eigenen Bedarf herabgesetzt wer- 
den. Wiederholt Ist deshalb mit den Besat- 
zungsmächten wegen einer Herabsetzung 
der Rationen verhandelt worden. Alle Be- 
mühungen in dieser Rldttung sind bisher ge- 
scheitert. Es bleibt daher nur übrig, dem 
illegalen Handel dadurch Abbruch zu tun, 
daß die Kleinverkaufspreise für Inländische 
Zigaretten gesenkt und damit die Gewinn- 
möglichkelten für den illegalen Handel ge- 
schmälert werden. Das hat aber zur Voraus- 
setzung, daß die, Tabaksteuersätze herabge- 


setzt werden. Die Bundesregierung hat sich 
deshalb entschlossen, den gesetzgebenden 
Körpersdiaften die Senkung der Tabaksteuer 
vorzusdilagen. Dabei soll der Preis der Kon- 
sumzigarette von 10 auf 8 Vs Pf herabgesetzt 
werden. 

II. 

Dieser schwerwiegende Entschluß ist der 
Bundesregierung dadurch erleidnert worden, 
daß diese Maßnahme auch aus anderen Grün- 
den erforderlich und zweckmäßig erscheint. 

1 . 

Die Tabakindustrie ist notleidend geworden. 
Die Notlage ist durch Ansteigen der Roh- 
stoffpreise und der Löhne verursacht wor- 
den. Die Untersuchung einer Reihe von Be- 
trieben aller Sparten, die einen repräsenta- 
tiven Querschnitt der Industrie darstellten, 
hatte im Mai 1951 ergeben, daß der größte 
Teil der Betriebe schon mit Verlust arbeitete. 
Gerade kleine und mittlere Betriebe hat- 
ten sich bereits zu Kurzarbeit, Betriebsstill- 
legungen und Arbeltercntlassungen entschlie- 
ßen müssen. 

Da diese Verhältnisse sich auch im Herbst 
1951 noch nicht geändert hatten, anderer- 
seits aber eine Neuregelung der Tabakbe- 
steuerung noch nicht möglich war, ist der 
Tabaklndustric durch Gewährung eines fort- 
laufenden allgemeinen Vollstreckungsauf- 
schubes für einen Teil der Tabaksteuer, die 
ab 31. Oktober 1951 fällig geworden ist, vor- 
läufig geholfen worden. 

Wenn die mittelständische Struktur der Ta- 
bakindustrie erhalten bleiben soll, ist eine 
endgültige Hilfe erforderlich. Drei Wege 
wären theoretisch möglich, 

1. die Kleinverkaufspreise zu erhöhen oder 

2. die Steuersätze bei Aufrechterhaltung des 
heutigen Preisstandes zu senken oder 

3. die Steuersätze und die Kleinverkaufspreise 
zu senken. 

Der erste Weg scheidet aus. Die deutschen 
Tabakerzeugnisse liegen Im Preise meist er- 
heblich über denen des Auslandes, insbeson- 
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dere der umliegenden Länder. Die Er- 
höhung der Kleinverkaufspreise würde des- 
halb zu einer unvorstellbaren Ausweitung 
des Schmuggels führen und einen erheblichen 
Rückgang des legalen Warenabsatzes und da- 
mit des Steueraufkommens zur Folge haben. 
Außerdem würde die schlechte wirtschaft- 
liche Lage der Industrie sich kaum bessern, 
da bei Beibehaltung des sonst bewährten Sy- 
stems des Tabaksteuergesetzes sich die Steuer 
im gleichen Anteil wie die Kleinverkaufs- 
preise erhöhen würde und da bei fallendem 
Umsatz die fixen Kosten der Industrie stei- 
gen würden. 

Auch der zweite Weg ist bei der Haushalts- 
lage des Bundes nicht gangbar. Zwar würde 
die Industrie wieder mit Nutzen arbeiten 
können, wenn die Steuersätze gesenkt wer- 
den, aber für den Bundeshaushalt würde ein 
Ausfall in der Größenordnung von 160 bis 
180 Millionen DM im Jahre entstehen. 

Der dritte Weg bietet dagegen die Möglich- 
keit, daß sich durch eine Senkung der Klein- 
verkaufspreise und der Steuersätze eine Aus- 
weitung des legalen Absatzes zum Nachteil 
des illegalen Absatzes, insbesondere bei der 
Zigarette ergibt, und damit ein Steuerausfall 
zum überwiegenden Teil ausgeglichen wird. 
Da es sich um eine Verschiebung des Ver- 
brauchs von der illegal erworbenen Zigarette 
zur legal erworbenen Zigarette handelt, sind 
Bedenken vom Standpunkt der Volksgesund- 
heit aus nicht begründet. 

Bei der erwarteten Ausweitung des legalen 
Absatzes verringert sich der Ausfall an Ta- 
baksteuer durch das Mehraufkommen an 
Tabakzoll. Zu berücksichtigen ist auch, daß 
die Tabakindustrie wieder rentabel arbeiten 
wird und daß mit einem Mehraufkommen 
an Gewerbesteuer, Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer sowie Einsparungen an 
Arbeitslosenunterstützung gerechnet werden 
kann. 

Handelspolitisch wird eine Steigerung des 
legalen Absatzes zur Folge haben, daß mehr 
Rohtabak aus der Türkei und Griechenland 
eingeführt wird und damit die alten Han- 
delsbeziehungen zu diesen beiden Ländern 
sich wieder ausweiten können. 

2 . 

Eine Änderung der Tabaksteuersätze ist auch 
aus folgendem Grunde nötig. In den rund 
20 Jahren vom Erlaß des Tabaksteuergesetzes 
von 1919 bis zu seiner Neufassung im Jahre 
1939 hatte sich ein bestimmtes Verhältnis in 


der Belastung der einzelnen Tabakerzeug- 
nisse zueinander ergeben. Jedes Tabakerzeug- 
nis hatte nur die Steuer zu tragen, die seiner 
Belastungsfähigkeit entsprach. Dieses Verhält- 
nis In der Belastung der einzelnen Tabak- 
erzeugnisse zueinander Ist durch die Gesetz- 
gebung nach 1945 gestört worden, und die 
Tabakerzeugnisse sind mit Steuersätzen be- 
lastet worden, die früher für untragbar an- 
gesehen wurden. Die Folgen machten sich 
erst bemerkbar, nachdem die Bewirtschaftung 
der Tabakerzeugnisse aufgehoben worden 
war und die Industrie wieder Qualitätserzeug- 
nisse auf den Markt bringen konnte. Am 
frühesten und am deutlichsten zeigten sich 
die nachteiligen Folgen bei der Zigarren- 
industrie. Sie ist durch das Gesetz über die 
Senkung der Tabaksteuer für Zigarren vom 
2. August 1950 (Bundesgesetzbl. S. 351) vor 
dem Zusammenbrudi bewahrt worden. Aber 
auch die anderen Sparten der Tabakindustrie 
sind mehr oder minder durch das gestörte 
Belastungsverhältnis betroffen. Insbesondere 
für Kau- und Schnupftabak sowie für Pfei- 
fentabak müssen die Steuersätze berichtigt 
werden. 

III. 

Zugleich mit der Senkung der Tabaksteuer 
sind zweckmäßig zahlreiche Vorschriften des 
Tabaksteuerrechts zu ändern, weil seit der 
Neufassung des Tabaksteuergesetzes im Jahre 
1939 die Verhältnisse auf den verschieden- 
sten Gebieten sich geändert haben. Es er- 
schien deshalb angebracht, nicht ein drittes 
Gesetz zur Änderung des Tabaksteuergesetzes 
von 1939 einzubringen, sondern den Ent- 
wurf eines neuen Tabaksteuergesetzes vor- 
zulegen. 

1 . 

Der Entwurf übernimmt im wesentlichen das 
Tabaksteuergesetz von 1939. 

An grundsätzlichen Änderungen neben der 
Senkung sieht der Entwurf vor 

a) bei Zigaretten den Wegfall der Tabak- 
materialsteuer, 

b) bei Zigarren die Aufhebung der Steuer- 
lager. 

Die Tabakmaterialsteuer ist als Rohstoff- 
steuer schon immer ein Fremdkörper In der 
Tabakbesteuerung gewesen. Sie sollte ur- 
sprünglich dazu dienen, ein Absinken der 
Zigarettenpreise auf die niedrigsten Steuer- 
klassen und damit einen Rückgang des 
Steuerertrages zu verhindern. Das ist aber 
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bei der jetzigen Festlegung der Kleinver- 
kaufspreisc nicht mehr zu befürchten. Außer- 
dem ist die Vorschrift, nach der die Anteile 
der Tabakmaterialsteuer und der Banderolen- 
steuer an der Zigarettenbelastung durch Ver- 
ordnung geändert werden konnten, längst 
beseitigt. Die Tabakmaterialsteuer ist deshalb 
in die Banderolensteuer eingearbeitet wor- 
den. 

Die Tabaksteuerlager sind 1935 aufgehoben 
worden. Sie waren nur für Zigarren zuge- 
lassen. Nach 1946 haben einige Länder 
Steuerlager für Zigarren wieder eingeführt. 
1948 ist deshalb das Tabaksteuergesetz durch 
Einfügung des § 28 a entsprechend ergänzt 
worden. Die Erhebungen zeigen, daß nicht 
mehr als 20 v. H. der im Bundesgebiet er- 
zeugten Zigarren über diese Lager gehen. 
Diese 20 v. H. verteilen sich auf rd. 1200 
Steuerlager gegenüber rd. 2200 Herstellungs- 
betrieben. Es läßt sich nidit verantworten, 
die Zahl der überwachungspflichtigen L^nter- 
nehmen um mehr als 50 v. H. für nur 20 v. H. 
des Gesamtabsatzes an Zigarren zu erhöhen. 
Die Aufhebung der Steuerlager wird die Ver- 
waltung der Tabaksteuer wesentlich verein- 
fachen. 

2 , 

Der Entwurf bezweckt außerdem, das Tabak- 
steuerrecht 

a) wieder in einem Gesetz zusammenzu- 
fassen, 

b) der durch das Grundgesetz gegebenen 
Rechtslage anzupassen, 

c) nach den Erfahrungen der Praxis zu er- 
gänzen oder zu ändern. 

Zu a) 

Das Tabaksteuerrecht ist z. Z. im Tabak- 
steuergesetz vom 4. April 1939 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 721),^) im Gesetz zur Regelung der 
Besteuerung des Kleinpflanzertabaks im 
Erntejahr 1950 vom 2. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 158), Im Gesetz über steuerliche 
Behandlung von Tabakerzeugnissen beson- 
derer Eigenart vom 21. Juli 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 469) und den dazu ergangenen 
Durchführungsbestimmungen enthalten. 

Der Entwurf faßt die drei Gesetze zusammen. 

Die Vorschriften des Gesetzes zur Regelung 
der Besteuerung des Kleinpflanzertabaks sind 


— in folgendem TabStG abgekürzt — 


mit Ausnahme der Vorschriften des 5 2 
(Pflanzensteuer) und des § 3 (Lohnverarbei- 
tung und Umtausch von Kleinpflanzertabak) 
im wesentlidien in die §§ 68 bis 72 des Ent- 
wurfes übernommen worden. 

Aus dem Gesetz über steuerliche Behandlung 
von Tabakerzeugnissen besonderer Eigenart 
sind § 1 Absätze 1 und 3, § 2, § 3 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 und § 4 Satz 1 In die 
§§ 3, 4 und 6 des Entwurfes übernommen 
worden. Die Vorschriften des § 1 Absatz 2 
und des § 3 Absatz 3 über den Weich- 
packungszwang sollen auf Grund der Er- 
mächtigung In § 6 des Entwurfes in die neuen 
Durchführungsbestimmungen eingefügt wer- 
den. Die übrigen Vorschriften des genannten 
Cjeserzcs sind entbelirlich. 

Außerdem sind zahlreiclie Vorschriften aus 
der Verordnung zur Durchführung des Ta- 
baksteuergesetzes vom 6. April 1939 (Reichs- 
minisrerialbl. S. 901) — in folgendem „Tab- 
StDB'‘ abgekürzt — in den Entwurf über- 
nommen worden, soweit sie das Gesetz er- 
gänzten. Bei der Neufassung des Gesetzes 
Im Jahre 1939 waren in dem Gesetz selbst 
nur die grundlegenden Rechtssätze niederge- 
legt, während alle anderen Vorschriften in 
die Durchführungsbestimmungen aufgenom- 
men worden waren. Das war damals möglich, 
weil nach der Reichsabgabenordnung der 
Reichsminister der Finanzen befugt war, die 
Steuergesetze zu ergänzen. Diese Ermächti- 
gung ist nach dem Grundgesetz erlosdien. 

Zu b) 

Vorschriften, die mit dem Grundgesetz nicht 
Im Einklang stehen, sind beseitigt worden. 
Die Ermädatigungen, die sich als zweckmäßig 
oder notwendig erwiesen haben, sind den 
Erfordernissen des Grundgesetzes angepaßt 
worden. Es handelt sich Insbesondere um die 
§§ 2, 3, 4, 5, 6, 8, 10, 11, 16, 27, 30, 32, 
33, 41, 43, 45, 48, 52, 53, 54, 73, 75, 76, 
77, 78, 79, 88, 89, 95 und 96 des Entwurfes. 

Zu c) 

Die Verhältnisse im Kriege und nach dem 
Kriege haben gezeigt, daß die Vorschriften 
des Gesetzes nicht ausreichen, um allen 
Rechtsbrechern mit der erforderlichen Schärfe 
entgegentreten zu können. Auch hat die 
Praxis gelehrt, daß verschiedene Vorschriften 
des alten TabStG der Ergänzung bedürfen. 
Diesen Erfordernissen tragt der Entwurf 
Redmung. Es handelt sich insbesondere um 
die §§ 5, 14, 24, 31, 64 und 89. 
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B. Im einzelnen*) 

Zu § 2 

Satz 3 in Absatz 1 war bisher in § 3 Satz 1 
der TabStDB enthalten. Die Vorschrift ist 
in den Entwurf übernommen worden, weil 
sie das Gesetz ergänzte. 

Die Ermächtigung in Satz 4 ist erforderlich, 
damit gestattet werden kann, daß z. B. 
Schiffsbedarf in Freihäfen wie bisher unver- 
steuert verbraucht werden darf. 

Zu § 3 

Satz 1 dient der Klarstellung. 

Die Steuersätze betragen vom Kleinverkaufs- 
preis: 


nach dem 


in 

der 

Gesetz- 

bisher 

Vorkriegs- 

entwarf 


zeit 

bei Zigarren 25 v.H 

28 u. 33 v.H. 

23 V. 

H. 

bei Zigaretten 

58 v.H. 


■'T-4.30 

mit 50 v.H. 

-f- 5,50 DM 

24 V. ri. 

RM Tab 

Inlandstabak 54^/3 v.H. 
bei anderen 

TabMat- 
^ Steuer 
für 1 kg 
Zigaretten- 
rohtabak 

30 

bis ' 

.Mat- 
Stciicr 
für 1 kl? 

Zigaretten 57h'3, 

57,6 bis 56,6 v.H. 

45 

1 V. H. 

Zigaiet' 

tenroh- 

tabak 

bei Feinschnitt 
mit 50 v.H. 

Inlandstabak 

36Voo, 4 IV 3 u. 43,42 v.H. 
bei Kau-Feinsdmitt 

50 v.H. 

38 

V.H. 

20 v.H. 

25 v.H. 

16 

v.H. 

bei anderem 

Feinschnitt 




471 V 20 bis 472/3 v.H. 

53 v.H. 

50 v.H. 

bei Pfeifentabak 

aus Tabakrippen 27 v.H. 

1 

1 .. 


bei Pfeifentabak mit 

J 43 v.H. 

bis 25 

mindestens 50 v. H. 

1 

Tabakrippen 25 v.H. 

bei Strangtabak ISVs 

1 

J 


bis 23 v.H. 

32 V.H. 



bei anderem Pfeifentabak 




30 v.H. 

43 v.H. 

32 

v.H. 

bei Kautabak aus Tabak- 
rippen 10 v.H. 

1 

]. 18 v.H. 


v.H. 

bei anderem Kautabak 

5 

v.H. 

6 v.H. 




bei Schnupftabak 




12 v.H. 

1 23 v.H. 

10 v.H. 


**■) Die Einzelbegriindung bezieht sich nur auf Vor- 
schriften des Entwurfs, die ganz neu sind oder von 
dem gültigen Tabaksteuergesetz abweichen. Sprach- 
liche Verbesserungen einfacher Art oder Änderungen, 
die sich aus den anderen Paragraphenbezeichnungen 
des Entwurfs ergeben, sind dabei nicht berücksichtigt. 
Neue Vorschriften und Abweichungen vom gültigen 
Tabaksteuergesetz sind durch senkrechte Stridie am 
Rand oder durch Unterstreichen kenntlich gemacht. 


Damit enthält der § 3 Absatz 1 die Steuer- 
sätze sämtlicher Tabakerzeugnisse, und zwar 
auch diejenigen, die bisher in Durchführungs- 
verordnungen besonders festgesetzt waren 
(z. B. für Kau-Feinschnitt, Strangtabak). 

Bei der Zigarre ist trotz der Senkung der 
Steuersätze im Jahre 1950 und 1951 noch- 
mals eine Steuersenkung um 3 v. H. vorge- 
sehen. Die Lohnsteigerungen wirken sich bei 
der Zigarre im besonderen Maße aus. Allein 
die letzte Lohnsteigerung machte 2 v. H. der 
Kleinverkaufspreise aus. Außerdem ist Im 
Entwurf der höhere Steuersatz für die teuren 
Zigarren beseitigt worden. Zu dem höheren 
Satz sind bisher durchschnittlidi nur 2,5 bis 
3 V. H. monatlich versteuert worden. Nach- 
teilig hat sich der höhere Steuersatz insbeson- 
dere bei der früher gängigen Steuerklasse von 
50 Pf / 1 Stück ausgewirkt. Sie weist gegen- 
über der Steuerklasse von 40 Pf / 1 Stück in- 
folge der höheren Steuerbelastung kaum noch 
einen Qualitätsunterschied auf, der den 
höheren Preis rechtfertigt, und ist deshalb im 
Absatz zurückgeblieben. 

Der Entwurf sieht für die Zigarette mit 
50 V. H. Inlandstabak einen ermäßigten 
Steuersatz vor. Bisher war für diese Zigarette 
eine Steuerermäßigung wie früher nur im 
Verwaltungswege durch Herabsetzung der 
Tabakmaterialsteuer zugestanden. Da bei 
dieser Zigarette durch die Verwendung des 
schweren deutschen Tabaks mehr Rohstoffe 
verarbeitet werden, muß zum Ausgleich für 
diesen Mehraufwand der Steuersatz niedriger 
gehalten werden. 

Der Entwurf sieht außerdem eine Zigarette 
zu 7 V 2 Pf das Stück vor, die im Format 
etwas kleiner sein soll und deren Herstellung 
nach § 4 auf 15 Mio Stück Im Monat für den 
einzelnen Betrieb beschränkt sein soll. Diese 
billige Steuerklasse soll dazu dienen, insbe- 
sondere der Klein- und Mittelindustrie, die 
mit den Großbetrieben nicht konkurrieren 
kann, einen gewissen Anteil am Markt zu 
sichern. Die Besdiränkung auf 15 Mio Stück 
im Monat verhindert, daß sich der Absatz 
allgemein auf diese billigere Zigarette ver- 
lagert und dadurch das Steueraufkommen 
geschmälert wird. Die Steuersätze der Ziga- 
rette sind im übrigen mit steigendem Preis 
um Bruchteile eines Prozents ermäßigt. Die 
Tabakmaterialsteuer hatte bisher sich In die- 
ser Weise ausgewirkt. Die Zigarette soll durch 
den Wegfall der Tabakmaterialsteuer nicht 
sdilechter gestellt werden. 
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Der edite Feinschnitt (mit weniger als 50 
V. H. Inlandstabak) müßte nach der früheren 
Relation einen höheren Steuersatz als die 
Zigarette tragen. Dies ist aber nicht möglich, 
um nidit die wirtschaftlichen Grundlagen, 
die sich jetzt herausgebildet haben, völlig zu 
erschüttern. Die Senkung von 53 auf 47^3 
V. H. ist vorgesehen, weil sonst eine Herauf- 
setzung der Kleinverkaufspreise unvermeid- 
bar wäre. 

Für den Feinschnitt mit Beimischung sind 
für die von 32 und 36 DM auf 30 und 
35 DM gesenkten Preisklassen Steuersätze 
von 41 Vs und 43,42 v. H. des Kleinverkaufs- 
preises vorgesehen, um eine rentable Herstel- 
lung in den neuen Steuerklassen weiterhin 
zu ermöglichen. 

Außerdem sieht der Entwurf einen billigeren 
Feinschnitt mit Beimischung In der Preislage 
zu 26 DM mit einem Steuersatz von 36^40 
V, H. vor. Die Herstellung dieses Feinschnitts 
soll nach § 4 Abs. 3 auf 500 kg Im Monat 
für den einzelnen Betrieb besdiränkt sein. 
Diese billigere Steuerklasse soll ebenso wie 
die für Zigaretten dazu dienen, der Klein- 
und Mittelindustrie einen gewissen Anteil 
am Markt zu sichern. Die Beschränkung auf 
500 kg im Monat verhindert, daß sich auch 
hier der Absatz allgemein auf diesen billi- 
geren Feinschnitt verlagert. 

Für Pfeifentabak ohne Rippenbeimischung 
wird der Steuersatz in den Preislagen von 
18 DM (bisher) und darüber um 13 v. H., 
im übrigen um 16 und 18 v. H. gesenkt. 
Danach lassen sich auch die Kleinverkaufs- 
preise für Pfeifentabak etwas verbilligen. 

Kautabak ist im Steuersatz um IIV3 bis llVs 
V. H. und Schnupftabak Im Steuersatz um 
11 V. H. des Kleinverkaufspreises gesenkt 
worden. Die bisherigen Steuersätze überstie- 
gen die Belastungsfähigkeit der Erzeugnisse 
bei weitem. 

Die Vorschrift des § 3 Absatz 2 bedeutet 
eine Wiederherstellung des früheren Rechts- 
zustandes. 

Zu § 4 

Absatz 1 übernimmt den Absatz 3 des § 2 
des Gesetzes über steuerliche Behandlung von 
Tabakerzeugnissen besonderer Eigenart vom 
21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 469) in das 
Gesetz. Die Absätze 2 und 3 dienen der Er- 
haltung der mittelständischen Struktur der 
Tabakindustrie. 


Zu § 5 

Absatz 2 füllt eine Lücke aus. Die Entstehung 
der Steuerschuld bei Schwarzherstellern war 
bisher nicht geregelt. Die Regelung entspricht 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung. 

Die Ergänzung des Absatzes 3 stellt im Hin- 
blick auf Absatz 2 die Rechtslage klar. 

Die Vorschriften des Absatzes 4 waren bis- 
her in den §§11 und 15 TabStDB enthalten. 
Sie sind In den Entwurf übernommen wor- 
den. Zugleidi ist das Entstehen und das Weg- 
fallen der Steuerschuld bei Versendung von 
Zigarren innerhalb eines Betriebes dem übri- 
gen Recht angepaßt worden. 

Absatz 5 füllt eine Lücke aus. Der Übergang 
der Steuerschuld war bisher nicht vorgesehen, 
Ist aber erforderlich, wenn Mißbrauch getrie- 
ben wird, um die Steuer von den Schuldigen 
erheben zu können. 

Zu § 6 

Die beiden ersten Ermächtigungen des Ab- 
satzes 2 standen dem Bundesminister der 
Finanzen bisher sdion zu. Die dritte Ermäch- 
tigung ist neu. Sie Ist zur Sicherung des 
Steueraufkommens erforderlich und soll die 
Rechtsgrundlage für Durchführungsvorschrif- 
ten schaffen, wie sie bisher in den §§ 20, 31 
und 56 TabStDB enthalten waren. 

Satz 2 des Absatzes 2 entspricht einem Be- 
dürfnis der Praxis. 

Absatz 3 entspricht dem § 1 Absatz 3 des 
Gesetzes über steuerliche Behandlung von Ta- 
bakerzeugnissen besonderer Eigenart vom 
21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 469). 

Zu § 8 

Die Einfügung der Worte „unter b“ in Ab- 
satz 1 Satz 2 ergibt sich aus § 3. Wegen des 
Hinzufügens der Worte „durch Rechts Verord- 
nung“ siehe oben unter A III 2 b. 

Zu § 9 

In Absatz 1 Ist der Absatz 1 des § 24 
TabStDB eingearbeitet worden. 

Die Vorschriften der Absätze 2 bis 5 waren 
bisher in § 24 TabStDB enthalten und sind in 
den Entwurf übernommen worden. 

Die neue Fassung des Absatzes 7 ergibt sich 
aus § 3 und enthält keine sadiliche Änderung. 
Die Vorschrift des Absatzes 8 dient der Klar- 
stellung und entspricht der bisherigen Übung, 
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die durch Verwaltungsanordnung festgelegt 
war. 

Zu § 10 

Die Ermächtigung in x\bsatz 2 entspricht 
einem Bedürfnis der Praxis. Darüber hinaus 
ist erforderlich, Ausnahmen in einzelnen 
Fällen Im Verwaltungswege gewähren zu 
können. 

Zu § 11 

Die Gebührenpflicht ist aus § 39 TabStDB 
in das Gesetz übernommen worden. 

Zu § 12 

Das Tabaks teuer gesetz von 1939 enthält den 
Grundsatz, daß der Steuerwert der Steuer- 
zeichen beim Bezug von den Herstellern bar 
zu zahlen ist. Diese Regelung, die 1934 ein- 
geführt worden ist, hatte den großen Vorzug, 
daß Ausfälle an Tabaksteuer nur bei Ver- 
stößen gegen gesetzliche Vorschriften ent- 
stehen konnten. Von dieser Regelung ist man 
nach 1946 abgegangen. Einzelne Länder haben 
wieder Zahlungsfristen eingeräumt. Auf 
Grund des Koordinierungsbeschlusses des Ge- 
meinsamen Deutschen Finanzrats Nr. 10 vom 
24. März 1947 haben dann alle Länder be- 
stimmt, daß der Wert der in der ersten Hälfte 
eines Monats entnommenen Steuerzeichen bis 
zum Fünfzehnten des nächsten Monats und 
der Wert der in der zweiten Hälfte eines 
Monats entnommenen Steuerzeichen bis zum 
Letzten des folgenden Monats zu zahlen ist. 
Diese Regelung, die beim Übergang der Ta- 
baksteuer auf den Bund bestand, gilt noch 
heute. Es fehlt dafür die Rechtsgrundlage, da 
nach der Entscheidung des Bundesfinanzhofes 
die Koordinierungsbeschlüsse nur eine 
Empfehlung darstellen, selbst aber der Ge- 
setzeskraft entbehren. Eine Neuregelung ist 
deshalb geboten. Die Rückkehr zur früheren 
Sofortzahlung wäre an sich finanzpolitisch er- 
wünscht. Die Zahlungsbefristung hat in den 
letzten Jahren erhebliche Rückstände ent- 
stehen lassen, die beträchtliche Verwaltungs- 
arbeit verursachen. Die Beseitigung der Zah- 
lungsbefristung, so erwünsdit sie wäre, scheint 
dennoch nicht durchführbar. Würde Barzah- 
lung verlangt werden, so müßten die bei ihrem 
Inkrafttreten durch die Zahlungsbefristung 
noch ausstehenden Steuerbeträge für einen 
Monat (mindestens 200 Millionen DM) er- 
lassen oder auf nicht absehbare Zeit gestundet 
werden. Eine solche Maßnahme würde zw^ar 
die laufenden Einnahmen nicht mindern, aber 


voraussichtlicii zu ähnlichen Auseinander- 
setzungen führen, wie es nach 1934 der Fall 
gewesen Ist. Außerdem würde die Barzahlung 
die Industrie bei dem heutigen Kapitalmangel 
auf den jetzigen Stand festlegen und damit 
dem Ziel des Entwurfs, den legalen Umsatz 
auszuweiten, zuwiderlaufcn. 

Der Entwurf übernimmt deshalb die Zah- 
lungsbefristung, kürzt aber die Frist um 3 
oder 4 Tage, weil die geltenden Zahlungs- 
termine (Fünfzehnter und Letzter des Mo- 
nats) volkswirtschaftlich und verwaltungs- 
technisch außerordentlich unerwünscht sind. 
Die Kürzung ist nach dem Ergebnis der Be- 
triebsprüfungen tragbar. 

Der Schlußsatz stellt klar, daß § 101 Relchs- 
abgabenordnung, nach dem Sofortzahlung 
oder Sicherheit verlangt werden kann, nicht 
berührt wird. 

Zu § 14 

Die Fassung des § 13 TabStG war unvoll- 
ständig. Um Zweifel auszuschließen, ist Ab- 
satz 1 ergänzt worden. Absatz 2 entspricht 
dem § 14 Absatz 2 TabStDB. Die Vorschrift 
ist In den Entwurf übernommen worden, well 
sie das Gesetz ergänzte. 

Zu § 15 

Die Vorschriften des Absatzes 1 waren bisher 
In § 44 TabStDB enthalten und sind in den 
Entwurf übernommen worden, weil sie das 
Gesetz ergänzten. 

Zu § 21 

Satz 2 war in § 49 TabStDB enthalten und 
ist in den Entwurf übernommen worden. 

Zu § 24 

In Absatz 1 Ist das Wort „versteuerten" vor 
„Tabakwaren" gestrichen worden, damit die 
Vorschriften des Abschnittes V „Tabakwaren- 
handel", Insbesondere die Vorschriften des 
§31 über den Steuerzuschlag, auch auf den 
Handel mit geschmuggelten oder gestohlenen 
Tabakwaren angewandt werden können. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen den Ab- 
sätzen 1 und 2 des § 57 TabStDB. 

Der eingefügte Satz in Absatz 4 entspricht 
einem Bedürfnis der Praxis. Es ist in der 
Tabakindustrie üblich, daß Hersteller kleine 
Mengen ihrer Tabakerzeugnisse gelegentlich 
an Verbraudher abgeben. Die Hersteller sollen 
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deswegen nicht den strengen Vorschriften für 
den Tabakwarenhandel unterliegen. Die neue 
Vorschrift des Absatzes 5 ist aus Gründen der 
steuerlichen Überwachung erforderlich. Sic 
entspricht der bisherigen Rechtsauffassung 
und Verwaltungsübung. 

Durch Absatz 6 sollen Zweifel über die 
Rechtslage beseitigt werden. Das TabStG ver- 
langt aus Gründen der Überwachung des 
Tabakwarenhandels eine feste Betriebsstätte 
(vgl. § 121 TabStDB). Es sind deshalb der 
Hausierhandel, der Handel im Umherziehen 
und der Straßenhandel mit Tabakwaren nur 
in beschränktem Umfange zugelassen worden, 
z. B. der Straßenhandel mit festem Standort, 
der Meß- und Markthandel, in Gaststätten 
und auf Bahnhöfen der Verkauf aus soge- 
nannten Bauchläden, deren Träger einer festen 
Betriebsstätte angehören. Hieran muß fest- 
gehalten werden. 

Zu § 27 

Die Ermächtigung des Satzes 3 ist neu gefaßt. 
Sie ist nicht mehr auf das öffnen zum Zwecke 
der Besichtigung des Inhalts beschränkt. Die 
Lockerung der Vorschrift entspricht dem Be- 
dürfnis der Praxis. Der zweite Halbsatz des 
Satzes 3 soll ermöglichen, Ausnahmen im 
Verwaltungswege in einzelnen besonders ge- 
lagerten Fällen zu gewähren. 

Zu §§ 28 und 29 

Die §§ 28 und 29 entsprechen den §§ 47a und 
47b des Tabaksteuergesetzes von 1919 in der 
Fassung des Gesetzes über das Verbot des 
Verkaufs von Tabakerzeugnissen unter Steuer- 
zeichenpreis vom 21. September 1933 und 
15. August 1935. 

Die §§ 47a und 47b sind nicht in das Gesetz 
übernommen worden, als das TabStG 1939 
neu gefaßt wurde. Sie blieben für sich be- 
stehen, weil sie in ein damals geplantes 
Tabakwirtschaftsgesetz aufgenommen werden 
sollten. Da dieser Plan nicht durchgeführt 
worden ist, empfiehlt es sich, diese Vorschrif- 
ten in den Entwurf aufzunehmen. 

Der neue Satz 2 in § 28 entsprldit der bis- 
herigen Auslegung und dient der Klarstellung. 

Im § 29 sind die Worte „nach Benehmen mit 
der Vertretung des Einzelhandels mit Tabak- 
waren“ weggelassen worden, weil es eine 
„Vertretung“ des Handels, wie sie bei Erlaß 
des § 47b (alt) bestand, nicht mehr gibt. Die 
Hauptzollämter werden aber angewiesen 


werden, die örtlichen Verbände des Tabak- 
warenhandels zu hören. 

Zu § 30 

In Absatz 1 sind die Vorschriften des § 58 
Absatz 1 TabStDB eingearbeitet worden. 
Außerdem ist das Verbot des Stückverkaufs 
von Zigarren aus Sortimentspackungen aus 
Gründen der steuerlichen Überwachung auf 
Zigarren in Packungen ausgedehnt worden, 
bei denen zwar nicht die Klcinverkaufspreise, 
wohl aber die Formate, Gewichte, Farben 
oder Aufmachungen der einzelnen Zigarren 
verschieden sind. 

Die Ermächtigung des Absatzes 2 soll ermög- 
lichen, den Stückverkauf auch für andere 
Tabakerzeugnisse als Zigarren, Kau- und 
Schnupftabak zuzulassen. Erforderlich ist der 
Stückverkauf insbesondere für Zigaretten. 
Dieser war bereits seit 1939 auf Grund von 
§ 12 Reichsabgabenordnung zugelassen w^or- 
den. Er kann bei den heutigen Verhältnissen 
noch nicht beseitigt werden. 

Die Ermächtigung im Absatz 3 soll ermög- 
lichen, den Bedürfnissen der Praxis, z. B. bei 
Kautabak, gerecht zu werden. 

Wegen des Absatzes 7 siehe oben unter 
A III 2 b. 

Zu § 31 

Die Streichung des Satzes 2 des § 28 TabStG 
war erforderlich. Die Vorschrift ist seit 1946 
gegenstandslos, w^ell es seitdem keine Preis- 
stufen mehr gibt, die in der ursprünglichen 
Fassung des § 3 TabStG enthalten waren. 

Absatz 5 füllt eine Lücke aus. Nach § 10 
Absatz 2 kann ausnahmsweise zugelassen 
werden, daß die Tabaksteuer nicht durcli Ver- 
wendung von Tabaksteuerzeichen entrichtet 
wird. Die Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
erfordert, daß auch ln diesen Fällen die 
Preisüberschreitung nur nach Entrichtung 
des Stcuerzuschlags statthaft ist. Dasselbe 
gilt, wenn unversteuerte Tabakerzeugnisse 
und tabakähnliche Waren verbotswidrig ge- 
handelt werden. Es Ist deshalb bestimmt 
worden, daß die Absätze 1 bis 3 sinngemäß 
für Tabakerzeugnisse und tabakähnliche Wa- 
ren gelten, die versteuert, aber nicht mit 
Steuerzeichen versehen sind oder unver- 
steuert sind. 

Auch Absatz 6 ergänzt das Gesetz. Bisher 
bestand die Zuschlagsteuerpflicht nur für den 
Kleinhändler. Von Schwarzhändlern, die ihre 
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Ware nicht an Verbraucher, sondern an Zwi- 
schenhändler absetzten, konnte die Zuschlag- 
steuer nicht gefordert werden. Zur Bekämp- 
fung des Schwarzhandels ist es erforderhdr, 
daß die Vorschriften über die Zuschlagsteuer 
sinngemäß für Großhändler gelten. 

Das wird in Absatz 6 bestimmt. 

Zu § 32 

Die Vorschrift entspricht den § 53 Absatz 1 
und § 54 Absatz 3 TabStDB. Sie ist in den 
Entwurf übernommen worden, weil sie das 
Gesetz ergänzte. 

Die Ausdehnung des Verbots in Satz 1 auf 
Tabakersatzstoffe füllt eine bisher vorhan- 
dene Lücke aus. 

Die Ermächtigung des Satzes 3 entspricht den 
Bedürfnissen der Praxis. 

Zu § 33 

§ 56 Absatz 1 TabStDB ist in den Entwurf 
übernommen worden. Die Ermächtigung ist 
erforderlich, um z. B. das Ausschmücken der 
Schaufenster mit geleerten Umschließungen 
zu ermöglichen. 

Zu § 34 

Das Ausspielen war bisher durch Verwaltungs- 
anordnung verboten worden, weil das Aus- 
spielen von Tabakwaren in der Regel je nach 
dem Ablauf des Spieles entweder gegen § 28 
oder § 31 verstößt. Es empfiehlt sich, das 
Verbot im Gesetz auszuspredien. 

Zu § 37 

In Absatz 1 wird der Zeitpunkt der Ent- 
stehung der Steuerschuld für die Ersatzsteuer 
genauer festgelegt als bisher. 

Zu §§ 38 und 39 

Die Vorschriften über die Anmeldung und 
Erhebung der Tabakersatzsteuer sind denen 
der übrigen Verbrauchsteuern angepaßt 
worden. 

Zu § 41 

Absatz 1 Satz 2 ist neu gefaßt worden. Die 
Ermäditigung ist auch auf die Festsetzung 
von Mindestmengen erstreckt worden. In Er- 
gänzung des TabStG waren in § 74 Abs. 2 


TabStDB Mindestmengen festgesetzt worden. 
Daran soll festgehalten werden. 

Absatz 2 entspricht dem § 75 TabStDB. 

Zu § 42 

Die Ergänzung entsprldit dem § 76 Absatz 2 
TabStDB. 

Zu § 43 

Die Neufassung des Absatzes 2 bedeutet keine 
sachliche Änderung. 

Zu § 45 

Die Vorschrift füllt eine Lücke des Gesetzes 
aus. Erzeugnisse, die zur Linderung von 
Asthmabeschwerden wie T abakerzeugnisse 
verwandt werden sollen, enthalten außer 
Stechapfelblättern als Hauptbestandteil häu- 
fig mehr oder weniger Tabak. Sie dürften 
deshalb nach § 41 Absatz 1 nicht hergestellt 
und nadi § 44 nldit In den Verkehr gebracht 
w^erden. Die Herstellung und der Vertrieb 
sind aber bisher stillschw^eigend geduldet wor- 
den und sollen audi künftig nicht unterbun- 
den werden. Es muß aber andererseits ver- 
hindert werden, daß mit solchen Erzeugnis- 
sen, wenn sie Tabak enthalten, Mißbrauch 
getrieben wird. Die Vorschrift macht deshalb 
die Herstellung und den Vertrieb von einer 
Genehmigung abhängig und ermächtigt den 
Bundesminister der Finanzen, die steuerliche 
Behandlung zu regeln sowie die Erzeugnisse 
von der Tabaksteuer und die Rohstoffe von 
der Tabakersatzsteuer ganz oder tellw^eise zu 
befreien. 

Zu § 46 

Die neue Ziffer 5 entspricht dem Bedürfnis 
der Praxis. Die Hersteller von Zigarren las- 
sen in großem Umfange ihre Einlage von 
anderen Betrieben zurichten. Wenn die Ein- 
lage nur aus entrippten Tabakblättern be- 
steht, ist sie Rohtabak. Vielfach werden aber 
der Einlage bearbeitete Tabakrippen beige- 
mengt, die in der Regel als Rauchtabak an- 
zusprechen sind. Das Tabaksteuerrecht kennt 
grundsätzlich nur Rohtabak und Fertigerzeug- 
nisse. Es mußte deshalb dieses Gemenge ent- 
weder zu Rohtabak oder zum Fertigerzeug- 
nis erklärt werden. Da der Versand von un- 
versteuerten Fertigerzeugnissen aus Gründen 
der Stcuersidierheit tunlichst eingeschränkt 
w^erden soll, andererseits aber ein großer Teil 
der Zigarrenhersteller als Folgeerscheinung 
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des Krieges auf den Bezug von Einlage dieser 
Art angewiesen ist, war es zweckmäßig, da? 
Gemenge als Rohtabak zu erklären. 

Absatz 2 entspricht dem Absatz 3 des § 79 
TabStDB, der das TabStG ergänzte. 

Zu § 47 

Die Ziffer 1 des Absatzes 2 ist aus § 80 
TabStDB In den Entwurf übernommen wor- 
den. Neu Ist die Vorschrift des Absatzes 4. 
Sie trägt dem Bedürfnis Rechnung, den Han- 
del mit Tabakpuder zum Mattieren von Zi- 
garren auch dem Rohtabakhändler zu ge- 
statten. Das erfordert, mit Pvücksicht auf § 46 
den Händler insoweit als Hersteller zu be- 
handeln. 

Zu § 48 

Die Ermächtigung in Absatz 1 Satz 2 soll die 
Rechtsgrundlage für die Lagerordnungen 
usw. schaffen. Absatz 2 füllt eine Lücke aus. 

Zu § 49 

Die Ergänzung des Absatzes 1 ist wegen des 
§ 74 erforderlich. 

Der bisherige letzte Satz des Absatzes 2 des 
§31 TabStG Ist gestrichen worden. Das folgt 
aus dem Wegfall der Tabakmaterialsteuer. 

Zu § 52 

Die Ermächtigung ist neu gefaßt. Die Ergän- 
zung entspricht einem Bedürfnis der Praxis. 

Zu § 53 

Die Ermächtigung in Absatz 1 soll die Rechts- 
grundlage für das Anmeldeverfahren schaffen. 

Absatz 2 Ist aus § 7 der Tabakpflanzer-Ord- 
nung — Anlage A der TabStDB — übernom- 
men worden. Die Pflicht zur Erhaltung der 
Kennzeichnung ist neu festgelegt worden. Sie 
entspricht einem Bedürfnis der Praxis. 

Zu §§ 54 und 55 

Die neuen Vorschriften übernehmen die ent- 
sprechende Regelung der Tabakpflanzerord- 
nung in den Entwurf. Die Schätzung des vor- 
aussichtlichen Ernteertrages und die Festset- 
zung der Tabaksollmenge sollen in erster Li- 
nie dazu dienen, die Ablieferung des gesam- 
ten Ernteertrages zu sichern. 

Gegen die Festsetzung der Sollmenge steht 
dem Pflanzer das Recht des Einspruchs zu, 


über den das Hauptzollamt endgültig ent- 
sdieldet. 

Die Festsetzung wird berichtigt, wenn Um- 
stände eintreten, die den Ernteertrag min- 
dern, z. B. Hagelsdilag, Wildschaden usw. 
Der Pflanzer hat deshalb die Pflicht, solche 
Umstände sofort der Zollstelle mitzuteilen, 
damit die Minderung amtlich festgestellt wer- 
den kann. 

Die Festsetzung der Sollmenge wird bedeut- 
sam, wenn der Pflanzer weniger als die fest- 
gesetzte Sollmenge zur Verwiegung vorführt. 
In diesem Falle bildet die festgesetzte Sollmenge 
zugleich mit dem Ergebnis der Verwiegung die 
Besteuerungsgrundlage für den Tabaksteuer- 
ausgleich, den der Pflanzer für die Minder- 
menge zu entrichten hat. Nach § 61 Absatz 1 
Satz 2 wird aber der Tabaksteuerausgleich 
nicht erhoben, wenn der Pflanzer dartun 
kann, daß die Mindermenge auf von ihm 
nicht zu vertretende Umstände zurückzufüh- 
ren ist oder amtlich solche Umstände fest- 
gestellt werden. 

Gegen den Steuerbescheid, mit dem Tabak- 
steuerausgleich angefordert wird, stehen dem 
Pflanzer die üblichen Rechtsmittel der Reichs- 
abgabenordnung zu. 

Zu § 56 

Die Vorschrift faßt den bisherigen § 56 
TabStG und die §§ 19 bis 21 der Tabak- 
pflanzer-Ordnung zusammen. Sie stellt klar, 
daß sämtlicher geernteter Tabak an den Ver- 
wiegungstagen vorzuführen Ist, und bestimmt 
den Zeitraum, in dem die Verwiegungstage 
festzusetzen sind. 

Zu § 60 

Absätze 1 bis 3 sind aus der Tabakpflanzer- 
Ordnung § 6 in den Entwurf übernommen 
worden. 

Zu § 61 

In Absatz 1 Ziffer 2 Ist die Vorschrift des 
§ 95 TabStDB, die das TabStG ergänzte, ein- 
gearbeitet worden. 

Der dem Absatz 1 angefügte Satz stellt die 
Rechtslage klar und entspricht der bisherigen 
Auslegung der Vorschriften. 

Zu § 62 

Die neuen Sätze für den Tabaksteueraus- 
gleich ergeben sich aus § 3. Sie sind wie frü- 
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her nach dem durchschnittlichen Steuerbetrag 
errechnet, den ein Doppelzentner Rohtabak 
bei Verarbeitung zu Fertigerzeugnissen er- 
bringt. 

In Absatz 2 Ist § 96 TabStDB eingearbeitet 
worden. 

Zu § 63 

Die Änderungen ergeben sich aus den §§ 54 
bis 56. 

Zu § 64 

Absatz 2 paßt das Tabaksteuerrecht dem 
Zollrecht an. Der Zollbegleitscheinnehmer 
soll auch für den Tababsteuerausgleich haf- 
ten. Dadurch wird eine bisher bestehende 
Lücke des Gesetzes ausgefüllt. 

Zu § 67 

Die Vorschrift entspricht dem § 2 Ziffer 1 
der Tabakpflanzer-Ördnung. 

Die Ermächtigung in § 67 soll ermöglichen, 
für Forschungsinstitute, insbesondere für die 
Tabakforschungsanstalt in Forchheim, Son- 
derregelungen zu treffen, die der Forschungs- 
zweck erfordert. 

Zu §§ 68 bis 72 

Die §§ 68 bis 72 ersetzen das Gesetz zur 
Besteuerung des Kleinpflanzertabaks für das 
Erntejahr 1950, dessen Geltungsdauer ver- 
längert worden ist. Zugleich ist die Form 
der Besteuerung des Kleinpflanzertabaks, die 
bis zum letzten Kriege galt, wiederhergestellt 
worden, weil die Besteuerung nach dem Ern- 
teertrag gerechter ist. Dabei ist die Fortent- 
wicklung des Rechts berücksichtigt. Klarge- 
stellt Ist außerdem, welche Steuer bei Ver- 
stößen zu erheben ist. 

Umtausch und Lohnverarbeitung sind nicht 
mehr vorgesehen. Die Überwachung erfor- 
dert einen unverhältnismäßig hohen Verwal- 
tungsaufwand, zumal da gegen die erlassenen 
Vorschriften Immer wieder verstoßen wor- 
den ist. Es läßt sich nicht rechtfertigen, für 
die nur noch geringe Zahl von Kleinpflan- 
zern die Ausnahmeregelung fortbestehen zu 
lassen. 

Zu § 74 

Die Vorschrift schafft die Rechtsgrundlage für 
eine Regelung, die bisher im Verwaltungs- 
wege getroffen war und für die ein Bedürf- 
nis fortbesteht. 


Zu § 75 

In letzter Zeit sind in verschiedenen Tarif- 
verträgen die steuerfreien Deputate erhöht 
worden. Es sind Zweifel entstanden, ob diese 
erhöhten Deputate als in herkömmlicher 
Weise gewährt anzusehen sind. Die Vor- 
schrift soll diese Zweifel beseitigen. 

Die Ergänzung des Satzes 2 beseitigt eine 
Lücke im Gesetz und stellt klar, daß jeder, 
der Deputate gegen Entgelt weitergibt, die 
Tabaksteuer zu entrichten hat. 

Zu § 76 

Die Ermächtigung des § 71 TabStG ist neu 
gefaßt. Dabei sind die Tatbestände eingear- 
beitet worden, die bisher in den §§ 104 und 
108 TabStDB und in § 14 Absatz 2 der Ta- 
bakpflanzer-Ordnung enthalten waren. 

Neu sind die Vorschriften unter 5 und 8. 

Tabakmehl zum Mattieren von Zigarren ist 
bisher schon auf Grund von § 12 Reichsab- 
gabenordnung von der Steuer befreit wor- 
den. Die Steuerbefreiung soll beibehalten 
werden. Die Vorschrift der Ziffer 8 füllt eine 
Lücke aus. Die Entnahme von Proben ist 
bereits nach der Reichsabgabenordnung zu- 
gelassen, die Steuerbefreiung war aber bis- 
her nicht geregelt. 

Zu § 77 

Die Grundsätze der §§ 109 und 110 TabStDB 
sind in den Entwurf übernommen worden. 
Die beiden Vorschriften waren auf Grund 
der Ermächtigung des § 71 TabStG erlassen 
worden, die nach dem Grundgesetz erloschen 
ist. 

Zu § 78 

Wegen der Änderung siehe oben unter 
A III 2 b. 

Zu § 79 

Die Streichung der Worte „des Zolls für den 
verwendeten ausländischen Rohtabak“ bedeu- 
tet keine sachliche Änderung und dient der 
Klarstellung. 

Die Ermächtigung schafft die Rechtsgrund- 
lage für die Tabakzoll-Vergütungsordnung. 

Zu § 80 

Nach der Regelung des § 75 TabStG waren 
Feinschnitt und Pfeifentabak als eine Gat- 
tung erstattungsfähiger Erzeugnisse zusam- 
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mengefaßt. Das hat sich dahin ausgawirkt, 
daß Betriebe mit überwiegender Pfeifcn- 
tabakherstellung eine zu hohe, Betriebe mit 
überwiegender Feinschnittherstellung eine zu 
niedrige Steuererleichterung erhielten. Ab- 
satz 1 erklärt deshalb Feinschnitt und Pfei- 
fentabak je für sich als erstattungsfähiges Er- 
zeugnis. Außerdem sind die Hersteller von 
Zigarettenhüllen in die Steuererleichterung 
einbezogen worden, soweit sie ausschließlich 
Zigarettenhüllcn herstellen. Auch für diese Be- 
triebe hat sich inzwischen ein Bedürfnis her- 
ausgestellt, Steuererleichterungen zu ge- 
währen. 

Absatz 2 bringt eine Neuregelung. Nach § 57 
Absatz 3 TabStG war die Steuererleichte- 
rung allen Betrieben versagt, die irgendwie 
verflochten waren. Es sollte dadurch verhin- 
dert werden, daß Betriebe, die durch ihre 
Verflechtung eine größere Wirtschaftsmacht 
darstellten, die Steuererleichterung erhielten 
oder daß sich größere Betriebe zur Erlangung 
der Steuererleichterung in mehrere kleinere 
Betriebe aufspalteten. Bei dieser Regelung fiel 
aber auch bei kleinen Betrieben, die durch 
Erbgang oder dergl, verflochten waren, die 
Steuererleichterung weg, obwohl sie zusam- 
mengenommen nicht die Steuerwertgrenzen 
für die Gewährung der Steuererleichterung 
überschritten. Absatz 2 sieht deshalb vor, daß 
mehrere Betriebe, die verflochten sind, als 
ein Betrieb zu behandeln sind. Eine Ver- 
flechtung im Sinne dieser Vorschriften ist 
auch dann anzunehmen, wenn die Verbin- 
dung mittelbar über einen Gesellschafter be- 
steht. Der Zusatz „eines und desselben Ge- 
sellschafters“ soll dies klarstellen. Entsteht 
eine Verflechtung zwischen einem alten und 
einem neuen Betriebe, so soll die Verflech- 
tung schon innerhalb der Zweijahresfrist (Ab- 
satz 3) berücksichtigt werden, wenn dadurch 
die Steuererleichterung gekürzt wird oder 
wegfällt. Andernfalls würde nämlich der ver- 
flochtene neue Betrieb gegenüber anderen 
neuen Einzelbetrieben begünstigt werden. 

Absatz 2 hat die Vorschriften der Ziffern 3 
und 4 erster Halbsatz des § 75 Absatz 3 
TabStG entbehrlich gemacht. Sie sind deshalb 
in Absatz 4 des Entwurfs nicht mehr aufge- 
führt worden. Außerdem ist in Ziffer 3 das 
Wort „unversteuert“ zum Zwecke der Klar- 
stellung eingefügt worden. 

Die Ergänzung des Absatzes 6 beseitigt eine 
Härte, die sich ergab, wenn der Inhaber eines 
Betriebes innerhalb eines Vierteljahres wech- 
selte. 


Absatz 7 soll sicherstellen, daß die Steuer- 
erleichterung nach ihrem Zweck den begün- 
stigten Betrieben verbleibt und gleichzeitig 
die Verwaltung entlastet. Die Vorschrift 
schließt aber die Aufrechnung, z. B. bei Ta- 
baksteuerrückständen, nicht aus. 

Zu § 81 

Bisher wurde die Zahlung der Steuererleich- 
terung bei einem „Strafverfahren wegen 
Steuerhinterziehung“ ausgesetzt. Dieser Wort- 
laut hat zu Zweifeln Anlaß gegeben. Absatz 1 
ist deshalb durch Aufzählung sämtlicher in 
Betracht kommenden Straftaten ergänzt 
worden. 

In Absatz 2 ist klargestellt worden, von wel- 
chem Zeitpunkt ab die Steuererleichterung 
entfällt, wenn gegen den Betriebsinhaber oder 
gesetzlichen Vertreter ein rechtskräftiges 
Straferkenntnis ergangen ist. 

Zu §§ 82 bis 85 

Die Änderungen der §§ 82 bis 85 Absatz 1 
ergeben sich aus den §§ 3 und 80. Außerdem 
ist die Steuererleichterung durch Erhöhung 
der Steuerwertbeträge sowie der Sätze etwas 
erweitert worden, weil dafür nach dem Er- 
gebnis der Betriebsprüfungen ein Bedürfnis 
besteht. Neu Ist Absatz 2 in § 82. Er dient 
der Klarstellung. 

Zu § 87 

Die Ergänzung ist durdi Absatz 2 in § 80 
geboten. 

Zu § 89 

Die Ergänzungen in Absatz 1 dienen der 
Klarstellung. 

Absatz 2 übernimmt die Anmeldepflicht aus 
verschiedenen Vorschriften der TabStDB in 
den Entwurf. 

Zu § 90 Absatz 2 

Die Vorschrift ist aus § 148 TabStDB in den 
Entwurf übernommen worden, weil sie eine 
Ergänzung des TabStG darstellte. 

Zu § 91 

Der Halbsatz „soweit es sich nicht um Woh- 
nungen handelt.“ ist im Hinblick auf Ar- 
tikel 13 des Grundgesetzes eingefügt wor- 
den. Der neue zweite Satz dient der Klar- 
stellung. 
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Zu S 92 

§ 79 TabStG schreibt die Einziehung von 
unbefugt beschafften Steuerzeichen vor, auch 
wenn die Steuerzeichen einem Betriebsinha- 
ber ohne sein Verschulden abhandengekom- 
men sind. Eine solche Einziehung würde aber 
eine entschädigungslose Enteignung darstel- 
len und damit dem Artikel 14 GG wider- 
sprechen. 

Aus demselben Grunde hat die Rechtspre- 
chung zu dem § 414 Reichsabgabenordnung, 
der auch die Einziehung von fremdem Eigen- 
tum vorsieht, neue Grundsätze entwickelt, 
nach denen auf die Einziehung von fremdem 
Eigentum unter gewissen Voraussetzungen 
verzichtet werden kann. 

Diesen neuen Rechtsgrundsätzen trägt § 92 
des Entwurfs dadurch Rechnung, daß der 
letzte Plalbsatz „auch wenn sie dem Täter 
nicht gehören.“ gestrichen worden ist. Da 
der unbefugte Verkehr mit Steuerzeichen ein 
echtes Steuervergehen im Sinne des § 392 
Reichsabgabenordnung ist, hat die Streichung 
des Halbsatzes zur Folge, daß nunmehr § 414 
Reichsabgabenordnung und die zu diesem 
entwickelten Rechtsgrundsätze Anwendung 
finden. 

Zu § 93 

Die Strafvorschrift entspricht dem § 69 a des 
TabStG von 1919 (vgl. Begründung zu §§ 28 
und 29). 

Neu ist Absatz 2. Diese Vorschrift eröffnet 
abweichend von der bisherigen Handhabung 
auch das Verwaltungsstrafverfahren für die 
Zuwiderhandlungen gegen § 28 des Entwurfs. 
Das empfiehlt sich, weil die Einhaltung des 
§ 28 in erster Linie von Zollbeamten über- 
wacht wird. Zugleich ist die Verjährung ge- 
regelt und sind die materiellrechtlichen Vor- 
schriften der §§ 416, 417 und 419 Absatz 2 
sowie die Vorschriften über das Strafverfah- 
ren der Reidisabgabenordnung für anwend- 
bar erklärt. 

Zu § 96 

Das Gesetz enthält Begriffe, die der Erläu- 
terung bedürfen. Die Ermächtigung unter 
Ziffer 1 gibt dem Bundesminister der Finan- 
zen dazu die Möglichkeit. Ziffer 2 ist erfor- 
derlich, damit der Bundesminister der Finan- 
zen die Ausführungsvorschriften zu den 
§§ 191 ff. Reichsabgabenordnung erlassen 
kann, soweit dazu die einzelnen Ermächtigun- 


gen cies Entwurfes nicht ausreichen. Ziffer 3 
schafft die Rechtsgrundlage für die seit jeher 
aufgest eilte T abaksteuerstatistik. 

Zu § 97 

Abgesehen von Ausnahmefällen hatten die 
Tabakwarenhersteller den Steuerwert für die 
in der ersten Hälfte eines Monats entnom- 
menen Tabaksteuerzeichen bis zum Fünf- 
zehnten des nächsten Monats, den Steuerwert 
für die in der zweiten Hälfte eines Monats 
entnommenen Tabaksteuerzeichen bis zum 
Ende des nächsten Monats zu zahlen. Die 
Neufassung des § 12 setzt die Zahlungsfristen 
auf den 12. und 27. des Monats fest, der auf 
die Entnahme der Steuerzeichen folgt. § 97 
sieht eine stufenweise Vorverlegung der Zah- 
lungstermine vor, um den Übergang zu er- 
leichtern. 

Zu § 98 

Da die Tabaksteuerreform immer wieder 
hinausgeschoben werden mußte, wurde den 
Tabakwarenherstellern auf Antrag ihrer Ver- 
bände ab 31. Oktober 1951 fortlaufender all- 
gemeiner Vollstreckungsaufschub in Höhe 
von 

7 V. H. bei Zigaretten- und Zigarrenher- 
stellern, 

10 V. H. bei Feinschnittherstellern, 

11 V. H. bei Pfeifentabakherstellern, 

15 V. H. bei Strangtabakherstellern, 

16 V. H. bei Kaufeinschnittherstellern, 

30 V. H. bei Schiiupftabakherstellern, 

40 V. H. bei Kautabakherstellern 

durch Verwaltungsanordnung bewilligt. Die 
inzwischen durchgeführten Betriebsprüfun- 
gen haben ergeben, daß die Inhaber der klei- 
nen Betriebe, denen Steuererleichterung nach 
§ 75 b des bisherigen Tabaksteuergesetzes ge- 
währt wurde, und die Hersteller von Schnupf- 
tabak und Kautabak die aufgeschobenen Be- 
träge nicht, die Inhaber der anderen Betriebe 
nur einen Teil der Beträge zahlen können. 
Es sollen deshalb erlassen werden bei Her- 
stellern 

von Zigaretten 40 v. H. der Beträge, 

von Zigarren, Rauchtabak 

und Kau-Feinschnitt 50 v. H. der Beträge, 

sofern die Hersteller keine Steuererleichte- 
rung erhielten. Wurde den Herstellern die 
Steuererleichterung nach § 75 c gewährt, so 
sollen ihnen 70 v. H. bzw. 75 v. H. der Be- 
träge erlassen werden. 
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Die ab 1. Juli 1952 aufgesdiobenen Beträge 
sollen sämtlichen Tabakwarenherstellern und 
zwar in voller Höhe erlassen werden, weil 
nach dem Ergebnis der Prüfungen etwa von 
diesem Zeitpunkt ab fast alle Betriebe bedür- 
tig geworden sind. 

Zu § 99 

Den Inhabern von Steuerlagern für Zigarren 
ist die sofortige Räumung ihres Lagers bei 
Inkrafttreten des Gesetzes nicht zumutbar. 
Es ist deshalb eine Abwicklungsfrist von 
einem Jahr vorgesehen. Während dieser Zeit 
sollen die bisherigen Vorschriften mit der 
Maßgabe weitergelten, daß unversteuerte Zi- 
garren nidit mehr in das Steuerlager aufge- 
nommen werden dürfen. 

Zu § 100 

Die Regelung ist erforderlich, weil die Vor- 
schriften Über Tabakmaterialsteuer gestrichen 
sind. § 100 ermöglicht, die Tabakmaterial- 
steuer noch für den Rohtabak, für den bis 
zum Inkrafttreten des Gesetzes die Steuer- 
schuld entstanden ist, zu erheben. 

Zu § 101 

Auf Grund des § 12 Reichsabgabenordnung, 
der insov/eit nidit mehr gilt, war während 
des Krieges die Verwendung von Kunstum- 
blatt bei der Elerstellung von Zigarren zuge- 
lassen und gleichzeitig Kunstumblatt als Ta- 
bakersatzstoff von der Tabakersatzsteuer 
freigestellt worden. Es ist noch nicht möglich 
gewesen, diese kriegsbedingte Regelung zu 
beseitigen, § 101 schafft die Rechtsgrundlage 
für die Beibehaltung der bisherigen Verwal- 
tungsübung. Die Ermächtigung im Schlußsatz 
soll es dem Bundesminister der Finanzen er- 
möglichen, die Regelung aufzuheben, sobald 
kein Bedürfnis mehr besteht. 

Zu § 102 

Auf Grund von § 3 Absatz 4 des Gesetzes 
über steuerliche Behandlung von Tabak- 
erzeugnissen besonderer Eigenart vom 21. Juli 
1951 haben 20 Rauchtabakhersteller die Ge- 
nehmigung erhalten, bei Pfeifentabak zu 
8 DM und 15 DM/1 kg teilweise minderwer- 
tige Blattabake anstelle der an sich zu ver- 
wendenden Tabakrlppen zu verarbeiten. 
Diese Genehmigungen haben zu zahlreichen 
Beschwerden der nichtbeteiligten Rauchtabak- 
hersteller geführt, weil die Rippentabake 
durch die Beimischung der — wenn auch 


minderwertigen — Blattabake ihre eigene 
Art verlieren und den Absatz der Pfeifen- 
tabake zu 18 DM und 20 DM/1 kg erschweren. 

Von der Ermächtigung des § 3 Abs. 4 des ge- 
nannten Gesetzes ist deshalb seit Juni 1952 
kein Gebrauch mehr gemacht worden. Die 
Ermächtigung ist deshalb auch nicht in den 
Entwurf übernommen worden. Die bis Mai 
1952 erteilten Genehmigungen aber sollen bis 
zum Aufbrauch der Tabakmengen, für die 
Begünstigung ausgesprochen wurde, weiter- 
gelten. 

Zu § 103 

Für Tabakerzeugnisse, die sich am Tage des 
Iiikraftretens des Entwurfs im Handel befin- 
den, ist die Tabaksteuer nach den bisherigen 
höheren Kleinverkaufspreisen und Steuer- 
sätzen entrichtet worden. Nach diesem Tage 
werden sich nach zv/eierlei Kleinverkaufsprei- 
sen und Steuersätzen versteuerte Tabakerzeug- 
nisse gleicher Sorten im Handel befinden. In- 
folgedessen wird der Großhandel die nach den 
bisherigen Vorschriften versteuerte Ware nicht 
an den Kleinhandel absetzen können, da die 
neue Ware im Einkauf billiger ist als die am 
Stichtag bei ihm vorhandene, und der Klein- 
händler wird seinen Vorrat zu den alten Prei- 
sen neben der nach den neuen Vorschriften 
versteuerten Ware nicht mehr verkaufen 
können. Für die Bestände, die beim Inkraft- 
treten des Entwurfs vorhanden sind, soll des- 
halb der Steuerunterschied ganz oder teil- 
weise vergütet werden. Würde man diese 
Vergütung nicht gewähren, wäre zu befürch- 
ten, daß in den letzten Tagen vor Inkraft- 
treten des Entwurfs eine Absatzstockung ein- 
tritt. Diese würde einen wesentlich höheren 
Steuerausfall zur Folge haben, als die Ver- 
gütung ausmacht. 

Für vor dem Inkrafttreten des Entwurfs ord- 
nungsmäßig bezogene Steuerzeichen haben 
die Hersteller von Tabakerzeugnissen und 
die Inhaber von Steuerlagern die Tabak- 
steuer nach den bisherigen Sätzen zu entrich- 
ten, auch wenn die Steuerzeichen am Stichtag 
noch nicht verwandt worden sind oder wenn 
sie an Packungen angebracht worden sind, die 
sich noch im Herstellungsbetrieb oder Steuer- 
lager für Zigarren befinden. Diese Hersteller 
oder Lagerinhaber würden gegenüber ande- 
ren Betrieben, die am Stichtag solche Bestände 
nicht hatten, im Nachteil sein. Auch für 
diese Steuerzeichen soll deshalb eine Vergü- 
tung gewährt werden. Für Zigaretten-Roh- 
tabak sowie für Zigaretten, die sich beim 
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Inkrafttreten des Entwurfs noch Im Hersteh 
lungsbetrieb befinden, hat der Hersteller nach 
§ 100 noch die Tabakmaterialsteuer zu ent- 
richten. Er muß aber für die Zigaretten, die 
vom Inkrafttreten des Entwurfs ab aus dem 
Herstellungsbetrieb entfernt werden, die Ta- 
baksteuer nach den neuen Sätzen entrichten, 
in die die Tabakmaterialsteuer eingearbeitet 
worden ist. Damit würde die Tabakmaterial- 
steuer doppelt bezahlt werden. § 103 ermäch- 
tigt deshalb den Bundesminister der Finan- 
zen, auch in diesem Falle eine Vergütung zu 
gewähren. 

Die Ermächtigung, von den gesetzlichen Vor- 
schriften bei der Übergangsregelung abzu- 
weichen, soll es ermöglichen, die Bestände 
an alter Ware, die den neuen Vorschriften 
hinsichtlich der Kleinverkaufspreise und 
Packungsgrößen nicht mehr entsprechen, le- 
gal und zu technisch möglichen Preisen ab- 
zusetzen. 

Beträge unter 5 DM sollen nicht vergütet 
werden, weil diese Beträge in keinem Ver- 
hältnis zu der mit der Vergütung zusammen- 
hängenden Verwaltungsarbeit stehen würden. 

Zu § 104 

Die Ermächtigungen, die in dem Entwurf 
enthalten sind, sollen bereits am Tage nach 
der Verkündung des Gesetzes In Kraft treten. 


Damit soll erreicht werden, daß die auf 
Grund der Ermächtigungen zu erlassenden 
Vorschriften rechtzeitig verkündet werden 
können. 

Die Vorschriften der §§ 68 bis 72, die den 
Anbau von Tabak für den eigenen Haus- 
bedarf regeln, sollen erst nach Ablauf der 
Geltungsdauer des Gesetzes zur Regelung der 
Besteuerung des Kleinpflanzertabaks im Ern- 
tejahr 1952 vom 25. Juli 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 394) am 1. Juli 1953 in Kraft 
treten. Der § 69 soll jedoch bereits am 1. Juni 
1953 In Kraft treten, weil die darin vorge- 
schriebene Anmeldefrist für das Erntejahr 
1953 am 1. Juli 1953 bereits abgelaufen wäre. 
Die übrigen Vorschriften des Entwurfs sol- 
len 4 Wochen nach der Verkündung in Kraft 
treten. Die Industrie und die Verwaltung 
müssen Zeit haben, sich auf die Neuregelung 
umzustellen. Zur Erleichterung der Umstel- 
lung ist es außerdem zweckmäßig, einen 
Montag als Tag des Inkrafttretens festzule- 
gen. Es Ist deshalb bestimmt, daß das Gesetz 
am Montag der fünften Kalenderwoche in 
Kraft treten soll, die auf den Tag der Ver- 
kündung des Gesetzes folgt. 

Wegen der Aufhebung des Gesetzes über das 
Verbot des Verkaufs von Tabakerzeugnissen 
unter Steuerzeichenpreis wird auf die Begrün- 
dung zu §§ 28 und 29 hingewiesen. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

zum Entwurf eines Tabaksteuergesetzes 


1. In § 3 Abs. 1 unter A. sind die Steuer- 
sätze für Zigarren im Kleinverkaufspreis 
wie folgt zu ändern; 



das Stück 

für 1000 Stück 

„1. 

zu 

10 

Pf 

23,00 

DM 

2. 

zu 

12 

Pf 

27,60 

DM 

3. 

zu 

15 

Pf 

34,50 

DM 

4. 

zu 

17 

Pf 

39,10 

DM 

5. 

zu 

20 

Pf 

46,00 

DM 

6. 

zu 

22 

Pf 

50,60 

DM 

7. 

zu 

25 

Pf 

57,50 

DM 

8. 

zu 

27 

Pf 

67,50 

DM 

9. 

zu 

30 

Pf 

69,00 

DM 

10. 

zu 

35 

Pf 

80,50 

DM 

11. 

zu 

40 

Pf 

92,00 

DM 

12. 

zu 

50 

Pf 

115,00 

DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt 
der Kleinverkaufspreis um je 10 Pf 


das Stück und der Steuerbetrag um 
je 23 DM für 1000 StücJc;*^ 

Begründung: 

Die Durchschnittsverdienste der Arbeit- 
nehmer in der Tabakindustrie betragen 
nach Angaben der Berufsgenossenschaft 
je Stunde 

bei der Zigarrenindustrie . . . 71,3 Pf 

bei der Rauchtabakindustrie . . 128,9 Pf 

bei der Zigarettenindustrie . . 150,2 Pf 

Die Zigarrenindustrie muß daher ihre 
Löhne dem Lohnniveau in den anderen 
Zweigen der Tabakindustrie anpassen. 
Hätte die Zigarrenindustrie Ihre Löhne 
vor den Betriebsprüfungen des Bundes- 
finanzministcriums zur Feststellung der 
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erforderlichen Tabaksteuersenkung In obh 
gern Sinne angepaßt, dann hätten die Prü- 
fungen die Notwendigkeit einer Senkung 
der Tabaksteuer für Zigarren, statt in der 
Vorlage vorgesehener 25 ®/o, auf 23 Vo er- 
wiesen. Angesichts dieses Tatbestandes er- 
scheint eine entsprechende Festsetzung des 
Steuersatzes für Zigarren unbedingt not- 
wendig, da die Zigarrenindustrie andern- 
falls in Kürze wieder an eine Erlösberich- 
tigungsnotwendigkeit kommen muß. 

Im allgemeinen Zigarrenverkauf haben 
sich speziell die Zigarrenversender bemüht, 
dem Verbraucher zum Preise von 27 Pfen- 
nig eine gute Zigarre, vor allem Fehlfar- 
ben der 40 Pf-Preislage, zu bieten. Auf 
Grund äußerster Kalkulation ist der Er- 
folg allgemein als außerordentlich gut zu 
bezeichnen. Es hat sich erwiesen, daß 
diese Preisklasse von 27 Pf eine ausge- 
sprochene Versandhandelspreislage gewor- 
den ist, während sich die 17- und 22 Pf- 
Prelslage für die Zigarrenversender Im 
Durchschnitt als weniger erfolgreich er- 
wiesen hat. Mit Rücksicht auf die zum 
großen Teil verminderte Kaufkraft des 
Verbrauchers sollten bis zur 30 Pf-Preis- 
klasse möglichst viele Zwischenpreislagen 
vorhanden sein. Der Zigarrenhandel hat 
dadurch allgemein in den billigen Preis- 
lagen bis 30 Pfennig ein größere Aus- 
wahl zu bieten. Von den sogenannten 
„krumrren'^ Preislagen hat sich gerade 
die 27' r Preisklasse beim Verbraucher 
durchgesetzt. 

2. In § 3 Abs. 1 unter B. a) ist die Zahl „4r‘ 
durch die Zahl „39" zu ersetzen. 

Begründung: 

Die schwarze Zigarette Ist nur wettbe- 
werbsfähig gegenüber der blonden Ziga- 
rette, wenn der Steuersatz auf 39 DM für 
1000 Stück festgesetzt wird. 

3. In § 3 Abs. 1 unter C. a) sind die Steuer- 
sätze für Feinschnitt mit mindestens 50 
vom Hundert Inlandstabak wie folgt zu 
ändern: 

das Kilogramm für 1 Kilogramm 
"1. zu 24,00 DM 7,44 DM 

2. zu 27,00 DM 10,00 DM 

3. zu 30,00 DM 11,25 DM " 

Außerdem ist folgende Nummer hinzu- 
zufügen: 

das Kilogramm für 1 Kilogramm 
„4. zu 35,00 DM 13,00 DM " 


4. In § 3 Abs. 1 unter D. c) sind die Steuer- 
sätze für Strangtabak wie folgt zu ändern: 

das Kilogramm für 1 Kilogramm 
„3. zu 12,00 DM 2,04 DM 

4. zu 15,00 DM 3,15 DM 

5. zu 20,00 DM 4,20 DM " 

Begründung: 

Der beantragte Steuersatz stellt die Wett- 
bewerbslage der ohnehin schwer um ihre 
Existenz ringenden Strangtabakindustrie 
her, deren Produkt den kaufschwächsten 
Raucherkreisen dient. 

Die besondere Steuerbegünstigung be- 
gründet sich für Strangtabak durch die 
Handarbeit bei der Herstellung und die 
Mehrausgaben für das Deckblatt. 

5. In § 3 Abs. 1 unter D. d) sind die Steuer- 
sätze für anderen Pfeifentabak wie folgt 
zu ändern: 

das Kilogramm für 1 Kilogramm 
„6. zu 15,00 DM 4,20 DM 

7. zu 20,00 DM 5,60 DM 

8 . zu 25,00 DM 7,00 DM 

9. zu 30,00 DM 8,40 DM 

In den weiteren Steuerklassen steigt 

der Klelnverkaufspreis um je 5 DM 
das Kilogramm und der Steuerbetrag 
um je 1,40 DM für ein Kilogramm." 

Begründung zuNr. 3undNr. 5: 

Während der Gesetzentwurf für die Zi- 
garette eine Senkung des Kleinverkaufs- 
preises um I6V3 ®/o vorsieht, soll der 
Kleinverkaufspreis für steuerbegünstigten 
Feinschnitt nur um 6^/4 Vo gesenkt wer- 
den, Das hat die nachstehenden Folgen: 

1. Gerade der minderbemittelte Raucher, 
der auf den Rauchtabak für Pfeife und 
selbstgedrehte Zigaretten angewiesen Ist, 
wird weniger begünstigt als der wirt- 
schaftlich stärkere Raudier, der in der 
Lage ist, die kostspieligere Fabrikziga- 
rette zu kaufen. Diese Folge sollte im 
Interesse der sozialen Gerechtigkeit ver- 
mieden werden. 

2. Das Wettbewerbsverhältnis zwischen 
Rauchtabakindustrie einerseits und Ziga- 
rettenindustrie andererseits wird so stark 
zuungunsten des Rauchtabaks und zu- 
gunsten der Zigarette verschoben, daß ein 
erheblicher Rückgang der Rauchtabak- 
produktion die Folge sein muß. Die 
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durchweg mittelständische, etwa 300 Be- 
triebe umfassende Rauditabakindustrie 
wird daher zugunsten der Zigaretten- 
industrie, die ihrem ganzen Charakter 
nach Großindustrie ist, geschädigt, was 
aus allgemeinen wirtschaftspolitischen 
Gründen nicht verantwortet werden 
kann. Diese Folge widerspricht offen der 
vom Bundesminister der Finanzen selbst 
gegebenen Begründung (Begründung A II 
Ziffer 1). 

3. Die Feinschnitt- und Pfeifentabakindu- 
strie sind der Hauptabnehmer des deut- 
schen Tabakanbaues, während die Ziga- 
rettenindustrie noch nicht einmal 1 Vo der 
deutschen Tabakproduktion aufzuneh- 
men vermag. Jede Verringerung der Pro- 
duktion und des Absatzes von Rauch- 
tabak bedeutet daher eine entsprechende 
Minderung der Produktions- und Absatz- 
möglichkeit des deutschen Tabakanbaues, 
der ca. 60 000 bäuerliche Betriebe um- 
faßt. 

Die bei der beabsichtigten Regelung un- 
vermeidliche erhebliche Verringerung der 
Rauchtabakproduktion muß daher auch 
die deutschen Tabakbauern empfindlich 
schädigen und durch den zu erwartenden 
Preisverfall sowie die Unmöglichkeit, die 
gesamte Produktion abzusetzen, ernstlich 
in Ihrer Existenz bedrohen. Diese Folge 
wäre allein aus devisenwirtschaftlichen 
Gründen untragbar. Im übrigen Hegt ein 
Widersinn darin, durch die im Jahre 1951 
geschaffene steuerliche Begünstigung des 
Feinschnitts mit SOVoIger Beimlsdiung 
deutschen Tabaks die deutsche Tabakpro- 
duktion stützen und anregen zu wollen, 
um ein Jahr später mittels einer anderen 
steuerlichen Maßnahme, die die künstliche 
Drosselung des Absatzes dieser Preislage 
zur Folge hat, den Erfolg dieser Be- 
mühungen zunichte zu machen. 

Aus all diesen Gründen ist es erforder- 
lich, die Kleinverkaufspreissenkung beim 
Rauchtabak in dem gleichen Verhältnis 
wie bei der Zigarette, d. h. um I6V3V0, 
vorzunehmen. Das bedeutet, daß der 
steuerbegünstigte Feinschnitt In der 
Hauptpreislage auf 27,00 DM (statt 30,00 
DM) und die vorgeschaltete Unterpreis- 
lage auf 24,00 DM (statt 26,00 DM) fest- 
gesetzt werden muß, für den Pfeifen- 
tabak ist die Steuer zu hoch angesetzt. 

4. Bei Einführung einer Hauptpreislage 
von 27,00 DM würde der Abstand zur 


Preislage von 35,00 DM zu groß sein, so 
daß eine Zwisdienpreislage geschaffen 
werden muß. Außerdem ergibt sich da- 
durch die Möglidikeit, für die verschie- 
denen Qualitäten auch des deutschen Ta- 
baks eine preislich angemessene Regelung 
zu finden. Bei der Preislage von 35,00 DM 
früher Nr. 3, jetzt Nr. 4, ist der Steuer- 
satz entsprechend den anderen Steuer- 
sätzen vorgeschlagen worden. Man kann 
auch so argumentieren, daß die Preislage 
von 35,00 DM ebenso wie die anderen 
um 16“/3 Vo, d. h. auf 30,00 DM gesenkt 
werden muß und daß dann eine neue 
Preislage von 35,00 DM zu schaffen ist. 
Die 35,00 DM Preislage ist nötig, um der 
Industrie die Möglidikeit zu schaffen, 
bessere Rohtabake und eine bessere Aus- 
stattung bringen zu können. 


6. Hinter § 15 ist folgender § 15 a einzu- 
fügen: 


4 15 a 


Der Bundesminister der Finanzen ist 
ermächtigt, für die Einfuhr von Zi- 
garren auf Steuerlager (§ 34 a) Ab- 
weichendes von den Vorschriften der 
§§ 14 und 15 zu bestimmen. ‘‘ 


Begründung: 

Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
des § 34 a. 


7. § 28 erhält folgende Fassung: 

4 28 

Es ist unzulässig, an den Verbraucher 
Tabakerzeugnisse Im Kleinhandel 
unter dem Kleinverkaufspreis abzu- 
geben, der auf den Steuerzeichen an- 
gegeben Ist, oder dem Verbraucher 
Rabatt zu gewähren. Als Rabatt im 
Sinne dieser Vorschrift gelten auch 
Wertscheine, Gutscheine usw., die 
Tabakerzeugnissen beigelegt oder bei 
deren Abgabe an Verbraucher zu- 
gegeben werden.“ 

Begründung: 

Nach der Im Regierungsentwurf vorge- 
sehenen Fassung des § 28 sind als Rabatt 
auch Gewinnausschüttungen oder derglei- 
chen bei Verbraucherorganisationen anzu- 
sehen. Diese Fassung läßt den Schluß zu, 
daß damit auch die Rückvergütung der 
Konsumgenossenschaften an ihre Mitglie- 
der ausgeschlossen werden soll. Die Rück- 
vergütung der Konsumgenossenschaften 
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ist aber nicht als Rabatt anzusehen, son- 
dern als Gewinn, der auf die Mitglieder 
des Konsumvereins nach Maßgabe der 
von ihnen bei der Genossenschaft erziel- 
ten Umsätze verteilt wird. Da die Ge- 
nossenschaften nach dem Kostendeckungs- 
prinzip arbeiten, sind sämtliche Über- 
schüsse, die nach Deckung sämtlicher Ko- 
sten verbleiben, an die Genossen als Rück- 
vergütung zurückzugewähren. Diese Rück- 
vergütung hat nichts mit einzelnen Kauf- 
geschäften zu tun; sie liegt nicht auf der 
preisrechtlichen, sondern auf der gesell- 
schaftsrechtlichen Ebene, weil das Mitglied 
der Genossenschaft selbst Träger unter- 
nehmerischer Funktion ist. 

8. Hinter § 34 ist folgender § 34 a einzu- 
fügen: 

„6. Tabaksteuerlager 
§ 34a 

(1) Zur Lagerung unversteuerter Zi- 
garren können Tabakwarenhändlern 
Steuerlager nach näherer Bestimmung 
des Bundesministers der Finanzen 
bewilligt werden. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3, 5 bis 
11 gelten entsprechend. Die Vor- 
schrift des § 12 gilt mit der Maß- 
gabe, daß Inhaber von Steuerlagern 
für den Steuerwert der entnomme- 
nen Steuerzeichen Sicherheit zu lei- 
sten haben. Leisten sie keine Sicher- 
heit, ist der Steuerwert der Steuer- 
zeichen im Zeitpunkt ihrer Auslie- 
ferung bei der Zollstelle einzuzahlen. 

(3) Die Inhaber von Steuerlagern 
haben eine monatliche Verwaltungs- 
kostenentschädigung von 2 V. H. des 
Steuerwerts der entnommenen Steuer- 
zeichen mindestens aber 50,00 DM 
monatlidi zu zahlen. Der Bundes- 
minister der Finanzen regelt das 
Verfahren.“ 

Begründung: 

Im Gegensatz zu Zigaretten und Rauch- 
tabak müssen Zigarren abgelagert wer- 
den, um sie konsumfertig zu machen. 
Eine konsumentennahe Ablagerung ist 
nur mit Hilfe der Tabaksteuerläger mög- 
lich. Die Erfahrung zeigt, daß die Bedeu- 
tung des Umsatzes über die Tabaksteuer- 
lager im Laufe des letzten halben Jahres 
erheblich gewachsen ist. Die Tabak- 


steuerlager müssen daher erhalten blei- 
ben, wobei Tabaksteuerlager, die nur 
einen sehr geringen Umfang haben, durch 
Festsetzung entsprechender Verwaltungs- 
gebühren eliminiert werden könnten. 

9. In § 69 sind die Worte „und in Orten 
ohne Zollstelle bei der Gemeindebehörde“ 
zu streichen. 

Begründung: 

Bei der geringen Zahl von Kleinpflanzern 
Ist der Verwaltungsaufwand auf ein Min- 
destmaß zu beschränken. 

10. § 77 erhält folgende Fassung: 

4 77 

Die Tabaksteuer wird erstattet, wenn 
versteuerte Tabakwaren In den Her- 
stellungsbetrieb oder In das Tabak- 
steuerlager wieder aufgenommen wer- 
den oder wenn versteuerte Tabak- 
waren, die zum Handel eingeführt 
worden sind, wieder ausgeführt wer- 
den. Der Bundesminister der Finan- 
zen ist ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung die Voraussetzungen zu be- 
stimmen und das Verfahren zu 
regeln.“ 

Begründung: 

Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
des § 34 a. 

11. a)ln § 82 ist als Absatz 2 einzufügen: 

„(2) Dem gezahlten Steuerwert Ist 
der Steuerwert der auf Steuerlager 
gelieferten Zigarren zuzurechnen. Für 
die Errechnung des Steuerwerts gilt 
§ 86 entsprechend.“ 

b) Der Absatz (2) des § 82 wird Ab- 
satz „(3)“ — 

Begründung: 

Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
des § 34 a. 

1 2. a) § 89 Absatz 1 ist hinter Ziffer 2 ein- 

zufügen: 

„3. Inhaber von Steuerlagern (§ 34 a).“ 

b) Die Ziffern 3 bis 6 des § 89 Absatz 1 
werden Ziffern „4 bis 7“. 

c) In Absatz 2 des § 89 ist statt „Ziffern 1 
bis 5“ zu setzen „Ziffern 1 bis 6“ und 
statt „Ziffer 6“ zu setzen „Ziffer 7“. 
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Begründung: 

Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
des § 34 a. 

13. Die §§ 78 und 99 sind zu streichen. 
Begründung: 

Die Streichung folgt aus der Einfügung 
des § 34 a. 

14. § 98 erhält folgende Fassung: 

4 98 

(1) Von den Tabaksteuerbeträgen, 
für die seit dem 31. Oktober 1951 
fortlaufender allgemeiner Vollstrek- 
kungsaufschub gewährt worden ist, 
werden 

1. die seit dem 1. Oktober 1952 an- 
geschriebenen Beträge, 

2. die in der Zeit vom 31. Oktober 
1951 bis 30. September 1952 an- 
geschriebenen Beträge, soweit sie 

a) von Empfängern von Steuer- 
erleichterung nach § 75 b des 
bisherigen Tabaksteuergesetzes 

b) von Herstellern von Kautabak 
und von Schnupftabak geschul- 
det werden, 

in voller Höhe erlassen. 

(2) Die durch den Vollstreckungsauf- 
schub in der Zeit vom 31. Oktober 
1951 bis 30. September 1952 ange- 
schriebenen, nach Absatz 1 nicht er- 
lassenen Steuerbeträge sind vom 
1. des vierten auf das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes folgenden Monats ab 
in 24 gleichen Monatsraten zu zahlen. 
Der Bundesminister der Finanzen ist 
jedoch ermächtigt, Steuerschuldnern, 
die nach den Veranlagungen der Fi- 
nanzämter zur Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer für die Veranlagungs- 
zeiträume 1951 und 1952 einen 
steuerpflichtigen Gewinn ohne Be- 
rücksichtigung eines etwaigen Verlust- 


vortrages nicht erzielt haben, Teil- 
beträge auf Antrag zu erlassen, und 
zwar 

1. Steuerschuldnern, die nach den bis- 
herigen Vorschriften keine Steuer- 
erleichterung erhielten, 

a) Steuerbeträge für Zigaretten bis 
zu 40 V. H., 

b) Steuerbeträge für Zigarren und 
für Rauchtabak bis zu 50 v. H.; 

2. Steuerschuldnern, die Steuererleich- 
terung nach § 75 c des bisherigen 
Tabaksteuergesetzes erhielten, 

a) Steuerbeträge für Zigaretten bis 
zu 60 V. H., 

b) Steuerbeträge für Zigarren und 
für Rauchtabak bis zu 75 v. H. 

(3) Der Bundesminister der Finan- 
zen ist außerdem ermächtigt, in sol- 
chen Ausnahmefällen Steuererlaß bis 
zu den in Absatz 2 bezeichneten 
Höchstbeträgen zu gewähren, in de- 
nen der Steuererlaß zur Vermeidung 
einer groben Härte, insbesondere we- 
gen der mangelnden Liquidität des 
Steuerschuldners, notwendig ist, weil 
die Voraussetzungen von Absatz 2 
nicht gegeben sind.“ 

Begründung: 

§ 98 ist so zu fassen, daß die Bestimmun- 
gen über der Steuererlaß auf solche Be- 
triebe beschränkt bleiben, die nach ihren 
wirtschaftlichen Verhältnissen zur Zah- 
lung der Tabaksteuer niciit in der Lage 
waren. 

15. Die übliche Berlin-Klausel ist als § 104 
einzufügen: 

4 104 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
§§ 12 und 14 des Gesetzes über die 
Stellung des Landes Berlin im Finanz- 
system des Bundes (Drittes Über- 
leityngsgesetz) vom 4. Januar 1952 
Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin.“ 

16. Der bisherige § 104 wird § 105. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundes rates zum Entwurf eines Tabaksteuergesetzes 


Zu 1. 

a) Dem Vorschläge des Bundesrates, den 
Steuersatz für Zigarren über den im Ent- 
wurf vorgesehenen Steuersatz von 25 v. H. 
hinaus auf 23 v. H., den Friedens-Steuersatz, 
zu senken, wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag des Bundesrates ist damit be- 
gründet, daß die Zigarrenindustrie ihre be- 
sonders niedrigen Löhne dem Lohnniveau in 
den anderen Zweigen der Tabakindustrie an- 
passen müsse. Die Lohnverhältnisse der 
Zigarrenindustrie sind aber bei dem Steuer- 
satz von 25 V. H., den der Gesetzentwurf 
vorsieht, bereits berücksichtigt. Nach den Be- 
triebsprüfungen würde ein Steuersatz von 
26 Vo ausreichend sein. Der vorgeschlagene 
Steuersatz von 25 v. H. gibt daher der 
Zigarrenindustrie sogar die Möglichkeit, einen 
Teil der künftigen Lohnerhöhungen aufzu- 
fangen. 

Die Durchführung des Vorschlags des Bun- 
desrates würde einen weiteren Einnahmeaus- 
fall von etwa 15 Mio DM zur Folge haben. 

b) Dem weiteren Vorschlag, die Steuerklasse 
von 27 Pf beizubehalten, wird zugestimmt. 
Einige Betriebe haben sich in ihrem Absatz 
auf diese Preislage eingestellt und sollen des- 
halb in ihrer Entwicklung nicht durch Wegfall 
der Preisklasse behindert werden. 

Zu 2. 

Dem Vorschläge, den Steuersatz für die 
Zigaretten zu 7^/2 Pf mit mindestens 50 v. Fi. 
Inlandstabak von 41 auf 39 DM für 1000 
Stück (d. h. von 54^/3 auf 52 v. FF.) zu senken, 
wird zugestimmt. 

Die FFersteller schwarzer Zigaretten haben 
nach dem Einbringen des Gesetzentwurfs vor- 
gebracht, sie könnten künftig schwarze 
Zigaretten nicht mehr in zwei Preisklassen 
wie bisher, sondern nur noch in der Preis- 


klasse zu 7^/2 Pf auf den Markt bringen und 
seien deshalb aus Wettbewerbsgründen ge- 
zwungen, ihre Zigaretten wie vor dem Kriege 
mit einem höheren Gewicht als die normale 
Konsumzigarette herzustellen. Das Vorbrin- 
gen erscheint beachtlich. 

Die Einnahmeminderung wird etwa 1 Mio 
DM betragen. 

Zu 3. 

Der Bundesrat schlägt vor, für Feinschnitt mit 
mindestens 50 v, FF. Inlandstabak 

1. die im Entwurf vorgesehenen Kleinver- 
kaufspreise von 26,30 und 35 DM / 1 kg 
auf 24,27 und 30 DM /I kg zu senken 
und außerdem einen Kleinverkaufspreis von 
35 DM einzufügen und dementsprechend 

2. die im Entwurf vorgesehene Steuer 

von 9,40 DM, 1 2,40 DM und 1 5,20 DM je kg 
(36,15 Vo) (41 Vs 0/0) (43,42 Vo) 

auf 7,44 DM, 10 DM und 11,25 DM je kg 
(31%) (37%) (371/2%) 

zu senken und für die weitere Steuerklasse 
zu 35 DM eine Steuer von 13 DM (37,14 %) 
je kg festzusetzen. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Er 
wird vom Bundesrat damit begründet, daß 
durch den Gesetzentwurf der Kleinverkaufs- 
preis für Zigaretten um 16“/3 v. FF., der für 
Feinschnitt mit mindestens 50 v. FF. Inlands- 
tabak aber nur um 6^/4 v. FF. gesenkt werde. 
Der minderbemittelte Raucher, der auf den 
Rauchtabak für Pfeife und selbstgedrehte 
Zigarette angewiesen sei, werde dadurch 
weniger begünstigt als der wirtschaftlich 
stärkere Raucher, der sich die teurere Fabrik- 
zigarette kaufen könne. Zudem werde das 
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Wettbewerbsverhältnis zwischen der Rauch- 
tabakindustrie und der Zigarettenindustrie so 
zugunsten der letzteren verschoben, daß ein 
erheblicher Produktionsrückgang und eine 
Schädigung der durchweg mittelständischen 
Rauchtabakbetriebe durch die Großindustrie 
der Zigarette die Folgen sein würden. Die er- 
hebliche Verringerung der Rauchtabakher- 
stellung werde andererseits die Existenz 
der etwa 60 000 deutschen Tabakbauern 
ernstlich bedrohen, deren Hauptabnehmer 
die Rauchtabakindustrie sei, während die Zi- 
garettenindustrie noch nicht einmal 1 v. H. 
der deutschen Tabakernte aufnehme. 

Diese Begründung ist nicht zutreffend. Die 
selbstgedrehte Zigarette ist gegenüber der 
Fabrikzigarette heute ebenso wie vor dem 
Kriege erheblich begünstigt und wird es auch 
künftig nach dem Gesetzentwurf sein. Vor- 
dem Kriege kostete die meistgekaufte Fa- 
brikzigarette 3^/3 Pf und die selbstgedrehte 
IV2 Pf. Heute ist das Verhältnis 10 Pf zu 
5 Pf und nach dem Gesetzentwurf wird es 
8V3 Pf zu 4V3 Pf sein. Der Preisunterschied 
betrug also vor dem Kriege 1,8 Pf, er beträgt 
heute 5 Pf und wird nach dem Gesetzent- 
wurf 4 Pf betragen. Auf diesen tatsächlichen 
Preisunterschied allein kommt es an; er war 
und wird auch künftig mit 4 Pf recht be- 
achtlich sein. Daß er In Vomhundcrtteilen 
des Preises der Fabrikzigarette von 55 v. H. 
vor dem Krieg und 50 v. H. heute auf 48 
V. H. künftig sinkt, fällt demgegenüber nicht 
ins Gewicht. Von Bedeutung ist andererseits, 
daß die Steuerbelastung der Fabrikzigarette 
heute 259 v. H. der Steuer der selbst- 
gedrehten Zigarette beträgt und künftig 251 
V. H. betragen soll. Der Vorschlag des Bun- 
desrats läßt außerdem unberücksichtigt, daß 
die beiden untersten Preisklassen für Fein- 
schnitt schon Im Aueust vorigen Jahres — 
wenn auch bei gleichzeitiger Erhöhung der 
bis dahin üblichen Beimischung von Inlands- 
tabak auf mindestens 50 v. H. — von 35 und 
40 DM auf 32 und 36 DM gesenkt wurden. 
Die Preissenkung für Feinschnitt beträgt da- 
nach also nicht nur 6^/4 sondern 14,28 v. H. 
Endlich würde, wenn man den Vorschlägen 
des Bundesrats folgt, der Feinschnitt mit Bei- 
mischung gegenüber allen anderen Tabak- 
erzeugnissen, Insbesondere aber gegenüber 
der Zigarette, besonders bevorzugt. Nach 
dem Vorschlag des Bundesrats würde näm- 
lich beim Feinschnitt mit Beimischung von 
den Kleinverkaufspreisen ausgegangen und 
aus diesen die tragbare Steuerbelastung er- 


rechnet werden. Bei den anderen Tabaker- 
zeugnissen ist dagegen nach dem Zweck des 
Gesetzentwurfs, das Verhältnis in der Be- 
lastung der Tabakerzeugnisse zueinander, 
das sich seit 1919 herausgebildet hatte, wie- 
derherzustellen, von der Steuerbelastung aus- 
gegangen und danach sind die Kleinverkaufs- 
preise bei einigen Tabakerzeugnissen gesenkt, 
soweit das bei der Belastung möglich er- 
schien. Nach dem Vorschlag des Bundesrats 
liegen die Steuersätze für Feinschnitt mit 
Beimischung unter dem Frledcnssatz von 
38 während die Zigarette nach dem Ge- 
setzentwurf erheblich höher als vor dem 
Kriege belastet sein wird. 

Es kann deshalb auch nicht anerkannt wer- 
den, daß bei der nach dem Entwurf vor- 
gesehenen Regelung ein erheblicher Rückgang 
der Feinschnittherstellung und damit eine 
Existenzgefährdung für die deutschen Tabak- 
bauern zu befürchten ist. Auf der Tabakan- 
baufläche des Bundesgebietes werden etwa 
58 v. H. Zigarrengut- und 42 v. H. Sdineide- 
gut-Tabake angebaut. Für die Zigarren- 
guttabake steht der Absatz audi großer 
Ernten außer Jedem Zweifel. Auch die 
Schneideguttabake werden nadi der Neu- 
regelung wie bisher stets ihre Abnehmer 
finden. Die Rauchtabakindustrie selbst hat 
bei der Festsetzung der Tabakanbaufläche 
ausgeführt, daß die Ernte nicht einmal für 
den normalen Bedarf ausreichen werde, wenn 
Qualitätstabake angebaut werden. 

Der Vorschlag des Bundesrats würde zu 
einem weiteren Einnahmeausfall von mehr 
als 25 Mio DM führen. 

Zu 4. 

Der Vorschlag des Bundesrates, die Steuer- 
sätze, die der Gesetzentwurf für Strang- 
tabak vorsieht, weiter 

von 2,20 DM, 3,40 DM und 4,60 DM je kg 
(I8V3O/0 ) (222/3Vo)- (23%) 

auf 2,04 DM, 3,15 DM und 4,20 DM je kg 
(17%) (21%) (21%) 

zu senken, wird damit begründet, daß erst 
die niedrigeren Steuersätze die Wettbewerbs- 
fähigkeit der Strangtabakindustrie her- 
stellten. 

Vor 1939 betrug die Tabaksteuer für Strang- 
tabak 23% bis 25 v. H. der Kleinverkaufs- 
preise 3, 4, 5 und 6 RM/1 kg. Der Steuer- 
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Satz beträgt jetzt 32 v. H. und wird ver- 
ringert um den Vollstreckungsauf sdiub vom 
4,8 V. H., so daß 27,2 v. H. Steuer erhoben 
werden. Die Steuersenkung nach dem Gesetz- 
entwurf geht also bei Strangtabak unter die 
Friedens-Steuersätze, Betriebsprüfungen ha- 
ben ergeben, daß die nach dem Gesetzent- 
wurf vorgesehene Steuersenkung durchaus 
angemessen ist. Da die Einnahmeminderung 
bei Annahme des Vorschlages jedoch nur 
etwa 73 000 DM betragen wird, wird dem 
Vorschlag zugestimmt. 

Zu 5. 

Der Bundesrat schlägt auch für anderen 
Pfeifentabak vor, die Steuer über den im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Satz von 30 
V. H. hinaus auf 28 v. H, zu senken. Zur 
Begrühdung wird nur angeführt, daß die 
Steuer zu hoch angesetzt sei. Die Steuer für 
Pfeifentabak betrug vor 1939 32 v. H. und 
beträgt unter Berücksichtigung ^es Voll- 
streckungsaufschubs von 4,73 V. H, jetzt 
38,27 V. H. 

Wenn auch der nadi dem Gesetzentwurf vor- 
gesehene Steuersatz von 30 v. H. nach den 
Kalkulationsprüfungen im allgemeinen an- 
gemessen ist, so wird der weiteren Steuer- 
senkung und damit einer weiteren Einnahme- 
minderung um etwa 1,7 Mio DM gleichwohl 
zugestimmt. Die Industrie hat nachträglich 
vorgebracht, daß sie bei dem nach dem Ge- 
setzentwurf vorgesehenen von ihr gewünsch- 
ten Wegfall der bisherigen 18 DM-Preis- 
klasse ihre bisher gängigsten Pfeifentabake 
der 20 DM-Preisklasse künftig zu 15 DM/ 
1 kg verkaufen müsse. Es ist zuzugeben, daß 
dann der Steuersatz von 30 v. H. der Indu- 
strie nicht den erforderlichen Erlös läßt, son- 
dern, daß dieser erst durch die Senkung auf 
28 V. H. erreicht wird. 

Zu 6«, 10., 11«, 12. und 13. 

Die vorgeschlagenen Änderungen und Ergän- 
zungen sind nur erforderlich, wenn dem Vor- 
sdilag des Bundesrats zu 8. — Beibehaltung 
der Steuerlager — zugestimmt wird. Ande- 
renfalls sind sie abzulehnen. 

Zu 7. 

Der Bundesrat schlägt vor, in 5 28 die Worte 

„ Gewinn- Ausschüttungen oder dergleichen 
bei Verbraucherorganisationen sowie“ 

zu streichen. Dem Vorschläge wird nicht zu- 


gestimmt. Die vorgeschlagene Streichung 
führt zu einer unterschiedlichen Behandlung 
der Verbrauchergenossenschaften und des 
übrigen Tabakwarenhandels. Die Gewinn- 
ausschüttungen auf der Grundlage des Um- 
satzes oder dergl. bei Verbrauchergenossen- 
schaften bedeuten praktisch, daß die Ver- 
braucher die Tabakwaren zu einem Ver- 
kaufspreise erhalten, der unter dem Steuer- 
zeichenpreis liegt. Ein solcher Verkauf ist 
aber dem Tabakwarenhandel sonst nach § 28 
des Entwurfs untersagt, Tabakindustrie und 
Tabakwarenhandel legen den größten Wert 
auf das Verbot In der im Gesetzentwurf vor- 
gesehenen Fassung. 

Zu 8. . 

Der Bundesrat schlägt vor, die 1935 aufge- 
hobenen und ab 1946 von einzelnen Ländern 
wieder eingeführten Steuerlager für Zigarren, 
die nach dem Gesetzentwurf wegfallen sollen, 
beizubehalten. Zur Begründung wird an- 
geführt, daß für Zigarren eine „konsumen- 
tennahe Ablagerung“ erforderlich sei, die nur 
durch Steuerlüger möglich werde. Die Be- 
deutung des Umsatzes über die Steuerlager 
sei zudem im Laufe des letzten halben 
Jahres erheblich gewachsen. Von Interessenten 
wird vielfach hinzugefügt, bis zum 1. Juli 
1951 sei eine stärkere Warenbewegung über 
die Steuerlager praktisch deshalb nicht mög- 
lich gewesen, weil bis zu diesem Zeitpunkt 
auf Grund des Gutachtens des Obersten 
Finanzgerichts vom 23. August 1949 das 
Banderolieren auf den Steuerlagern als um- 
satzsteuerschädliche Bearbeitunf? galt, so daß 
die hohe Umsatzsteuerbelastung die Be- 
wegung nennenswerter Warenmengen über 
Steuerlager vollkommen unwirtschaftlich 
machte. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die 
Zigarrenindustrie und der Zigarrenhandel 
sind seit der Auflösung der Steuerlager im 
Jahre 1935 bis zu ihrer Wiedereinführung 
durch die Länder auch ohne die Lager, also 
ohne „konsumentennahe Ablagerung“, aus- 
gekommen. Das wird auch künftig möglich 
sein. Die Steuerlager verursachen einen un- 
verhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand. 
Deshalb sollte man sie beseitigen. 

In der Sitzung des Finanzausschusses des Bun- 
desrats am 25. September 1952 sind die 
Angaben in der Begründung zum Ent- 
wurf eines Tabaksteuergesetzes (Abschnitt 
III 1 letzter Absatz) über die Zahl der 
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Steuerlager („rd. 1200*) und die Menge der 
über sie gehenden Zigarren („etwa 20 v. H. 
der im Bundesgebiet erzeugten Zigarren*) 
angezweifelt und genaue Unterlagen erbeten 
worden. Diese Unterlagen sind inzwischen 
beschafft wQjrden und in der anliegenden 
Aufstellung beigefügt. 

Aus dem Zahlenmat erid der Aufstellung 
ergibt sich, daß die Menge der über Steuer- 
lager gehenden Zigarren noch nicht einmal 
20 V. H., sondern 

i. d. Zeit nach der nach dem 

vom Stückzahl Werte 

1.7.51—31.3.52 15,1 v.H. 14,9 v.H. 

1. 4. 52—30. 9. 52 16,9 v.H. 16,1 v.H. 

der insgesamt versteuerten Zigarren — und 
zwar unter Außerachtlassung der zu Klein- 
verkaufspreisen unter 15 Pf versteuerten Zi- 
garren — ausmacht. 

Weiter ergibt sich, daß die Begründung des 
Bundesrats für die Beibehaltung der Steuer- 
läger auch in ihrem zweiten Punkte nicht zu- 
trifft; denn die Bedeutung des Umsatzes von 
Zigarren über Steuerlager ist auch im letzten 
halben Jahr (1. April bis 30. September 52) 
nicht erhcbliA gewachsen. Ebensowenig hat 
die Anwendung nur des niedrigeren Umsatz- 
steuersatzes von 1 V. H. auf die Liefemngen 
aus Steuerlagern äb 1. Juli 1951 dazu geführt, 
daß seitdem erheblichere Warenmengen über 
Steuerlager bewegt wurden. Der Zgarren- 
absatz über Steuerlager ist im letzten halben 
Jahr gegenüber dem vorangegangenen V 4 - Jahr 
nach der Stückzahl nur um 7,6 v. H. 
und nach dem Gesamtwert und dem Steuer- 
wert nur um 1,2 v, H. gestiegen. ^ 

Zu 9. 

Dem Vorschlag, als Anmeldestellen für die 
Tabakkleinpflanzer in Orten ohne Zollstelle 
nicht die Gemeindebehörden, sondern allge- 
mein nur die Zollstellen vorzusehen, wird 
zugestimmt. 

Zu 10. — 13. 

Siehe zu 6. 

Zu 14. 

Der Bundesrat schlägt zu § 98 (Abwicklung 
des Vollstreckungsaufschubes) im Gegensatz 


zu der nach dem Gesetzentwurf vor- 
gesehenen Staffelung der Rückzahlung und 
des Erlasses der aufgeschobeiien Beträge nach 
Vomhundertsätzen eine Regelung vor, die 
den Teilerlaß davon abhängig macht, daß 
die Betriebe nach den Veranlagungen der Fi- 
nanzämter zur Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer für die Veranlagungszeiträume 
1951 und 1952 einen steuerpflichtigen Ge- 
winn ohne Berücksichtigung eines etwaigen 
Verlustvortrages erzielt haben. Der Vor- 
schlag wird damit begründet, daß der Steuer- 
erlaß auf solche Betriebe beschränkt bleiben 
soll, die nach ihren wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen zur Zahlung der Tabaksteuer nicht 
in der Lage sind. 

Dem Vorschlag des Bundesrats für § 98 wird 
nicht zugestimmt. Die Tabakindustrie hat 
einhellig gegen den Vorschlag Stellung ge- 
nommen, weil er ihr eine ungünstigere Rege- 
lung bringt, als der Gesetzentwurf sie vor- 
sah. Der Vorschlag hat zur Folge, daß Be- 
triebe, die gut gewirtschaftet und dadurch 
einen Gewinn erzielt haben, geradezu be- 
straft und Betriebe, die schient gewirtschaf- 
tet und dadurch keinen Gewinn erzielt ha- 
ben, belohnt werden. Hinzu kommt, daß die 
Abwicklung der durch Vollstreckungsaufschub 
angeschriebenen Beträge um Jahre hinausge- 
schoben wird, da die rechtskräftigen Veranla- 
gungen zur Einkommensteuer und zur Kör- 
perschaftsteuer erfahrungsgemäß erst bis zu 
2 oder 3 Jahre nach Ablauf des Veranlagungs- 
zeitraumes vorlicgcn. 

Die Industrie erstrebt die für sie günstigere 
Regelung, wie sie der Gesetzentwurf vor- 
sieht. Es schweben noch Verhandlungen mit 
der Industrie mit dem Ziel, durch eine Än- 
demng der Zeiträume und durch eine ander- 
weite Staffelung der zurückzuzahlenden Be- 
träge das vom Bundesrat erstrebte Ergebnis 
auf einem für die Verwaltung leichter durch- 
führbaren Wege zu erreichen. 

Zu 15. 

Dem Vorschlag für die Berlin-Klausel wird 
zugestimmt. 
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Aufstellung über Stcucrlagcr 


Steuerlager für Zigarren waren im Bundesgebiet vorhanden: am 1. Juli 1951 
Auf die Steuerlager wurden verbracht: in der Zeit vom 1. Juli 1951 — 31. März 1952 

mithin monatlich 

in der Zeit vom 1. April 1952 — 30. September 1952 
mithin monatlich 


1182 und am 1. Juli 1952 : 1149. 
298 569 449 Zigarren 
33 174 383 
220 613 811 
36 768 968 


Im Bundesgebiet wurden von Zigarrenherstellern und Steuerlagerinhabern versteuert: 


In der Zeit 
vom 

Zigarren 

insgesamt 

Von Sp. 2 
15 

u. 3 z. KlVPr. 
bis 40 Pf. 

von 

Von Sp. 2 u. 3 z. KlVPr. 
über 40 Pf. 

von 

zusammen Spalten 4 bis 

9 


1 000 

Stück 

Kleinverk. 
wert DM 

1 000 

Stück 

Kleinverk. 

1 wert DM 

durchschn. 

1 KlVPr. 

1 1 000 

1 Stück 

Kleinverk. 

1 wert DM 

durchschn. 

KlVPr. 

1 000 

Stück 

Kleinverk. 
wert DM 

durchschn. 

KlVPr. 

1 

1 2 

3 

1 4 

5 

6 

7 

8 ! 

9 

10 

11 

12 

1. Juli 51 bis 
31. März 52 
monatlich 

1. Anril 52 bis 
30. Sept. 52 
(Sent. ee- 
schätzt) 
monatlich 

3 167 271 

351 919 

2 144 235 

357 372 

600 373 024 

66 708 113 

388 407 402 

64 734 567 

1 784 960 

198 329 

1 158 050 

193 008 

409 734 721 

45 526 080 

262 568 394 

43 761 399 

22,9 Pf. 
2^9 Pf 

22,6 Pf. 

22,6 Pf. 

99 721 

11 080 

51 276 

8 546 

61 173 697 

6 797 077 

31 346 499 

5 224 416 

61,3 Pf. 
61,3 Pf. 

61,1 Pf. 

61,1 Pf. 

1 884 681 

209 409 

1 209 326 

201 554 

470 908 418 

52 323 157 

293 914 893 

48 985 815 

24,9 Pf 
24,9 Pf 

24,3 Pf 

24,3 Pf 


Von den Steuerlagerinhabern allein wurden versteuert: 


In der Zeit 
vom 

Zu 

KlVPr. bis zu 40 

Pf. 

zu 

KlVPr. ü b e r 40 

Pf. 

zusammen Spalten 2 bis 7 


Stückzahl 

Kleinverk. 
wert DM 

durchschn. 

1 KlVPr. 

Stückzahl 

Kleinverk. 
wert DM 

durchschn. 

KlVPr. 

Stückzahl 

Kleinverk, 
wert DM 

! durchschn. 

KlVPr. 

1 

2 

1 3 

1 4 

5 

! 6 

1 7 

8 

9 

1 10 

1. Juli 51 bis 

31. März 52 
monatlich 

1. April 52 bis 

30. Sent. 52 
(Sept. ee- 
schätzt) 
monatlich 

262 766 749 

29 196 305 

191 341 283 

31 890 214 

1 

55 574 457 

6 174 939 

39 242 293 

6 540 382 

21,1 Pf. 

21,1 Pf. 

20,5 Pf. 

20,5 Pf. 

21 998 293 

2 444 255 

12 992 091 

2 165 348 ' 

14 913 918 

1 657 103 

8 349 536 

1 391 589 

^ 67,7 Pf. 

67,7 Pf. 

64,2 Pf. 

64,2 Pf. 

284 765 042 

31 640 560 

204 333 374 

34 055 562 

70 488 375 

7 832 042 

47 591 829 

7 931 971 

i 

; 24,7 Pf. 

24,7 Pf. 

23,2 Pf. 

23,2 Pf. 




